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Regierungsvorlage 

. Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX 
über den Betrieb und die Beaufsichtigung 
der Vertragsversicherung (Versicherungsauf­

sichtsgesetz - VAG) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Erstes Hauptstück 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Anwendungsbereich 

§ 1. (1) Unternehmen, die ihren Sitz im Inland 
und den Betrieb der Vertragsversicherung zum 
Gegenstand haben (inländische Versicherungs­
unternehmen), unterliegen den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes. 

(2) Unternehmen, die ihren Sitz im Ausland 
und den Betrieb der Vertragsversicherung zum 
Gegenstand haben (ausländische Versicherungs­
unternehmen), unterliegen den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes, soweit Versicherungsver­
träge im' Inland abgeschlossen werden oder für 
sie im Inland geworben wird (Betrieb im Inland). 

(3) Der Betrieb von Versicherungszweigen der 
Personenversicherung durch Körperschaften des 
öffentlichen Rechts unterliegt, wenn Versiche­
rungsnehmer nur ihre Mitglieder sind, nicht den 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes. 

(4) Ob ein Unternehmen den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes unterliegt, entscheidet die 
Versicherungsaufsichtsbehörde. 

'. § 2. (1) Unternehmen, die ausschließlich den 
:Betrieb der Rückversicherung zum Gegenstand 
haben, unterliegen nicht den Bestimmungen dieses 
Bundesgeseq:es; auf inländische Unternehmen, 
die ausschließlich _ den Betrieb der Rückversiche­
rung zum Gegenstand haben, sind jedoch 

1. die §§ 81 bis 83, 99 bis 1'03,115 bis 118 und, 
2. sofern sie ,in der Rechtsform eines Ver­

sicherungsvereines auf Gegenseitigkeit betrie­
ben werden, der § 4 Abs. 1 erster Satz und 
Abs. 3 Z. 1 und 3, die §§ 26 bis 34, der § 35 
Abs. 1, 3 und 4, die §§ 36 bis 52, der § 53 

Abs. 1, 2, 3 erster Satz, 4 und 5, die §§ 54 
und 55, der § 56 Abs. 1, 2, 4 und 5, die 
§§ 57 bis 61, der § 62 Abs. 2 bis 4, die: 
§§ 63, 65 bis 67, 68 Abs. 1 bis 3, 5 und 6, 
69 bis 73, 84, 85, 96 und 114 dieses Bundes­
gesetzes anzuwenden. 

(2) Versicherungsunternehmen, die neben an­
deren Versicherungszweigen (Versicherungsarten) 
den Betrieb der Rückversicherung zum Gegen­
stand haben, unterliegen hinsichtlich des Betrie­
bes der Rückversicherung nicht den §§ 4 Abs. 3 
Z. 2 . und 4, 7 Abs. 1, 8 Abs. 2 Z. 1 und 3, 
den §§ 9, 13 bis 17, 79, 88, 93 und 104 Abs. 5 
Z. 1 dieses Bundesgesetzes. 

(3) Die Versicherungsaufsichtsbehör~e kann 
durch Verordnung den Betrieb einzelner Ver­
sicherungs arten der Transpolltv.euicherung von 
der Anwendung der §§ :4 Abs. 3 Z. 2 und 4, 
7 Abs. 1, 8 Abs. 2 Z. 1 und 3, der §§ 9 und 104 
Abs. 5 Z. 1 ausnehmen, wenn dies wegen der 
Eigenart dieser Versicherungen, insbesondere we­
gen des Erfordernisses einer raschen Anpassung 
von Geschäftsgrundlagen an geänderte Verhält­
nisse oder des geringeren Schutzbedürfnisses der 
Versicherungsnehmer, zweckmäßig erscheint. 

Betriebsform 

§ 3. (1) Inländische Versicherungsunterneh­
men dürfen nur in Form einer Aktiengesellschaft 
oder eines Versicherungsvereines auf Gegenseitig­
keit betrieben werden. 

(2) Bei ausländischen Versich~rungsunterneh­
men kommen die Rechte und Pflichten, die nach 
diesem Bundesgesetz den gesetzlichen Vertretern 
eines inländischen Unternehmens auferlegt sind, 
ihrem für das Inland bestellten Hauptbevoll­
mächtigten zu. 

Konzession 

§ 4. (1) Der Betrieb der Vertragsversicherung 
ist an eine Konzession gebunden. Der Umfang 
der Konzession richtet sich nach dem Geschäfts­
plan(§ 8). 

(2) Mit dem Antrag auf Erteilung der Kon­
zession sind die im § 8 Abs. 2 angeführten Be-
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2 764 der ßeül3igen 

standteile ,des Geschäftspl;ms,in de,n im .§ . 18 
Abs. 1 angeführten' Versicherungszweigen init 
Ausnahme der Versicherungsbedingungen, zur 
Genehmigung vorzulegen. 

(3) Die Versicherungsaufsichtsbehörde hat die 
Konzession zu erteilen, wenn 

1. ,die Mitglieder des Vrorstandes oder der 
Hauptbevollmächtigte die für die Führung 
des Betriebes erforderlichen Eigenschaften 
besitzen, 

2. die Belange der Versicherten nach .dem Ge­
schäftsplan ausreichend gewahrt, insbeson­
deredie Verpflichtungen aus den Versiche­
rungsverträgen genügend als dauernd er-

'. füll bar dargetan sind, 
3. die Eigenmittel . ausreichen, U111 die Grün­

dungskosten, die Organisationskosten und 
die übrigen durch den Betrieb entstehenden 
Kosten zu decken, 

4. nicht eine für die VersiCherten nachteilige 
Entwicklung des Versichetungsmarktes zu 
erwarten ist. 

.' (4), Bei der Beurteilung, ob die Mitglieder des 
Vorstandes oder der Hauptbevollmächtigte die 
für die Führung des Betriebes erforderlichen Ei­
genschaften besitzen, ist insbesondere auch auf 
die Art der Versicherungen, die betrieben wer­
den sollen, und den beabsichtigten Umfang des 
'Betriebes Bedacht zu nehmen. 

(5) Bei der Beurteilung, ob die Verpflichtungen 
aus den Versicherungsverträgen genügend als 
dauernd erfüllbar dargetan sind, ist insbesondere 
auch zu berücksichtigen, ob eine sonst mangelnde 
Erfüllung dieser Voraussetzung durch die Stellung 
einer Kaution (§ 14) ersetzt werden kann. 

(6) Für änländische Versicherungsunternehmen 
·darf die Konzession nur erteilt werden, wenn 
sie in einer zulässigen Betriebsform (§ 3 Abs. 1) 
errichtet sind oder errichtet werden. 

Ausländ:isehe 
Ver si ehe r un gs u n t ern e h me n 

§ 5. (1) Einem ausländischen Versicherungs­
unternehmen darf, unbeschadet des § 4 Abs. 3 
bis 5, die Konzession zum Betrieb der Vertrags­
versicherung im Inland ·nur erteilt werden, wenn 
eine inländische Zweigniederlassung errichtet und 
eine natürliche Person, die ihren ordentlichen 
Wohnsitz 'im Inland hat, zum Hauptbevollmäch-
tigten bestellt wird. . 

(2) Die VersicheruJ;lgsaufsichtsbehörde hat die 
Bestellung eines Stellvertreters des· Hauptbevoll­
mächtigten zu verlangen, wenn der beabsichtigte 
Umfang des Geschäftsbetriebes dies erfordert. 
Für den Stellvertreter des Hauptbevollmächtigten 
gelten die gleichen Voraussetzungen: wie für 
diesen .. 

(3) Die Konzession darf einem ausländischen 
Versicheningsunternehmen nur' erteilt werden, 
wenn es eine Betriebsform aufweist, die den im 
§ 3 Abs. 1 angeführten entspricht oder mit ihnen 
vergleichbar ist, und wenn der Geschäftsplan 
ausschließlich Versicherungen umfaßt, die nach 
gleichen oder ähnlichen Grundsätzen auch in dem 
Staat, in dem es seinen Sitz hat, rechtmäßig 
betrieben werden. 

(4) Die Konzession darf einem ausländischen 
Versichenmgsunternehmen, wenn der Staat, in 
dem es seirien 'Sitz hat, nicht Gegenseitigkeit ge­
währt, nur'erteilt werden, wenn dies überwiegende 
öffentliche Interessen gebieten. 

§ 6. (1) Der Geschäftsbetrieb' eines ausländi­
schen Versicherungsunternehmens im Inland darf 
nicht vor Eintragung der inländischen Zweig­
niederlassung' und des Hauptbevollmächtigten 
in das Handelsregister. aufgenommen werden. 

(2) Nach Erteilung der Konzession darf ein 
ausländischer Versicherer Versicherungsverträge 
mit Personen, die ihren ordentlichen Wohnsitz 
oder Sitz im Inland haben, und Versicherungs­
ve~träge fiber inländische Grundstücke nur mehr 
über die inländische Zweigniederlassung des 
Unternehmens abschließen. 

(3) Der Gerichtsstand des § 99 Abs. 3 Juris­
diktionsnorm darf für Klagen aus dem inländi­
schen Geschäftsbetrieb nicht ausgeschlossen wer-
den. ' 

(4) Tritt die im § 5 Abs. 2 genannte Voraus­
setzung nach Erteilung der Konzession . ein, 
so hat die Versicherungsaufsichtsbehörde die Be­
stellung eines Stellvertreters des Hauptbevoll­
mächtigten zu verlangen:. Liegt diese Voraus­
setzung nicht ,mehr. vor, so hat sie die ersatz-· 
lose Abberufung des Stellvertreters des Haupt-· 
bevollmächtigten zu gestatten. 

§ 7. (1) Die Konzession für ein ausländisches 
Versicherungsunternehmen ist zu entziehen" 
wenn es Versicherungen nach gleichen oder ähn­
lichen Grundsätzen wie im Inland nicht mehr 
auch in dem Staat; in dein es seinen Sitz hat;, 
rechtmäßig betreibt, es sei denn, daß der wei­
tere Betrieb im Inland im überwiegenden Inter~, 
esse der Versicherten gelegen ist. . 

(2) Werden infolge einer Knderung der Sat­
zung eines ausländischen Versicherungsunterneh­
mens oder der Geschäftsgebarung an 'seinem Sitz 
die Belange der Versicherten nicht mehr ausrei­
chend gewahrt und die Verpflichtungen aus den 
Versicherungs verträgen nicht' mehr genügend als 
dauernd erfüllbar dargetan, so ist die Konzession 
eines ausländischen Versicherungsunternehmens: 
zu widerrufen. 

Ge seh ä f t s pI ~ ri 

§ 8., (1) Die Versicherungsunternehmen'haben 
einen Geschäftsplan zu erstellen, der der Geneh-, 
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migung durch die Versicherungsaufsichtsbehörde 
bedarf. Der § 4 Abs. 3 Z. 2 bis. 4 gilt smn-
gemäß. . . 

(2) Der Gesch~ftsplanhat zu umfassen 
L die DarIegung der Verhältnisse, die für die 

Wahrung der Belange der Versicherten und 
die Beurteilung· derdwerndenErfüHbar­
keit der Verpflichtungen aus den . Versiche­
rungsverträgen erheblich sind; 

2. die' Bezeichnung der Versicherungszweige 
u~d, wenn nur dn'Ze!lne Versicherungs.arten 
. von V ersich~rungszweigen 'betrieben werden, 
dieser V er~icheI1ung,sar,ten, a,wf d,ie sich der 
Betrieb erirtreckt, 

.. 3. die· allgemeinen und besonderen Versiche-
rungsbedingungen. . 

(3) Bei inländischen Versicherungsunternehmen 
bildet auch die Satzung einen Bestandteil des Ge­
schäftsplans. Die Satzung hat, unbes9Iadet sonsti­
ger gesetzlicher Erfordernisse,. Angaben darüber 
zu . enthalten, auf welche Versicherungszweige 
und, wenn nur einzelne Versicherungsarten von 
Versicherungszweigen betrieben werden, auf wel­
che Versicherungsarten sowie .auf welches GebIet, 
einschließlich eines allfälligen Betriebes im Aus­
land, sich der Betrieb erstreckt. Bei der Angabe 
der. betriebenen Versicherungszweige oder Ver­
sicherungsarten genügt der Hinweis auf den ge­
nehmigten Geschäftsplan. 

(4) Bei ausländischen Versicherungsunterneh­
men hat der Gesehäftsplan auch die Angabe 
zu umfassen, auf welches Gebiet im Inland· sich 
der Betrieb erstreckt. Die Satzung und jede 
.i\nderung derselben sind der Versicherungsauf­
sichtsbehörde zur Kenntnisnahme vorzulegen. ' 

(5) Die Versicherungsaufsichtsbehörde hat An­
ordnungen über die Bezeichnung der Versiche­
rungszweige und der Versicherungsarten und den 
Inhalt. dieser Bezeichnungen zu treffen, soweit 
dies für die Einheitlichkeit und Klarheit der Be­
zeichnung der Versicherungszweige und der Ver­
sicherungsartenerforderIich ist. 

Ver si ehe run g s b e d ~ n gun gen 

§ 9. (1) Die allgemeinen Versicherungsbedin­
gungen haben insbesondere Bestimmungen zu ent­
halten 

1. über die Ereignisse, bei deren Eintritt der 
Versicherer zu einer Leistung verpflichtet 
ist, .und über die Fälle, in denen aus beson­
deren Gründen diese Pflicht ausgeschlossen 

Rechtsfolgen, die eintreten, wenn er' damit 
in: Verzug ist, 

4. über die Dauer des Versicherungsvertrages. 
insbesondere ob und auf welche Weise er 
stillschweigend verlängert, ob und auf wel­

·che Weise 'er gekündigt oder sonst ganz oder 
teilweise aufgehobenwerderl kann, und Über 
die Verpflichtungen des VersicherersIin die­
sen Fällen, 

5. über den Verlust des Anspruchs aus dem 
Versicherungsvertrag, wenn Fristen versäumt 
werden, .,. . . 

6. in der Lebensversicherung außerdem über 
die Voraussetzungen und den Umfang der 
Gewährung von. Vorauszahlungen. oder Po-
lizzendarlehen.· .. 

. (2) Besondere Versicherungsbedingungen sind 
von den allgemeinen Versicherungsbedingungen 
abweichende oder sie ergänzende Bestimmungen, 
die für bestimmte Gruppen vOhVersicherungs­
vertragen regelmäßig verwendet werden sollen,' 
auch wenn sie in sonst nicht zum Geschäftsplan 
gehörenden Geschäftsgrundlagen, insbesondere 
Tarifen, enthalten sind. 

(3) Von den allgemeinen und besonderen Ver­
sicherungs bedingungen darf zu ungunsten des 
Versicherungsnehmers nur aus sachlich gerecht­
fertigten Gründen und nur dann abgewichen 
werden, wenn der Versicherungsnehmer vor dem 
Vertragsabschluß darauf ausdrücklich hingewiesen 
worden ist und sich schriftlich damit einverstan­
den erklärt hat. 

Ge s<:'h ä,f.t S ,pt a n ä n ,d er u n g ,e n 

§ 10. Jede Änderung des Geschäftsplanes be­
darf der Genehmigung durch die Versicherungs­
.au:hichtsbehörde. Der § 4 Abs. 3 Z. 2 bis 4 gilt 
sinng,emäß. . 

Organ,e 

§ 11. (I) Inländische VersicherungsUnternehmen 
haben der Versichemngsaufsichtshehörde die 
Mitglieder ihres Vorstands und ihres Aufsichts­
rats, sobald d~ese "besteHt sind, und 1.1nverzüglich 
jede Änderung in der Zusammensetzung dieser 
Organe bekanntzugeben. 

(2) Änder'ungen in der PersOn des1:Iaurptlbe­
voUmächtigten einesauslän,dischen Versicherungs­
unternehmensund seines Stellv,ertreters bedürfen 
.der Genehmigung durch die Versicherungs auf­
slichtslbehörde. Der§ 4 Aibs. 3 Z. 1 gilt sinngemäß. 

oder aufgehoben sein soll,' . A 1.1 S ü b u n g .cl e s G e sc h äf Its :b e t,r 1 e 'b.e s 

2. über die Art, den Umfang und die Fällig- § 12.(1) Das Versicherungsunternehmen hat 
keit der Leistungen des Versicherers, . der Ver~icherungsaufsichtsbehörde die Aufnahme 

3. über die Feststellung· und Leistung des Ent- und die Einstellung des ,B.etr.iehes der im . Ge­
gelts, das der Versicherungsnehmer an den schähsplan vorgesehenen VersicherungszWleige 
Versicherer zu entrichten hat, und über die (VerSJicherungsamen) unvel1züglich anzuzeigen. 
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(2) W,ird ,der Betrieb innerhalb ein,es Jahres 
nicht in dem nach der Genehmigung des Ge­
schäftsplans oder einer änderung' desselben 
durch Betriebserweiterung erlaubten Umfang auf­
genommen, so erLischt, ,insoweit ·die Aufnahme 
des Betriebes unterbleibt, die Genehmigung des 
Geschäftsplans oder seiner änderung. Handelt 
es sieh um den Betrieb von im § 18 Abs. 1 ange­
tiihrten Veuicherungen, so verlängert sich dieser 
Zeitraum auf drei Jahre. 

0(3) Die Genehmigung ,erlischt a'uch,' wenn der 
Betrieb, nachdem ,er bereits aufgenommen wurd.e, 
währ,end ,dreier aU!fe~naonderfo.lgender Jahre nicht 
.aus~eÜibtW'ifld. 

(4) Das Erlöschen der Genehmigungen nach den 
Abs. 2 und 31st v,on der Versicheru~saufsichts­
behörde mit Bescheid .festzusteHen. 

(5) Vor Ablauf von drei Ja:hren nach Erlöschen 
der Genehmigung ,darf ,eine neuerliclie Genehmi­
gung für dense1ben V,ersicherungszweig (dieselbe 
Versicherwngsart) nicht w,ieder ienteilt werden. 

Bestandübertragung 

§ 13. (1) Der Bestand eines Unternehmens an 
Versicherungsventrägen (Y,ersichemngsbestand) 
kann in seiner Gesamtheit oder 1:eil-weise ohne 
Zusümmung der Versicherungsnehmer auf ein 
anderes Versicherungsunllernehmen übertra®en 
werden. 

(2) !Die Be&tandübertragung bedanf der Ge­
nehmiguI1ig ,durch die Versicherungsaufsichtsbe­
hörde. Die Genehmigung ~&t zu v,ersagen, wenn 
die Interessen der Versichenten nicht ausreichend 
gewaJhrt sind oder eine nachteilig,e Auswirkung 
der übertragung auf das Gesam!igeschäft ,des 
ühernehmen·den Versich'erungsuntiernehmens oder 
eine für die VerS'ich,el"ten nachtei1ige Enltwicklung 
des Versicherungsmatikts zu erwarten ist. 

(3) Die Rechte und Pfl,ichten aus den Izum über­
tragenen Bestand gehörenden Versicherungsver­
trägen g,ehen mit der Genehmigung der Bestand­
übertra;gung auf den übemehmenden Versicherer 
über. 

(4) Der Versicherungmehmer ist berechtigt, den 
Versichel'ungsv.entr,ag zum Ende der Vers,iche­
rungsperiDde, während ·der er VOn ,der Bestand­
ilbertragung Kenntnis er.langt 'hat, zu kündigen 
und den auf die Zeit nach der Beenrngung des 
VersicheruI1igsv,etihältnisses entfaltenden 'teJil der 
Prämie unter Albzug ,der für diese z,eüt auflge~ 
wendeten Kosten ,z,urückzufor.dern. ,Auf ,eine V,er­
einbarung,die von dieser -Bestimmung abweidIt, 
kann sich der Versicherer nicht :berufen. 

(5) Der Abs. 4 gilt nicht für übertragungen des 
g-esamtien Versich,erungsbestandes, die im über­
gang des gesamten Vermögens eines V'ersich·e­
rungsunternehmens auf ein anderes enthalten 
sind. 

K a urtion 

§ 14. (1) Die VersicheruI1igs~ufsidmbehör,de hat 
-die Genehmigung ,des Geschäftsplans oder einer 
Geschäoft&planänderung oder dJie Genehmigung 
einer Bestandü:bertragung ron .der Stellung einer 
Kaution oder ,der Erihohung einer bereits gestell-: 
ren Kau~~on aJbhängig zu machen, wenn dies not­
,wendig ist, um ,die ,dauernde Erfüllbar,keit der 
Verpflichtungen aus den VersicheruI1igsv.erträgen 
sich'erzustelJen. 

(2) Zur SichersteLlung der Ansprüche aus dem 
Betriieb einzelner Versicherungszw.eige kann je 
eine gesonderte Kaution gefordert werden . 

(3) Die Höhe der Kaution kann ganz oder teil­
weise mit einer VerhältniszaJhl zu Beträgen fest­
gesetzt werden, aus denen sich der Betriebsum­
fang ,des VersicheI'ungsunt.ernehmens ergibt. 

(4) Die V,ersicherungsaufsichtsbehörde kann 
eine Erhöhung ,der Kaution 'verlangen, wenn sich 
die für die :F'estsetzung ihrer Höhe maßgebenden 
UmSltände seit ,der Kautionsstellun.g wesentlich 
ge3jndert h~ben. 

§ 15. Verfügungen Ülber die der Kaution ge­
wi:dmeten Vermögenswerte bedül'1f\en zu ihrer 
Rechtswil1ksamkeit ,der Zustlmmung ,der Versiche­
rungsaufsichtsbehöroe. Die ZUSItimmung ist zu 'er­
t,eilen, wenn die V,emÜ!gung im Hinblick auf ,den 
Zweck der KautionssteLluI1ig Unbedenklich ist, tins­
besondere wenn .der Kaution gewidmete. Ver­
mögenswerte durch in ihrer Sicherhe~t und .ihl'er 
R,entabilitätgleichwert~ge Anla;gen ,ersetzt werden 
sollen. 

§ 16. (1) iDie Kau1:iIOn ist auf Verlangen ganz 
oder teiLweise .freit zugeben, soweit die Umstände, 
dierhre Stellung el'1for,derlich machten, nicht mehr 
v,orliegen. 

(2) Die Kaution ,i~t gan'z oder teilweise zur 
Befl'iedigung sich,el1gestellter Ansprüche .fr·eizu­
geben, wenn die .Befried~gung weirer,er Ansprüche 
aus dem Ülb6gen V,ermögen des Y,ersicherungs­
unternehmens gewährleistet ,ersche~nt und die 
W:iederauffüllung ,der Kautioner,wal'1tet wer,den 
kann oder als 'entbehrlich anz,usehen list. 

(3) Nach Beendigung ,des Geschäf,tsbetriebes, aus 
.dem die sichergestellten Anspruche entstanden 
sind, ist .diJe Kaution zur Befriedigung der sicher­
gestellten Ansprüche freizugeben, soweit diese 
nicht aus dem übrigen Vermögen des Versiche­
rungsunternehmens ,erfolgen kann. Ein nach Be­
friedigung aller sicher,gestellten Ansprüche v·er­
bleiben'der Ka,utionsrest ist freizugeben. 

§ 17. (1) Die Widmung von Vermögensowerten 
.für die Kaution hat zu erfolgen: 

1. bei Liegenschalften und Hypotheken durch 
eine ,en~rechende Anmerkung .im Grund-
buch, . . . 
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2. bei Forderungen durch schriftLiche Verständi­
gung des Schuldners und aUenfalls des 
Bür,gen, 

3. bei Wertpapieren durch schriftlichle Verstän­
,digung ,der·Verwahrungsstel1e. 

(2) Ansuchen um Anmerkung der Kautions­
widmung im Gl'undbuch sind vün den Gecichts­
und JustizY'el'wa'ltungsgebühren befrei'!. 

Zweites Hauptstück 

VERSICHERUNGEN, FüR DIE EINE DEK­
KUNGSRüCKSTELLUNG ZU oßILDEN IST 

. ci ,e s c h ä .f t s p La n 

§ 18. (1) In der Lebensversicherun.g, der Kran­
kenversicherung und in aJ·}.en anderen Versiche': 
rungszweigen (Versicherungsarten), soweit diese 
nach Art der Lebensv.ersicheru,ng allifGrund 
von WahrscheinLich:keiitstafeln betrieben werden, 
hat der Geschäftsplan auch die ltechnungsgrund­
lagen (Wahrscheinlichkeitstafeln, Zinsf'uß, Kosten­
zuschläge), die Grundsätze ·und Formeln für die 
Berechnung der Prämien (Beiträge), der Deckungs­
rückstellung und der PrämienÜiberträge sow,ie die 
Tarife zu enthahen. Die Grundsätze und Formeln 
für die Berechnung .der Prämien (Beiträg'e) und 
der Deckungsrücksnellung sind ,für jede V,ersiche­
rungsart gesondert dal'z·usteLlen und durch 
Zahle11ibeislpie1e zu ,er.läutern. 

(2) Soweit in anderen als an den 1m Abs. 1 
angeführten Versicherung.en· nachdem Geschäfts­
pla'n ·di,e .Bildung einer Deckungsrückstellunger­
forderllich ist, Ihatder Geschäftsplan die Grund­
sätze und Formeln für die Berechnung der Dek­
kungsruckste!Iulfig zu enthalten. 

(3) I~t heiden im Abs. 1 angeführten Versiche­
rungen' eine PräIDienrück,erstattun,g (Beitrags­
·rückerstattung) Vlorgesehen, so hat der Geschäf:ts­
plan di.e Grundsätlze fürrue Ber.echnung der 
Prämienrückerstalltung un.d .für die Bildung der 
Rückstellun;g für Prämienruckers.tattung Zu ent­
halten. 

(4) In ,der Lebensversicherung hat der Ge­
schäftsplan auch die Grundsätze zu enthalten, 
nach denen bei Rückkäufen und bei Umwand­
lungen in prämi'enfreie (beitragsfreie) Versiche­
run.gen die vertr.aglich.e Leistung f.estgestellt wird. 

(5) Als LehensvIersicherung .gelten insbeson.dere 
auch die Berufsunfähigkeits-, A:lters-, Writwen-, 
W~isen- 'lind Aussteuerversicherung. 

D e 'c ku n g s e ·r f .0 r d e ,r n li s 

§ 19. (1) Das Deckun.gsemordel'nis Uüllfaßt di'e 
DecklUngsruckstelllrung. In Ider Lebensvers:icherung 
sind hievon Vorauszahlungen .oder Polizzendar­
lehen abzuziehen. Inder Lebensversicherung um­
faßt das Deckungserfordernis auch Rückstellun-

gen für Prämienrückersratnung (Beitragsrücker­
,stattung), Rückkaufsrückstellungen, die Prämien­
überträge rund diie RücksteHung für schwebende 
Versicherrung~leistungen. 

(2) .Bei Ider Berechnung ,des Deckungserfürder­
nisses hat ein Albirug von iRückversicherungS'antei-
len zu unterbIeiben. . 

(3) Wiir,d eine Erhöhung <der Deckungsrück­
stellung aus anderen Gründen als wegen einer 
Änderung des Geschäftsumfangs n.otwendig, s.o' 
kann die Versicherungsaufsichtsbehörde gestatten, 
,daß ,diese Erhöhung auf mehl'ere Jahre verteilt 
Wiird, soweit hiedurch :die Interessen ·der Ver­
sicherten nicht gefährdet werden. 

(4) Das Deckungserfordernis ist für die Le­
'bensversicherung, für Idie Krankenversicherung 
und für die übrigen Vel'sicherungszweige (Ver­
sicherun;gsarten), für rdie eine Deckungsruckstd­
lung zu bil~en ist, gesonldert 'zu bel'echnen. 

D.eckungsstock 

§ 20. (1) In ,der Höhe des Deckungserfürtler­
nisses mit Aush,ahme des in Rückversicherung 
übernommenen Geschäfts [st ein Deckungsstock 
zu bilden, der gesündert vom ÜbJ.1ig·en Vermögen 
zu verwal ten iSlt. Die Zuführung zum Deckungs­
stock darf nur soweit unterbleiben, wie im Aus­
land zugunst·en bestimmter Versicherungen eine 
besondere Sicherheit gestellt wenden muß. 

(2) Für die Lebensversicherung, fUr die Kran­
k'envers'ich·erung und für ,die übrigen Versiche­
rungszweige (Versicherungsarten), für die eine 
Deckungsrückstellung zu biLden ist, ist je eine 
gesonderte Abteilung des Deckungsstocks einzu­
ridlten. 

(3) Die Versicherungsunternehmen hahen dafür 
zu sor:gen, daß das Deckungserfordernisdurch 
d]e dem Deckungssrtock gewidmeten Vermögens­
wertestlets voLl ,erfüLlt ist. Sie haben, sobald dies 
erforderliCh list, ,dem Deckungssrock Vermög,ens­
werte auch während ,des Geschäftsjahres zuzu­
führen und der V:ersicherungsaufsichtsbehörde 
auf Verlangen nachzuweisen, daß sie dieser Ver~ 
pflichtung nachgekommen ,sind. Außer für das 
Ende des Geschäftsjahres ist eine bloße Schätzung 
des Deckungserfol"dernisses zuläs9ig. 

§ 21. (1) Die Widmung vün Vermögenswerten 
für den Deckungs~tock h!at zu erfoLgen: 

1. bei Liegenschafren und Hypotheken durch 
eine entsprechende Anmerkung Qm Grund­
buch, 

2. bei Forderungen durch schr5füiche Verstän­
'digun,gdes Schuldners und allenfaUs des 
Bürgen, 

3. bei Wertpapi'eren durch schriftliche Verstän­
digung der VerwahrungsstelIe, 
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(2) Ansumenum Anmerkung der Deckungs­
stockw1dmung ~mGrundbum' sind von den Ge­

'l1imts- und J,ustizverwaltungsgebühren befreit. 

Treuhänder-

§ 22. (1) Der Auf<simtsrat ,des Versicherungsc 
unternehmens hat für -die Obeiwamung des Dek­
kungsstocks einren Treuhänder und ,einen Stell­
vertreter zu bestelleri. Hei aUSlländismen Ver­
sicherurugsu,nternehmen sin!d der Treuhänder und 
sein Stellvertreter vom Hauptbevollmächrigten 
zu bestellen. 

(2) Besteht ,der Deckungsstock aus mehreren 
Abteilun,gen, so kann Hir i'ede Abteilung gesonc 

dert 'ein l1reuhänder und ein Stellvertreter be­
steHt, werden', wenn Idiies ,im Hinblick auf den 
Gesmäftsumf'ang angemessen ersmeint. 

(3) Zum Treuhänlder und zu seinem Steilver­
treter dürf'en nur ,eigenberemtigte natürlime 
Personen mit ordentlichem Wohnsitz im Inland 
bestellt werden, 

l.bei denen die 'besondere Vertrauenswürdig­
keit und ,die geordneten wirtschafdimen Ver­
hältnisse im Sinn der §§ 5 und 6 der Wimschafts­
treuhän:der-Herufsordnung; BGBl.Nr. 125/1955, 
vorEegen, 

2. die weder einem Organ des Y,ersicherungs­
urutJernehmens angehören nomAngestellte di'eses 
Unternehmens sin'd, urud aum sonst nicht in 
einem Abhängigkei(sverhältnl~s zuilhm 'stehen, 

3. die im HinJblick' auf ,ihre Alusbildung ~nd 
thren berufl~men Werdegang die erforderlich:en 
Bigensmaften oesitZien. 

(4) Die Bestellung des Treuhänders und s'eines 
Stellvertreters bedarf der Genehmigung durm 
die V.ersimerungsaufsimts:behöride. Die Genehmi­
gunrg ist nur dann zu versagen, wenn die im 
Abs. 3 angefühmen Voraussetzungen nicht er­
füHt sind. 

(5) Kleine VersimerrungsveI1einehaben' einen 
Treuhänder nur zu bestellen, wenn die Ver­
sicherungsaufsichtsbehorde dies 'anordnet, weil es 
zur Wahrtmg der Interessen der V'ensicherten 
unerläßJicli ,ist. Die Bestellung dbl~egt, wenn der 
Verein keinen Aufsichtsrat hat, ldem Vorstarud. 

§ 23. (1) Der TreUlhänder fürd:ie überwa­
chung des Deckungsstocks hat rdarauf zu achten, 
daß das Peckungsedordernis durch die dem Dek­
kungsstock gewidmeten Vermögenswette 'stets 
voll erfüllt ist. 

(2), Verfügungen des Versicherungsunterneh­
mens über die dem üeclwngs9tock gewidmeten 
Vrermögenswertehedürfen iLU ihrer, Rechtswi,rk­
samkeit derschrliftlich,en Zustimmung des Treu­
häriders. Die ZustJiinmung 'dan nur erteilt wer­
den, wenn die Verfügung die volle Erfüllung des 
Deckungserfol"deml'isses nicht gefährdet oder, dem 
Deckungsstock gewidmete Vermögenswerte durm 

in 'ihrer Sicherheit und R'enta!hilität gleimwertige 
Kapirt:alanlagen ersetzt wellden.' 

(3) Dem Treuhänder ist jederzeit Binsichtin 
die Bücher, Beleg,e unld SchI'iftendes Versiche­
rungsunternehmens zu gewähren. Das Vers'iche­
rungsuntlernehmen hat dem Treuhänder alle Tat­
sachen mitzuteilen, deren Kenntnis für ihn zur 
Wahrnehmung sei,nerAufgaben erfo1"derlich ist.' 
Gegenüher ,dem Treuhänder kann eine Verschwie­
genheivspflichtnicht geltend gemacht werden. 

(4) Sind Eintragungen ,oder Aufbewahrungen 
unter Verwerudung von Datenträgern vorgenom­
men, wOl"den, so sind vom Versicherungsunter­
nehmen auf seine Kosten innerha,ilbangemessener 
Frist diejenigen Hilfsmittel zur Verfügung, zu 
stellen, die notwendig sind, um ,die Unterlagen 
lesbar zu machen 'lmd, soweit erforderl.ich, ohne 
Hilfsmittel lesbare dauerhafte Wiedergaben in 
der benötigten Anzahl beizubr'ingen. 

(5) B'estehel:\ zw~schen dem Versicherungsunter­
nehmen und ,dem, Trreuhänder Meinungsverschie­
<lenheiten über dessen· Pflichüen, insbesonderre 
über die gemäß Abs.2 erf.orderLiche Zu~timmung, 
so entsche~det darüber die Versicherungsaufsichts­
behörde. 

(6) Der TreUhänder hat der Versicherungsaufe 
sichtsbehördJe jederzeit Auskunft frber den von 
ihm üherwachten DeckJungssoock zu eneilen. Im 
übrigen ist er z~rVerschwiegenheit über alle 
Tatsachen verpflichtet, 'die ihm ausschließlich auf 
Grund seiner Tätigkeit bekannt geworden sind. 

Versicherungsmathematlscher 
Sachversotäntdiger (Aktuar) 

§ 24. (1) Versich'erungsunternehmen, die eine 
oder mehrere der im § 18 Abs.l angeführ!en 
Versicherungen. betreiben, sind verpflichtet, m,in­
'destens ,einen versicherungsmathematischen Sach­
verständigen (Aktuar) zu besteHen, der die Er­
stellung ,der rim § 18 Abs. 1 bis 4 ang'eführten 
Bestandteile des Gescha"fvsplans vorzunehmen 
oder ~u leiten· und ihre Einhaltung zu über-
wachen hat. .. 

(2) D~e Bestellung des versimerungsmathenia­
tischen Sachv,erständigen bedarf der Genehmi­
gung ,durch die Versicherungsaufsichtsbehärde. 
Der Genehmigung bedarf auch die Ausübung der 
Funktion ltJines versicherung,smathematischen 
Sachverständigen ,durm den Hauptbevollmä91tig­
ten eines ausländischen Versicherungsunternen­
mens. Die Genehmigung list nur dann zu ver­
sagen, wenn die in Aussicht genommene Person 
nicht die zur Erfüllung der Aufgaben eines ver­
sicherungsmathematischen Sachverständigen er-
fOI'derliche Eignung besitzt. . 

(3) Soll zum· versicherungsffiaJthematischen 
Sachverständ:igen ein Vorstandsmitglied eines in­
ländischen:' VerSiimerun'gSunternehmens bestellt 
we1"den, so obliegt· die Bestellullig dem Aufsichts­
rat. 

, i 
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Ansprüche nach E1inst'ellung des 
G,eschäftsbetriebes 

§ 25. '(1) Erlöschen 'auf Grund fder EinsteLlung 
d'es Geschäftsbetriebes eines VerSlicherungsunter­
nehmens Id:ie VerS'icherungsverhältnisse, so haben 
die Anspruchsherechrigten aus den V,ersicherungs­
verträgen in der Lebensversicherung und in allen 
Arten der Renten"ersicherung, soweit ihre An­
sprüche in das DeckungserfoI'dernis einzuhez'iehen 
waren, Anspruch auf den ß'etrag, ,der zum Dek­
kungserfordernis für ihre Versicherungsvertr:äge 
im gleichen V,erhältn.'is sveht wie der ,Gesamtbe­
trag der Werte des' Decku11igsstocks zum gesamten 
Deckungserfordemis, höchstens aber auf den Be­
trag des auf sile entfallenden' Deckungserforoer­
nisses. 

(2) Sonstige Ansprüche aus den Versicherungs­
verträgen sind aus einem -für die betreffende Ver­
sicherung bestehenden Deckungsstock verhähnis-
mäßig zu befriedigen. . 

(3) Besteht der Deckungsstock . aus mehreren 
.A:bteilungen, so fist die Berechnung der Ansprüche 
für jede Abteilung des Deckungsstocksgesondert 

, vorzunehmen. 

. (4) Für die Höhe der in das Decku11igserforoer­
nis 'einbezogenen Ansprüche, die Höhe des ge­
samten Deckungserfordernisses und den Betrag 
der Wierve des Deckungsstocks i'st der Zeitpunkt 
des Edoschens der Versicherungsverhältlflisse maß-
gebend. . 

(5) Reicht der DeckungsS1lock zur Befriedigung 
fder .im Abs. 1 angefühl1ten Ansprüche nicht aus, 
so bleiben di,e Ansprüche, sowleitsie nicht be­
friedigt wurden, un:berührt. 

Drittes Hauptstück 

VERSICHERUNGSVEREINE AUF GEGEN­
SEITIGKEIT 

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen 

B,e g riff 

§ 26. Ein Voerein, der die Ver'Skherung se.in'er 
Mitglieder nach dem Grundsatz der GegenseitJig­
keitbetreibt (V,ersicherungsv,erein auf Gegen­
seitigkeit), hedaI'f zur Aufnahme des Geschäfts­
betriebes einer Konzession gemäß § 4 Abs. 1. 

Kau f man n s ei gen sc ha f t 

§ 27. V,ersicherungsvlereine auf Gegenseitigkeit 
sind in das Handelsreglstereinzutragen und gel­
tenals Kaufleute im' Sinn des Handelsgesetz-
buches. . , 

Name 

§ 28. Im Namen des Vereins . oder in einem 
Zusatz ist auszudrücken, ' daß' Versicherung auf 
Gegenseitigkeit b~irieben wird. 

S,atzung 

§ 29. (1) Die Satzu11ig ist durch notarielle Be­
urkundung festiZustelJen .. 

. (2) Di,e Satzung hat zu bestimmen: 
1. den Namen und den Sitz ,des VIereins, 
2. ',den Gege~stal1id des Unternehmens, 
3. die Form der Veröffentlichungen ,des Ver-

eins, " 
4. ,den Beginn der Mitgliedschaft, 
5. den Gründun:gsfonds, 
6. die Außbringung der Mittel ,durch die Mit-

glj'eder, 
7. die Sicherheitsrücklage, 
8. die Verw.endung des überschusses, 
9. ,die Zusammensetzung des VorstJandes, 

lC.die zur Ausübung von Minderheitsr,echten 
erforderliche Zahl von' Mitgliedern des ober­
sten Organs. 

V:e r ö f fe n.t l.i c h u ng e n 

§ 30 •. Für die Veröffentlichungen des V'ereins 
gilt der § 18 .AkJ1liengesetz 1965, BGBl.Nr. 98, 
sinngemäß . 

- Elrrichtung' 

§ 31. Mit' der ErtJeilung der Konzession gemäß 
§ 4 Abs. 1 ist der Verein errichtet. 

Mitgl~ed'sch'aft 

§ 32. (1) Die Mitgliedschaft bei einem Ver­
sicherungsverein auf Gegenseitigkeit ist an das 
BestJehen eines Versicherungsvertrages hei diesem 
gebunden. 

(2) Der Verein darf, soweit d~es in der.Satzung 
ausdrück1im vorgesehen ist, Versicherungsver­
fträge auch ohne Begründung einer Mitgliedschaft 
abschJießen. . 

§33. (1) Die Mitglieder haften 'den Gläubigern 
des Vereins gegenüber nicht. 

(2) Bin Mitglied kann gegen eine Forderung 
des Vereins auf Beitrags- und Nachschußzahlun­
gen ,eine Forderung an den Verein nicht auf­
rechnen. 

(3) Beiträge unid Nachschußzahlungen der Mit­
glieder sowie Leistungen des Vereins auf Grund 
des Mitgliedschaftsverhältnisses diirfen bei glei­
chen Voraussetzungen nur nach gleichen Grund­
sätien bemessen sein. 

Gründungsfonds 

§ 34. (1) Bei ErrichtJilng eines Versicherungs­
vereins ,auf Gegenseiiigkeit ist ein Grü-ndungs~ 
fonds zu bilden, der zur BestJre~tung der Kosten 
der Errichtung und ersten Einrichtung des Ver­
eins, ,der Organisationskosten und der übrigen 
durch die Alifnahtp.e ,des Geschäftsbetriebes ent­
steheooen Kosten bescimmtist. Er kann; wenn 
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die Satzung nicht anderes bestimmt, auch zur 
Deckung von Betrieoov,erluste.n herangezogen 
werden. 

(2) Die Satzung hat Bestimmungen über die 
Rückzahlung des Gründungsfonds, und wenn 
er nicht zurückgezahlt wird, über seine Ver­
wendung zu enthalten. 

(3) Die Versicherungsaufsichtsbehörde kann 
von der Bildung eines Gründungsfonds inso­
weit befreien, als die Bestreitung der Kosten 
der Errichtung und ersten Einrichtung des Ver­
eins, der Organisationskosten und der übrigen 
durch die Aufnahme des Geschäftsbetriebes ent­
stehenden Kosten auf andere Weise gesichert 
ist. 

§ 35. (1) Der Geschäftsbetrieb darf erst auf­
genommen werden, wenn der Gründungsfonds 
voll und bar eingezahlt ist. 

(2) DieVersicherungsaufsichtsbehörde kann die 
Genehmigung einer Knderung des Geschäiftsplans 
durch Erweiterung des Betriebsumfanges von 
einer entsprechenden Erhöhung des Gründungs­
fonds abhängig machen, wenn dieser noch nicht 
zurückgezahlt wurde und die Bestreitung der 
durch die Erweiterung des Betriebsumfangs ent­
stehenden Kosten anders nicht gesichert erscheint. 

(3) Der Gründungsfonds darf nur aus dem 
Jahresüberschuß zurückgezahlt werden. Die in 
einem Jalhr vorgenommene Rückzahlun:g darf 
den Betrag nicht übersteigen, der im gleichen 
Jahr der Sicherheitsrücklage (§ 41) zugeführt 
wird. 

(4) Den Personen, die den Gründungsfonds 
zur Verfügung gestellt haben, darf ein Anspruch 
auf vorzeitige Rückzahlung nicht eing,eräumt 
werden. Die Satzung kann bestimmen, daß und 
in welchem Umfang diese .. Personen berechtigt 
sein sollen, :an ,der Verwaltung des Vereins 
teilzunehmen, oder daß ihnen eine Verzinsung 
aus den Jahreseinnahmen und eine Beteiligung 
am sich aus dem Jahresabschluß ergebenden 
überschuß zusteht. 

An m eid un g d es Ver ein s 

§ 36. (1) Der Verein ist beim Gericht von 
sämtlichen Mitgliedern ,des Vorstands und des 
Aufsichtsrats zur Eintragung in .das Handels­
register anzumdden. Die Anmeldung darf erst 
erfolgen, wenn der Gründungsfonds eingezahlt 
worden ist. In der Anmeldung ist die Erklärung 
abzugeben, daß diese Voraussetzung erfüllt ist.' 
Hiebei ist nachzuweisen, . daß der Vorstand in 
der Verfügung über den ,eingezahlten, Betrag 
nicht, namentlich nicht durch Gegenforderungen 
beschränkt ist. 

(2) Der Anmeldung des Vereins sind die 
Satzung, der Bescheid der Versicherungsaufsichts-

behörde, mit dem die Konzession zum Betrieb 
der Vertrags,versich,erung erteilt worden ist, und 
die Urkunden über die Bestellung des Vor­
stands und des Aufsichtsrats beizufügen. 

(3) Die Vorstandsmitglieder haben ihre 
Namensunterschrift zur Aufbewahrung beim 
Gericht zu zeichnen. 

(4) Die eingereichten Schriftstücke sind heim 
Gericht in Urschrift, Ausfertigung oder öffent­
lich beglaubigter Abschrift aufzubewa'hren. 

(5) Das Gericht hat zu prüfen, ob der Verein 
ordnungsgemäß errichtet und angemeldet ist. 
Ist dies nicht der Eall, so hat es die Eintragung 
abzulehnen. 

Inhalt der Eintragung 

§. 37. (1) Bei der Eintragung des Vereins in das 
Handelsregister sind die Firma und der Sitz 
des Verein~, der Gegenstand des Unternehmens, 
die Versicherungszweige (Versicherungs arten), 
auf die sich der Betrieb erstrecken soll, die Höhe 
des Gründungsfonds, der Tag, an dem die Kon­
zession ,erteilt worden ist, und die Vorstands­
mitglieder anzugeben. 

(2) Enthält ,die Satzung Bestimmungen über 
die Dauer des Vereins oder über die Befugnis 
der Vorstandsmitglieder oder der Abwickler Zur 
Vertretung des Vereins, so sind auch ;diese 
Bestimmungen einzutragen. 

Veröffentlichung der Eintragung 

§ 38. In die Veröffentlichung der Eintragung 
s~nd die Form der Veröffentlichungen des Vereins 
sowie der N ame, die Beschähigung und der 
Wohnort der Mitglieder des ersten Aufsichts­
rats aufzunehmen. 

Entstehen 

§ 39. Der Verein entsteht mit der Eintragung 
in das Handelsregister. Der § 34 Abs. 1 zweiter 
Satz und Abs. 2 Aktiengesetz 1965' gilt sinn­
gemäß. 

Beiträge und Nachschüsse 

§ 40. Cl) Die Satzung hat Bestimmungen 
ilber die Aufbringungder Mittel durch ,die 
Mitglieder zu enthalten. Der Jahresbedarf ist 
aus im voraus bemessenen Beiträgen der Mit­
glieder zu bestreiten. 

(2) Die Satzung hat zu bestimmen, ob und 
in welchem Umfang die Mitglieder zu Nach­
schüssen verpflichtet sind, wenn andere Mittel 
zur Deckung von Verlusten nicht ausreichen. 
Die Satzung kann anstelle oder neben der 
Nachschußpflicht auch die Herabsetzung der 
Versicherungsleistungen vorsehe,n. 

(3) Sin,d Nachschüsse vorgesehen, so haben zu 
diesen auch die im' Laufe des Geschäftsjahres 
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eingetretenen oder ausgetretenen Mitglieder im 
Verhältnis der Dauer ihrer Mitgliedschaft in 
diesem Geschäftsjahr beizutragen. Wur,den wäh­
renddes Geschäftsjahres die Beiträge oder die 
Versicherungssummen als Grundlage für die 
Bemessung ,der Nachschüsse geändert, so sind 
die Nachschüsse nach dem höheren Betrag -zu 
bemessen. 

Sicherheitsrücklage 

§ 41. (1) Die Satzung hat eine Rücklage 7iur 
Deckung von Verlusten aus dem Gesch1iftsbetrieb 
(Sicherheitsrücklage) vorzusehen und zu bestim­
men, welche Beträge ihr jährlich zuzuführen 
sind und welchen Mindestbetrag sie erreichen 
muß. -

(2) Die Versicherungsaufsichtsbehörde kann 
vom Erfordernis der Sicherheitsrücklage befr.eien, 
wenn andere Sicherheiten es gestatten. 

Ver wend u I). g des Ja h res übe r-
schusses 

§ 42. (1) Ein sich aus dem Jahresabschluß 
ergebender Jahresüberschuß ist an die MitgIieder 
zu verteilen, süweit er nicht der Sicherheits­
rücklage oder anderen in der Satzung vorge­
sehenen Rücklagen zugeführt, zur ~ückzahlung 
des Gründungsfonds 'Oder zur Leistung satzungs­
mäßiger Vergütungen verwendet 'Oder auf ,das 
näc.1ste Geschäftsjahr vorgetragen wird. 

(2) Die Satzung hat die Grundsätze für die 
Verteilung des Jahresüberschusses festzusetzen 
und insbesondere zu bestimmen, ob der Jahres­
überschuß auch an Mitglieder verteilt werden 
soll, die während des Geschäftsjahr,es ausgeschie­
den sind. 

Organe 

§ -43. (1) Der Verein muß einen Vorstand, 
einen Aufsichtsrat und als 'Oberstes Organ eine 
Mitgliederversammlung (Mitgliedervertretung) 
haben. 

(2) In Fällen, in denen bei bestehenden Ver­
sicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit Gemein­
den oder Gemeindeorgane satzungsmäßig be­
stimmte Funktionen auszuüben berechtigt sind, 
bleiben diese Funktionen und die satzungsmäßig 
vorgesehene Zuweisung von Zuständigkeiten 
gewahrt, wenn ,die _ sünst für Versicherungsver­
eine auf Gegenseitigkeit erforderlichen Organe 
bestehen. 

(3) In Fällen, in denen .beibestehenden Ver­
sic..i.erungsvereinen auf Gegenseitigkeit Länder 
oder Landesorgane satzungsmäßig bestimmte 
Funktionen auszuüben berechtigt sind, kann die 
Satzung weiterhin die Ausübung von Funktionen 
durch Landesorgane ·vürstili.en, wenn die s'Onst 
für Versicherungsvereineauf Gegenseitigkeit 
erforderlichen Organe eingerichtet werden. 

Vorstand 

§ 44.(1) Der V'Orstand hat unter eigener 
Verantwortung den Verein so zu leiten, wie 
das Wohl des Vereins unter Berücksichtigung 
des Interesses der Mitglieder und der Dienst­
nehmer sowie des öffentlichen Interesses es 
erfordert. 

(2) Mitglied ,des Vorstands kann nur eine 
natürliche, voll handlungsfähige Person sein. 

(3) Der Verein wird durch den Vorstand 
gerichtlich und außergerichtlich vertreten. Der 
Vorstand ist dem Verein gegenüber verpflichtet, 
die Beschränkungen einzuhalten, die ,die Satzung 
oder der Aufsichtsrat für den Umfang seiner 
Vertretungsbefugnis festgesetzt hat 'Oder die sich 
aus einem Beschluß des obersten Organs gemäß 
dem § 49 Abs. 3 ergeben. Dritten gegenüber ist 
eine Beschränkung der Vertretungsbefugnis 
des Vorstands u11lW'iriksalffi. 

(4) Im übrigen gelten für die Leitung und 
Vertretung des Vereins durch den Vorstand, ,die 
Zeichnung des Vorstands sowie die Änderung 
des Vorstands und der Vertretungsbefugnis seiner 
Mitglieder die §§ 70 Abs. 2, 71 Abs. 2 und 3, 
72 und 73 Aktiengesetz 1965 sinngemäß. 

§ 45. (1) Für die Bestellung und Abberufung 
des Vor:>tands gehen der § 75 Albs. 1, 3 und 4-
und der § 76 Aktiengesetz 1965 sinngemäß. 

(2) Für die Rechte und Pflichten der Vorstands­
mitglieder gelten die §§ 77 bis 82 und 84 Abs. 1, 
2 und 4 bis 6 Aktiengesetz 1965 sinngemäß. Die 
Vorstandsmitglieder sind dem Verein gegenüber 
insbesondere zum Schadenersatz verpflichtet, 
wenn entgegen diesem Bundesgesetz oder der 
Satzung 

1. der Gründungsfonds verzinst oder zurück­
gezahlt wir·d, 

2. das Vereinsvermögen verteilt wird, 
3. Zahlungen geleistet werden, hachdem der 

Verein zahlungsun.fähig geworden ist oder 
sich seine überschuldung ergeben hat; dies 
gilt nicht für Zahlungen, die auch nach 
,diesem Zeitpunkt mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen und gewissenhaften Geschäfts­
leiters vereinbar sind, 

4. Kredit gewährt wird. 

§ 46. Die Vorschriften für die Vorstandsmit­
glieder gelten auch für ihre Stellvertreter. 

Aufsichtsrat 

§ 47. (1) Der Aufsichtsrat besteht aus drei 
Mitgliedern. Die Satzung kann eine höhere, 
zwanzig nicht übersteigende Zahl festsetzen. Der 
§ 110 Abs. 1 des Arbeitsverfassungsgesetzes, 
BGBl. Nr. 22/1974, bleibt unberührt. 

(2) Mitglied des Aufsichtsrats kann nur eme­
natürliche, voll handlungsfähige Person sein. 
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(3) Die AufS1ichltsratsm~tglieder sind VlOffi ober­
sten Organ zu wählen. Im übrigen gelten für 
die Wahl; die Abberufung und die Bestellung 
'von Aufsichtsratsmitgliedern, die Unver:einbar­
'keit der Zugehörigk"it zum Vorstand und. zum 
Aufsichtsrat und die· Veröffentlichung der Ände-: 
rungen im Aufsichtsrat die §§ 87 Abs. 2' bis 4 
und 89 bis 91 Aktiengesetz 1965 sinngemäß. 
Der § 110 Abs. 2 und 3 des Arbeitsverfassungs­
gesetzes bl erbt unherührt. 

(4) Für die innere Ordnung des Aufsichtsrats, 
die Teilnahme an seinen Sitzungen uriddenen 

:seiner Ausschüsse sowie die Einberufung des Auf­
sichtsrats gelten die §§ 92 bis 94 Aktiengesetz 
1965 sinngemäß. 

(5) Der Aufsichtsrat hat .die Geschäftsführung 
:zu überwachen. Er hat das oberste Organ einzu­
berufen,.wenn das Wohl des Vereins es erfordert. 
Maßnahmen der Geschäftsführung dürfen dem 
Aufsichtsrat nicht übertragen werden. Die Sat­
zung oder der Aufsichtsrat kann jedoch bestim­
men, daß bestimmte Arten von Geschäften nur 
mit seiner Zustimmung vorgenommen werden 
dürfen. Im übrigen gelten für die Aufgaben und 
Rechte des Au!fsichtsllats die §§ 95 Abs. 2, 3 und 
6, 96 und 97 Aktiengesetz 1965 sinngemäß. Der 
§ 110 Abs. 3 des Arbeitsverfassungsgesetzes 
blei:bt unberührt. 

(6) Für Vergütungen an Aufsichtsratsmitglieder 
gilt der § 98 Abs. 1 und 2 Aktiengesetz 1965 
sinngemäß. Der § 110 Abs. 3 des Al1beitsverfas­
sungsgesetzes bleibt unberührt. Wird den Auf­
sichtsratsmitgliedern für ihre Tätigkeit ein Anteil 
,am Jahresüberschuß gewährt, so berechnet sich 
der Anteil nach dem Betrag, der sich nach Vor­
nahme von Abschreibungen und Wertberichti­
gungen sowie nach B,ildung von Rücklagen und 
Rückstellungen ergibt; ablJusetzen ist ferner der 
Teil des überschusses, der durch die Auflösung 
von Rücklagen entstanden ,ist, sowie der Anteil 
am überschuß, der nach § 35 Abs. 4 dieses Bun­
desgesetzes den Personen zusteht, die den Grün­
dungsfonds zur Verfügung gestellt haben. Ent­
gegenstehende Festsetzungen sind nichtig. 

(7) Für die Sorgfaltspflicht und die Verantwort­
lichkeit der Aufsichtsl'latsmitglieder gelten der 
§ 84 Abs. 1, 2 und 4 bis 6 Aktiengesetz 1965 
sowie der § 45 Abs. 2 zweiter Satz dieses Bundes­
gesetzes sinngemäß. Der § 110 Abs. 3 des Arbeits­
verfassungsgesetzes bleibt unberührt. 

Handeln zum Schaden des Vereins 

§ 48. Für Handeln zum Schaden des Vereins 
zwecks' Erlangung vereinsfreID-der Vorteile gelten 
die §§ 100 und 101 Aktiengesetz 1965 sinngemäß. 

Oberstes Organ 

§ 49. (1) Die Mitglieder üben ihre Rechte in 
den Angelegenheiten des Vereins im obersten 

Organ aus, sow,eit das Gesetz nicht anderes be­
stimmt. 

(2) Oberstes Organ ist entweder die Versamm­
lung aller Mitglieder (Mitgliederversrammlung) 
oder die Vers.ammlung von Vertretern der Mit­
glieder, die selbst Mitglieder des Vereins sein 
müssen (Mitgliederveitretung). Ist eine Mitglie­
dervertretung vorgesehen, so· ist deren Zusam­
mensetzung und die Bestellung der Vertreter 
durch die Satzung zu regeln. 

(3) Das oberste Organ beschließt iri den im 
Gesetz oder in der Satzung ausdrücklich bestimm­
ten Fällen. über Fragen der· Geschäftsführung 
kann das oberste Organ nur entsch.eiden, wenn 
der Vorstand oder, sofern es sich um ein gemäß 
dem § 47 Abs. 5 seiner Zustimmung vorbehal­
tenes Geschäft handelt, der Aufsichtsrat es ver­
langt. Für den Beschluß über die Entlastung der 
Mitglieder des Vorstlands und des Aufsichtsrats 
gilt der § 104 Aktiengesetz 1965 sinngemäß. 

(4) Soweit die nach diesem Bundesgesetz an­
wend baren Bestimmung,en des Aktiengesetzes 
1965 einer Minderheit von Aktionären, deren 
Anteile einen bestimmten Teil des' Grundkapi­
tals err,eichen, Rechte einräumen, hat die Satzung 
die erforderliche Minderheit der Mitglieder des 
obersten Organs ZlU bestimmen. 

§ 50. (1) Für die Einhe~fung des obersten 
Organs, die Teilnahme an .der Versammli.uig des 
obersten Organs, die Verhandlungsniederschrift 
und das Auskunftsrecht der Mitglieder des ober­
sten Organs gelten die §§ 102 Acbs. 2, 105 Abs. 1, 
2 und 3 erster Satz, 106, 107 Abs. 1, 108 Abs. 1, 
2 erster Satz, 3 und 4, 109, 111 und 112 Aktien­
gesetz 1965 siringemäß. Soweit in' diesen. Bestim­
mungen von den Aktionären die Rede ist, treten 
an ihre Stelle die Mitglieder des obersten Organs. 

(2) Iri der Versammlung des obersten Oq~ans 
ist ein Verzeichnis der erschienenen Mitglieder 
und der Vertreter von Mitgliedern mit Atlgabe 
ihres Namens und ihres 'Wohnori:es auhustellen. 
Das Verzeichnis :ist vor der ersten Abstimmung 
zur Einsicht aufzulegen; es is't,vom Vors.jtzenden 
zu unterzeichnen. ~ 

(3) Die' B.eschlüssedes obersten Organs ~edür­
fen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen (ein­
fache Stimmenmehrheit), . soweit nicht·. Gesetz 
oder Satzung eine größere Mehrheit v~rschreiben. 
Für Wahlen kann dieSatzurig andere Bestim­
mungen treffen. 

(4) Ist das oberste Organ eine Mitgliederver­
sammlung, so kann das St,immrecht durch einen 
Bevollin'ächtigten ausgeübt werden .. Für die Voll­
macht ist' die Schriftform erforderlich; die Voll-: 
madlt bleibt in der Verwahrung des Vereins. 

(5jEi~ Mitglied des obersten Organs, das durch 
die Beschl~ßfassung entlastet oder von einer Ver­
pflichtung befreit wer·den soll, kann weder für 
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sich noCh für ein anderes das Stimmrecht ausüben. 
'Gleiches gilt, wenn darüber Beschluß gefaßt wird, 
Qbder Verein gegen das Mitglied einen Anspruch 
geltend machen soll. Im \ibrigen richten sich die 
Bedingungen und die Form der Ausübung' des 
Stimmrechts nach der Satzung. 

Sonderprüfung 

§ 51. (1) Zur Prüfung von V.orgängenbei der 
.Gründung oder der Geschäftsführung' kann das 
oberste Organ mit einfacher Stimmenmehrheit 
Prüfer bestellen. Bei der Beschlußfassung können 
Mitglieder, die zugleich Mitglieder des Vorstands 
oder des Aufsichtsrats sind, weder für sich noch 
für einen anderen mitstimmen, wenn die Prüfung 
:sich auf Vorgänge erstrecken soll, die mit der 
.Entlastung des Vorstands oder des Aufsichtsrats 
oder der Einleitung eines Rechtsstreits zwischen 
dem Verein und den Mitgliedern des Vorstands 
,oder des Aufsichts:nats zusammenhängen. 

(2) Im übrigen gelten für die Sonderprüfung 
die §§ 118 Abs. 2 erster und zweiter Satz, 3 und 
-4 und 119 bis 121 Aküengesetz 1965 sinngemäß. 

'G e I t end mac h un g von E r s atz a n-
sprüchen 

§ 52. (1) Die Ansprüche des Vereins aus der 
·Geschäftsfüh:nung gegen die Mitglieder des Vor­
stands oder des Aufsichtsrats müss'en geltend 
,gemacht werden, w~nn es das oberste' Organ 
beschließt. 

(2) Im ührigen gelten für die Geltendmachung 
von Ersatzansprüchen die §§ 122 A:bs. 1 zweiter 
Satz und Abs. 2 und 123 A:bs. 1 und 3 bis 5 
.Aktiengesetz.1965 sinngemäß. 

Satzungsänderung 

§ 53. (1) Jede Satzungsänderung bedarf eines 
Beschlusses des obersten Organs. Di'e Befugnis zu 
Knderungen, die nur die Fassung betreffen, kann 
,das oberste Organ dem Aufsichtsrat ühertragen. 

(2) Der Beschluß. kann. nur gefaßt werden, 
wenn die beabsichtigte Satzungsänderung nach 
ihrem wesentlichen Inhalt ausdrücklich und frist­
gemäß angekündigt worden ist (§ 108 Abs. 2 
erster Satz Aktiengesetz 1965) .. 

(3) Der Vorstand hat· die Sat~ungsänderung 
zur Eintragung in das HandeIsregister anzumel­
den. Der Anmeldung ist der Bescheid der Versi~ 

·cherungsaufsichtshehörde, mit' dem die Satzungs­
,änderung genehmigt wurde, beizufügen. . 

(4) Soweit nicht die Knderung Angaben nach 
§ 37 betrifft, genügt bei der E~ntragung die Be­

'zugnahme auf die beim Gericht eingereichten 
·Urkunden. Betrifft eine Knderung Bestimmungen, 
die ihrem Inihaltnach zu veröffentlichen sind, so 
:ist auch die. Anderung ihrem Inhalt nach zu ver­
.öff en tlichen. 

(5) Die Knderong hat keine Wirkung, bevor 
sie in das Handelsregister des Sitzes des Vereins 
eingetragen worden ist. 

A nf e c h t'b a rk e 1 t 

§ 54. (1) Ein Beschluß des obersten Organs 
kann wegen Verletzung des Gesetzes oder der 
Satzung durch K<lage ang~fochten werden (An­
fechtungsklage). Die Anfechtung kann auch da­
l1auf gestützt werden, ·daß ein Mitglied des ober­
sten Oq~ans mit der Stimmrechtsausühung vor­
sätzlich für sich oder einen Dritten vereinsfremde 
Sondervorteile zum Schaden des Vereins oder 
seiner Mitglieder zu erlangen suchte und der Be­
schluß geeignet ist, diesem Zweck zu dienen. Der 
§ 100 Ahs. 3 Aktiengesetz 1965 gilt sinngemäß . 

(2) Im übrigen gelten für. ,die A~fechtungs­
gründe, die Anfechtungsbefugnis und die Anfech­
tungsklage die §§ 195 Abs. 3 und 4 und 196 bts 
198 Akniengesetz 1965s,inngemäß. SOWle]t in diesen 
Bestimmungen von den Aktionären die Rede ist, 
treten an ihre Stelle im Fall des § 198 Abs. 1 die 
Mitglieder des Vereins, in allen übrigen Fällen 
die Mitglieder des obersten Organs. 

Nichtigkeit 

§ 55. (1) Ein Beschluß des obersten Organs ist, 
soweit nicht Nichtigkeit im Fall des § 134 Abs. 1 
Aktiengesetz 1965 vorliegt, dann nichtig~ wenn 

1. das oberste Organ nicht nach § 105 Abs. 1 
und 2 Aktiengesetz 1965 einberufen ist, es 
sei denn, daß ,alle Mitglieder des obersten 
Organs erschienen oder V'ertreten sind, 

2. er nicht nach § 111 Abs. 1, 2 und 4 Aktien-
gesetz 1965 beurkundet ist, . . 

3. er mit dem Wesen eines Versicherungsver­
eins auf Gegenseitigkeit ulwereinbar ist oder 
durch seinen Inhalt Vorschriften verletzt, die 
ausschließlich oder übeI'\Wiegend zum Schutz 
der Gläubiger des Vereins oder sonst im 
öffentlich'en Interesse gegeben sind, 

4. er durch seinen Inhalt gegen die guten Sitten 
verstößt. 

(2) Ein vom Vorstand mit Billigung des Auf­
sichtsrats festgestellter Jahresabschluß ist, soweit 
nicht Nichtigkeit im Fall des §134 Abs.l Aktien­
gesetz 1965 vorliegt, dann nichtig, wenn 

1. der Vorstand oder der Aufsichtsrat bei seiner 
Feststellung nicht, ordnungsgemäß mitge-
wirkt haben, . . . . . 

2. die im Abs. 1 Z. 3 und. 4 genannten V or-
aussetzungen zutreffen. .' 

. (3) Im Übrigen. gelten für die Nichtigkeits­
gründe, die Heilung der Nichtigkeit und die 
Nichtigkeitsklage die §§ 199 Abs. 2, 200, 201 
und 202 Abs. 2 und 3 Aktiengesetz 1965 sinn­
gemäß. 
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Auflösung 

§ 56. (1) Der Versicherungsverein auf Gegen-
seitigkeit wird aufgelöst . 

1. durch Ablauf der in der Satzung bestimmten 
Zeit, 

2. durch Beschluß des obersten Organs, 
3. durch die Eröffnung des Konkurses über das 

Vereinsvermögen, 
4. mit der Rechtskraft des Beschlusses, durch 

den die Eröffnung des Konkurses mangels 
eines zur Deckung der Kosuen des Konkurs­
verfahrens voraussichtlich hinl"'eichenden Ver­
mögens abgelehnt wird. 

(2) Die Auflösung durch Beschluß des obersten 
Organs bedarf einer Mehrheit von mindestens 
drei Vierteln der abgegebenen Stimmen. 

(3) Ein Auflösungsbeschluß des obersten Organs 
bedarf der Genehmigung durch die Versiche­
rungsaufsichtsbehörde. Die Genehmigung ist nur 
dann zu versagen, wenn die Interessen der Ver­
sicherten nicht ausreichend gewahrt sind. 

(4) Ist der Verein durch Beschluß des obersten 
Organs aufgelöst worden, so erlöschen die Ver­
sicherungsverlhältnisse zwischen dem Verei'n und 
seinen Mitgliedern in dem Zeitpunkt, den der 
B'eschluß bestimmt, frühestens jedoch vier Wo­
chen nach Wirksamkeit des Auflösungsheschlusses. 

(5) Für die Anmeldung und Eintragung der 
Auflösung gilt der § 204 Aktiengesetz 1965 
sinngemäß. Ein Bescheid der Versicherungsauf­
sichtsbehörde, mit dem der Auflösungsbeschluß 
genehmigt wurde, ist der Anmeldung beizu­
fügen. 

§ 57. (1) Nach der Auflösung des Vereins findet 
die Abwicklung statt, wenn nicht über das Ver­
mögen des V'ereins der Konkurs eröffnet worden 
ist. 

(2) Während der Abw,icklung gelten die glei­
chen Vorschl"'iften wie vor der Auflösung, soweit 
sich aus den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
und. dem Zweck der Abwicklung nicht anderes 
ergibt. 

(3) Während der Abwicklung dürfen neue 
Versicherungen nicht übernommen werden, die 
bestehenden nicht erhöht oder verlängert wer­
den. 

(4) Der Gründungsfonds darf erst zurückge­
zahlt werden, wenn die Ansprüche anderer 
Gläubiger, einschließlich der der Miltglieder aus 
Versicherungsverhältnissen, befriedigt sind oder 
hiefür Sicherheit geleistet ist. Für die Rückzah­
lung dürfen Nachschüsse nicht erhoben werden. 

(5) Das nach Bestreitung oder Sicherstellung 
aller Schulden verbleibende· V:ermögen ist, wenn 
die Satzung nicht anderes bestimmt, an die 
Personen zu verteilen, die zur Zeit der Auflösung 
MitgI.j'eder waren. Die Verteilung hat ruach den 

Grundsätz'en für die Verteilung des Jahresüber­
schusses zu erfolgen. 

(6) Im übrigen gelten für die Abwicklung die 
§§ 206 Abs. 1 und 2 erster, dritter und vierner 
Satz, 207, 208, 209 Abs. 1, 3 und 4, 210, 
211 Abs. 1, 2, 4 und 5,213 und 214 Aktien­
gesetz 1965 sinngemäß; der § 211 Abs. 3 Aktien­
gesetz 1965 gilt nach Maßgabe des § 83 dieses 
Bundesgesetzes sinngemäß. 

Bestandübertragung 

§ 58. übereinkommen, durch die der Ver­
sicherungsbestand eines Vereins in seiner Ge­
samtheit oder teilweise auf ein anderes Unter­
nehmen übertragen wird, bedürfen, unbeschadet 
des § 13, der Zustimmung des obersten Organs. 
Der Beschluß über die übertragung des gesamten 
Bestandes bedarf einer Mehrheit von mindestens 
drei Vierteln der abgegebenen Stimmen. 

Verschmelzung 

§ 59. (1) Vereine können unter Ausschluß der 
Abwicklung vereinigt (verschmolzen) werden, Die 
Verschmelzung kann ,erfolgen 

1. durch übertragung des Vermögens eines 
Vereins (übertragender Verein) als Ganzes 
auf einen anderen (übernehmender Verein), 

. wobei die Mitglieder des übertragenden 
Vereins Mitglieder des übernehmenden Ver­
eins werden (Verschmelzung durch Auf­
nahme), 

2. durch Bildung eines neuen Vereins, auf 
den das Vermögen jedes der sich vereini­
genden Vereine aIs Ganzes übergeht, wobei 
die Mitglieder der sich vereinigenden Ver­
eine Mitglieder des neuen Vereins werden 
(Verschmelzung durch Neubildung). 

(2) Die Verschmelz.ung bedarf zu ihrer Wirk­
samkeit der Zustimmung der obersten Organe 
der beteiligten Vereine. Die Beschlüsse der ober­
sten Organe bedürfen einer Mehrheit von min­
destens drei Vierteln der abgegebenen Stimmen. 

(3) Der die Verschmelzung genehmigende Be­
scheid der Versicherungsauf,sichtsbehörde ,ist zum 
Handelsregister einzureichen. 

(4) Für die Verschmelzung durch Aufnahme 
gelten die §§ 221, 225, 226 Acbs. 3 bis 6, 227, 
228 Abs. 1 und 229 bis 232 Aktiengesetz 1965 
sinngemäß. 

(5) Für die Verschmelzung durch Neubildung; 
gelten die §§ 221, 225' Abs. 2 und 3, 226 Abs. 5 
und 6, 227, 228 Abs. 1, 229, 230, 232 und 
233 Abs. 1 zweiter Halbsatz, Abs. 3, 5, 6 und 
7 Z. 1 Aktiengeseti 1965 sinngemäß. 

Ver m ö gen s üb e r t rag u ng au f e 1 n e 
Akt ie n g e seIl sc h.a f t 

§ 60. (1) Ein Verein: kann sein Vel"'mögen als 
Ganzes ohne Abwicklung auf eine Aktiengesell-
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,schaft, die den Betrieb der VertragsversiCherung 
zum Gegenstand hat, übertragen. 

(2) Für die Vermög,ensübertl1agung gelten, so­
-weit sich aus den folgenden Bestimmungen nicht 
,anderes ergibt, dIe §§. 220 Abs. 1 erster Satz, 
221, 223, 225, 226 Abs. 1 und 3 bis 5, 227, 
.228 Abs. 1,' 229 bis '232 und 236 Abs. 4 und 5 
Aktiengesetz 1965 sinngemäß. . 

(3) Der Beschluß des obersten Organs bedarf 
,einer Mehrheit von mindestens drei Vlierteln 
:der abgegebenen Stimmen. 

U m w a n d I u n g. i n ein e Akt i eng e­
sel1lSch.aft 

§ 61. (1) Bin Verein kann durch Beschluß des 
,obersten Organs in eine Aktiengesellschaft umge­
wandelt werden. Dieser Beschluß bedarf einer 
Mehrheit von mindestens drei Vierteln der abge­
gebenen Stimmen. 

(2) Jedes Mitglied ist berechtigt, bis zum Ab-
1auf des dritten Tages vor ,der Beschlußfassung 
der Umwandlung mit eingeschI1iebenem Brief 
-zu widersprechen. 

(3) Spätestens gleichzeitig mit der Einberufung 
des obersten Organs hat der Vorstand allen Mit­
gliedern des' Ver,eins den Inhalt des heahsichtigten 
Umwandlungsbeschlusses in der satzungsmäßig 
für Veröffentlichungen des Vereins vorgeselhenen 
Weise mitzuteilen. Hiebei ist auf die Möglichkeit 
,der Erhebung eines Widerspruchs (Abs. 2) und 
,die sich daraus ergebenden Rechte hinzuweisen. 

(4) Der Umwandlungsbeschluß hedarf der Ge­
nehmigung durch die Versicherungsaufsichtsbe­
hörde. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 
durch die Umwandlung die Interessen der Mit­
glieder gefährdet werden. 

(5) Im Umwandlungsbeschluß sind das Grund­
kapital und der Nennbetrag der Aktien festzu­
setzen. Der Nennbetrag des GI1undkapitals darf 
das nach Abzug der Schulden verbleibende Ver­
einsvermögen nicht übersteigen. Der Nennbetrag 
der anläßlich der Umwandlung ausgegebenen 
Aktien da,rf nicht höher sein als S 1 000,-. 

(6) Ist im Umwandlungsbeschluß nicht anderes 
vorgesehen, so sind. die Vereinsmitgllieder am 
Grundkapital zu beteiligen. Die B,eteiligung darf, 
wenn nicht alle Mitglieder einen gleich hohen 
Anteil am Grundkapital erhalten, nur nach einem 
.oder mehreren der folgenden Maßstäbe festge-
.setzt werden: .. 

.1. der Höhe der Versicherungssumme, 
2. der Höhe der Beiträge, 
.3. der Höhe der Deckungsrückstellung m der 

Lebensversicherung, 
4. den Grundsätzen für die Verteilung des 

Jahresüberschusses, 
5. der Dauer der Mitg1iedschaft. 

(7) Erreicht nach dem Verteilungsmaßsoab ein 
MitgJied nicht den niedrigsten Nennwert der 
Aktien, so bleibt es bei der Bestimmung der 
Anteile am Grundkapital außer Betracht, es sei 
denn, es würden mehrere solcher Mitglieder mit 
ihrer Zustimmung zu einer Rechtsgemeinschaft an 
einer Aktie im Sinn des § 63 Aktiengesetz 1965 
zusammengefaßt. Im übrigen sind die Anteile so 
zu runden, daß sie durch den niedri'gsten Nenn­
wert der Aktien teilbar sind und das Grund­
kapital ausgeschöpft wird. 

(8) Ist der Nennwert des Anteiles höher als 
die der Verteilung entsprechen~e Quote, so ist 
der. Differenzbetrag an die Aktiengesellschaft zu 
entrichten. Ist er niedflig·er oder erhält das Mit­
glied keine Beteiligung, so ist die Differenz oder 
der Anteil durch Zahlung der Aktiengesellschaft 
abzugelten. 

(9) Die §§ 19, 20, 24 his 27, 31, 39 bis 47, 
245 Abs. 3, 246 Abs. 2 und 3, 247 Abs. 2 bis 4, 
248, 249 und 251 Aktiengesetz 1965 gelten 
sinngemäß; 

(10) Der Anmeldung der Umwandlung zur 
Eintragung in das Handelsregister ist der Be­
scheid der Versicherungsaufsichtslbehörde, mit 
dem der Umwandlungsbeschluß genehmigt wurde, 
beizutfügen. 

(11) Von der Eintragung der Umwandlung an 
besteht' der Verein als Aktiengesellschaft weiter. 
Die Mitglieder des Vereins sind von diesem Zeit­
punkt an nach Maßgabe des Umwandlungs­
beschlusses Aktionäre. 

(12) Jedes Mitglied des Vereins, d<l<s der Um­
wandlung gemäß dem Abs. 2 widersprochen hat, 
kann der Gesellschaft seine Aktien zur Verfügung 
stellen. Der § 253 Abs. 1 zweiter bis vierter Satz 
und 2 bis 4 Aktiengesetz 1965 gilt sinngemäß. 

(13) Nach Eintragung der Umwandlung in 
das Handelsregister sind die Aktionäre unter 
Setzung einer mindestens sech9monatigen Frist 
schI1iftlich aufzufordern, die ihnen zustehenden 
Aktien zu beheben. Nicht rechtzeitig behobene 
Aktien kann die Gesellschaft für kraftlos erklä­
re~. Der § 179 Abs. 3 A~tiengesetz 1965 gilt 
sinngemäß. 

2. Abschnitt: Kleine Versicherungsvereine 

Begriff 

§ 62. (1) Bin kleiner Versicherungsverein ist 
ein Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit, des­
sen Wirkungskreis örtlich, sachlich und dem 
Personenkreis nach eingeschränkt ist. Der Betrieb 
gilt als örtlich eingeschränkt, wenn er sich 
satzungsmäßig höchstens auf das Bundesland, in 
dem der 'Verein seinen Sitz hat, und die daran 
angrenzenden politischen Bezirke zweier' weiterer 
Bundesländer erstreckt. Der Betrieb gilt als sach-
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lich' eingesehränkt, wenn er höchstens Sachscha­
denversicherungen für Gebäude und das fuge:. 
hörige Inventar und die Tierversicherung um~ 
f,aßt. . 

(2) Als kleiner Versicherungsverein gilt auch 
der Betrieb einer Pensions- oder Sterbekas~e 
von Dienstnehmern desselben Dienstgebers sowie 
ein Verein, der ausschließlich die Rückversiche~ 
rung kleiner Versicherungsvereine, die ihren Sitz 
im Inla,nd haben, zum Gegenstand hat. 

(3) Ob ein Versicherungsverein auf Gegenseitig­
keit ein kleiner. Versicherungsv,erein ist, ·ent-. 
scheidet die Versicherungsaufsichtshehörde. 

(4) Ein kleiner Versicherungsverein entsteht 
mit se~ner Errichtung. 

A n wen d b:a r k e i t der a 11 gerne i n e n 
Bestimmungen 

§ 63. Für kleineVersicherungsver,eine gelten 
die Bestimmungen des ersten Abschnitts mit 
Ausnahme der §§ 27, 29 Abs. 1 und 2 Z. 10, 
30, 36 bis 39, 43 Abs. 1, 44 Abs. 3 und 4, 45, 
47 Abs. 3, 4, 5 fünfter Satz, 6 und 7, 49 Abs. 3 
loetzter Satz, 50 Abs. 1 und 2, 51, 52, 53 Abs. 3 
bis 5, 54, 55, 56 Abs. 5, 57 Abs. 6, 59 Abs. 3 
bis 5, 60 Albs. 2 und 61. 

Betragsmäßige Beschränkung 

§ 64. Däe Satzung eines kleinen Versicherungs­
ver,eins oder ein zum Geschäftsplan gehörender 
Beschluß des satzungsmäßig hiefürzuständig,en 
Organs hat einen Höchstbetrag festzusetzen, bis 
zu dem der Verein übernommene Gefahr,en 
tr.agen darf. . 

übe r s c h re i tun g des G e ,s c h ä f t s b e­
reichs 

§ 65. überschreitet der Geschäftsbetrieb eines 
kleinen Versicherungsvereins die im § 62 Abs. 1 
und 2 festgesetzten Grenzen, so hat die Versiche­
l"ungsaufsichtsbehörde unter Setzung einer ange­
messenen Frist anzuordnen, daß nach Wahl des 
Vereins entweder der Geschäftsbetrieb wieder 
auf diese Grenzen ~ingeschränkt oder der Ge­
schäftsplan an die für Versicherungsvereine auf 
Gegenseitigkeit, die nicht kleine Versicherungs­
vereine sind, geltenden Vorschriftenangepaßt 
und der Verein zur Eintragung in das Handels­
register angemeldet wird. Wird dieser Anord­
nung 'nicht entsprochen, so hat die Versicherungs­
aufsichtsbehörde den Geschäftsbetrieb zu unter­
sagen. Die Untersagung wirkt wie ein Auflösungs­
beschluß. 

.Organe 

§ 66. Kleine Versicherungsvereine müssen einen 
Vorstand und als oberstes Organ eine Mitgliedere 
versammlung oder Mitgliedervertretung h~ben. 

Vors ta n d 

§ 67. (1) Der Verein wird du'rch den Vorstand' 
gerichtlich und .... außergerichtIich .. vertreten: Der' 
Vorstand ist dem. Verein' gegenüber verpflichtet" 
!die Beschränkungen einzuhalten, die in der 
Satzung oder durch Beschluß des' obersten Organs 
für seine Vertrewngsbefugnis festgesetzt sind. 
DI1itten g,egenüber ist eine' Beschränkung der 
Vertretungsbefugnis unwirksam. 

(2) Im übrigen gelten für die Leitung und 
Vertretung des Vereins durch den Vorstand und' 
die Zeichnung des Vorstands die §§ 70 Abs. 2,. 
71 Abs. 2 und 72 Aktiengesetz : 1965 sinngemäß.: 

§ 68. (1) Die Vorstandsmitglieder werden vom 
obersten Organ auf höchstens fünf Jahre bestellt. 
Eine wiederholte B-estellung ist zulässig. Das 
oberste Organ kann die Bestellung widerrufen" 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein solcher 
Grund ist insbesondere grobe Pfl.ichtverletzung 
oder Unfähigkeit ZJur ordnungsgemäßen Ge­
schäftsfüihrung; 

(2) Soweit die erforderLichen' Mitglieder des; 
Vorstands fehlen, sind sie in dr,ingenden Fällen 
his zur Behebung des Mangels auf Antrag eines 
Beteiligten von der Versicherungsaufsichtsbehörde· 
zu besteHen. . 

(3) Den V:orstandsmitgliedern kann ein ange­
messenes Entgelt. für ihren Zeit- und Arbeits~ 
aufwand gewährt werden. Die Höhe des Ent­
gelts ist vorn obersten Organ oder, wenn ein. 
Aufsichtsrat bestellt ist, von diesem unter Be­
rücksichtigung der Vermägenslage des Vereins. 
und der Al'beitsbelastung des Vorstands mit 
einem festen Betrag zu l>estimmen: 

(4) Der Verein darf Vorstandsmitgliedern und. 
Angestellten des Vereins, ihren Ehegatten und 
minderjährigen Kindern sowie Dritten, die für' 
Rechnung einer dieser Personen handeln, nur 
mit Zustimmung der Versicherungsaufsichtsbe­
hörde Kredit gewähren. Die Zustimmung darf 
nur verweigert werden, wenn sonst die Interessen. 
der Versicherten gefährdet werden. 

(5) Für die Sorgfaltspflicht der .Vorstandsmit­
tgLieder gilt der § 84 Abs. 1 Aktiengesetz 1965 
sinngemäß. Vorstandsmitgliieder, die ihre Pflich-. 
ten schuldhaft verletzen, sind dem Verein gegen~' 
über zum Ersatz des daraus entstehenden Scha­
dens als Gesamtschuldner verpflichtet. Anspruche 
des Vereins aus dieser Verpflichtung müssen gel­
tend gemacht werden, wenn es das oberste Organ 
beschließt oder ein Zehntel der Mitglieder des 
obersten Organs verlangt. . 

(6) Im Rechtsstreit gegen Vorstandsmitglieder 
wird der Verein vorn Aufsichtsrat oder, wenn 
ein solcher nicht bestellt ist, von Bevollmächtigten 
vertreten, die vom obersten Organ gewählt w'er-· 
den. 
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Ob er s t es 0 r ga n auch nicht als Angestellte die Geschäfte des Ver­
eins führen. § 69. (1) Das oberste Organ beschließt _ all-

jährlich in den ersten fünf Monaten des Geschäfts- (4) Für d~e Einberufung des Aufsichtsrats gilt 
jahres über die Entlastung der Mitglieder des der §94 Aktiengesetz 1965 sinngemäß. 
V;orstands und, wenn ein solcher bestellt ist, des - (5) Für die Aufgaben und Rechte des Auf­
Auhichtsrats.Die Versicherungsaufsichtsbe:hörde sichtsrats gelten die §§ 95 Abs. 2 erster Satz und 
hat aus wichcigem Grund über Antrag des Vor- 3, 96 Abs.l und 97 Albs. 1 Aktiengesetz 1965 
stands diese Frist zu verlängern. sinngemäß. 

(2) Das oberste Org,an ist in den Fällen einzu- (6) Für dte Sorgfaltspflichtder Aufsichtsrats-
berufen, die Gesetz öder Satzung ausdrücklich mitglieder gilt der § 84 Abs~ 1 Akuiengesetz 1965 
bestimmt. Das oberste Organ ist ferner einzube- si.nngemäß. Mitglieder des Aufsichtsrats, die ihre 
rufen, wenn es mindestens ein Zehntel seiner Pflichten schiuldhaft verletzen, sind dem Verein 
Mitg1ieder schriftlich unter Angabe des Zwecks gegenüber zum Ersatz des daraus entstehenden 
und der Gründe verlangt. In gleicher Weise SChadens verantwortlich. Ansprüche des Ver­
haben die Mitglieder des obersten Organs daSeins aus dieser Verpflichtung müssen geltend 
Recht, zu verlangen, daß Gegenstände zur B,e- gemacht werden, wenn -es das oberste Organ 
schlußfassung durch das oberste Organ ange- beschließt oder mindestens ein Zehntel der' 
kündigt werden. Entspricht der Vorstand dem Mitglieder des obersten Org:ans verlangt. 
Verlangen nicht, so hat die Versicherungsauf-
sichtsbehörde die Mitglieder des obersten Organs, 
die das Verlangen gestellt haben, zur Einberu­
fung des obersten Organs oder zur Ankündigung 
des Gegenstands zu ermächtigen. -

(3) Im übrigen gelten für die Einberufung des 
obersten Organs _ und die Teilnahme an seinen 
Versammlungen die §§ 102 Abs. 2, 105 Abs. 1 
erster' und dl'itter Satz un1d 2, 107 Abs. 1 und 
108 Abs. 1, 2 erster Satz, 3 und 4 erster Satz 
Aktiengesetz 1965 - sinngemäß. Soweit in diesen 
Bestimmungen von den Aktion~ren die Rede ist, 
treten an ihre Stelle die Mitglieder des obersten 
Org.ans. 

_ (4) Den Vorsitz in der Versammlung des 
obersten Organs führt der Vorsitzende des Vor­
stands oder sein Stellvertreter; ma,ngels dieser 
hat das an Jahren älteste Mitglied des obersten 
Organs die Versammlung zur Wahl eines Vor­
sitzenden zu leiten. 

(5) über die Versammlung des obersten Organs 
:ist eine Niederschrift aufzunehmen und vom 
Vorsitzenden zu unterfertigen. 

(6) Der Vorstand hat' jedem Mitglied des 
obersten Organs auf sein Verlangen Auskunft 
über Angelegenheiten des Vereins ZI\l geben .. 

Aufsichtsrat 

§ 70.(1) Die Satzung kann die Bestellung 
eines Aufsichtsrats vorsehen. 

(2) Die Aufsichtsratsmitglieder werden vom 
obersten Organ aJUf höchstens fünf Jahre gewählt. 
Eine Wiederwahl ist zulässig. Die Bestellung zum 
Aufsichtsratsmitglied kann vor Ablauf der Funk­
tionsperiode vom obersten -Organ w1,derrufen 
werden. ' 

(3) Die Aufsichtsratsmitg1ieder können nicht 
zugleich Vorstandsmitglieder oder dauernd Ver­
treter von VorstandsmitgLiedern sein. Sie dürfen 

Auflösung 

§ 71. (1) Die A'bwicklung besorgen die Vor­
standsmitglieder als Abwickler, wenn nicht die, 
Satzung oder ein Beschluß des obersten Organs; 
'andere P,ersonen bestellt. 

(2) Auf Antrag von mindestens einem Zehntel 
der Mitglieder d'es obersten Organs oder auf 
Antrag des Aufsichtsrats hat die Versich,erungs­
aufsichtsbehörde aus wichtigem Grund die Ab­
wickler zu bestellen und abzuberufen. Abwickler, 
die nicht 'von der Versicherungsaufsichtsbehörde 
bestellt _ sind, kann das obersue Organ jederzeit 
abberUlfen~ 

(3) DJe Abwickler haben für den Beginn der 
Abw;icklung Rechnung zu legen und weiterhin 
für den Schluß jedes Jahres einen Jahresabschluß. 
und einen Geschäftshericht zu erstellen. Das 
bisherige Geschäftsja!hr des Vereins kann beibe­
halten wel"lden. Das oberste Organ beschließt 
über die Rechnungslegung für den B.eg,inn der 
Abwicklung, den Jahresabschluß und über die­
Entlastung der Abwickler und des Aufsichtsrats. 

(4) Im übrigen gelten für die Abwicklung die 
§§ 208, 209 Abs. 1 und 3, 210 Abs. -1 bis 4 und~ 
213 Akttiengesetz 1965 sinngemäß. 

(5) Ist die AbwickJ.ung beendet und die Schluß-­
rechnung gelegt, so haben die Abwickler den 
Schluß der A:bwickhing der Versicherungs auf­
sichtshehör,de anzuzeigen. 

Vers'chmelzung 

§ 72. (1) Die AuFnahme eines Vereins, der' 
ke~n kleiner _ Versicherungsverein ist, durch einen. 
kIeinen Versicherungsvereinund die Neubildung 
eines Vereins durch Zusammenschluß von Ver­
einen, die nicht kleine Versicherungsvereine sind, 
m~t kleinen V'ers:iche11Ungsvereinen iSlt nicht zu-, 
lässig. 
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(2) Für die Verschmelzung durch Aufnahme 
gelten die §§ 221, 226 Abs. 3 bis 5, 227, 229 
und 230 Aktiengesetz 1965 sLnngemäß. 

(3) Für die Verschmelzung durch Neubildung 
gelten die §§ 221, 226 Abs. 5, 227, 229, 230 
und 233 Ahs. 1 zweiter Halbsatz, Abs. 3 und 5 
dritter und vierter Sa1:z AktielJgesetz 1965 sinn­
gemäß. 

(4) Die Aufnahme eines kleinen' Vereins durch 
einen Ver·ein, der kein kleiner Versicherungs­
verein ist, ist vom Vorsta.nd des übernehmenden 
Vereins zur Eintragung in das Handelsreg~sier 
.anzumelden. Der § 225 Abs. 2 Aktiengesetz 1965 
gilt sinngemäß. Für die Schadenersatzpflicht der 
Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats 
des übernehmenden Vereins gilt der § 231 
Aktiengesetz 1965 sinngemäß. 

(5) Bei der Aufnahme eines kleinen Versiche­
rungsvereins durch einen anderen kleinen Ver­
sicherungsverein richtet sich die Schadenersatz­
pflicht der Mitglieder des Vorstands und des 
Aufsichtsrats des übernehmenden Vereins nach 
den §§ 68 Abs. 5 und 70 Abs. 6. Die Verjährung 
der Ersatzansprüche nach den §§ 68 Abs. 5 und 
70 Abs. 6 beginnt mit der Genehmigung der 
Verschmelzung durch die Versicherungsaufsichts­
behörde. 

(6) Entsteht durch die Verschmelzung kleiner 
Versicherungsvereine ein Verein, der kein kleiner 
Versicherungsverein ist, so gelten die §§ 225 
Abs. 1 unld 2, 231 und 233 Abs. 5 erster und 

I zweiter Satz, 6 unid 7 Z. 1 Akroiengesetz 1965 
&inngemäß. 

(7) Entsteht durch die Verschmelzung kleiner 
Versicherungsvereine ein neuer kleiner Versiche­
rungsverein, so erlöschen mit der Genehmigung 
der Verschmelzung durch die Versicherungs auf­
sichtsbehörde die übertragenden Vemine. 

(8) Soweit in den für die Verschmelzung 
kleiner Versicherungsvereine geltenden Vor­
schriften von der Eintragung der Verschmelzung 
in das Handelsregister die Rede ist, tritt an 
deren Stelle die Genehmigung der Verschmelzung 
durch die Versich,erungsaUlfsichtsbehörde. 

Ver m ö gen s übe r t r ,a g u ng auf e 1 n e 
A k ti enges e 11 s eh af t 

§ 73. (1) Für die Vermögensübertragung gel-
1:en die §§ 220 Abs. 1 erster Satz, 221, 223, 226 
Abs. 3 bis 5, 227, 229 bis 231 und 236 Abs. 4 
und 5 Aktiengesetz 1965 sowie der § 72 Abs. 8 
dieses Bundes.gesetzes sinngemäß. 

(2) Die übertragung des Vermögens eines 
kleinen Versicherungsver:eins auf eine Aktien­
gesellschaft ist vom Vorstand der Aktiengesell­
schaft zur Eintragung in das Handelsregister 
anzumelden. Der § 225 Abs. 2 Aktiengesetz 1965 
gilt sinngemäß. 

Viertes Hauptstück 

GESCHÄ:FTSFüHRUNG DER VERSICHE­
RUNGSUNTERNEHMEN 

1. Abschnitt: Kapitalanlage 

Allgemeines 

§ 74. Bei der Kapitalanlage der Ver~cherungs­
untemehmen ist auf Sicherheit, Rentabilität und 
auf den Bedarf an flüssigen Mitteln sowie auf 
eine arugemessene Mischung und Streuung Be­
dacht zu nehmen . 

Liegenschaftserwerb 

§ 75. (1) Der Erwerb einer Liege~schaft bedarf 
der Genehmigung durch die Versicherungsauf­
sichtsbehörde. Die Genehmi~lmg ist nur dann 
zu versagen, wenn der Erwerb geeignet ist, die 
Interessen der Versicherten zu gefähr:den. 

(2) Der Erwerb einer vom Unternehmen be­
'liehenenLiegenschaft im Zwangs versteigerungs­
verfahren und der Erwerb einer Liegenschaft, 
durch den eine eingetragene Forderung gesichert 
werden soll, bedürfen keiner Genehmigung. 

B e t e ,i 1 i g U ill gen 

§ 76. (1) Die Beteiligung eines Versicherungs­
'unternehmens an einer Aktiengesellschaft oder 
einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, die 
10 v. H. des Grund- oder Stammkapitals dies·er 
Gesellschaü oder deren K3JUfpreis 10 v. H. des 
Eigenkapitals des Versicherungsunternehmens 
übersteigt, bedarf der Genehmigung durch die 
Versicherungsaufsichtsbehörde. 

(2) Beteiligungen an einer anderen Gesellschaft 
oder einem EinzeliUnternehmen ibedürfen stets 
der Genehmigung durch die Vers.jcherungsauf~ 
sichtsbehöl'de. 

(3) Die Genehmigung ist nur dann zu versagen, 
wenn die Beteiligung ihrer Art oder ihrem Um­
fang nach geeignet ist, die Interessen der Ver­
sicherten zu gefährden. 

(4) Die Genehmigung kann unter ArUHagen 
erteilt werden, wenn dies zweckmäßig erscheint, 
um die Interessen der Versicherten zu wahren. 

(5) Treten die im Abs. 3 genannten Umstände 
nach Er:teilung der Genehmigung. ein, so kann 
die Versicherungsaufsichtsbehörde die Auflösung 
des Beteiligungsverhältnis,ses verlangen. 

(6) Die Versicherungsaufsichtsbehörde kann 
vom Versicherungsunternehmen alle erforderli­
chen Auskünfte über das Unternehmen, an dem 
die Beteiligung erfolgen soll oder an dem es sich 
beteiltigt hat, insbesondere die Vorla.ge des J ah­
resalbschlusses und anderer geeigneter Geschäfts­
unterlagen verlangen. Solch,e Auskünfte dürfen 
nicht unter Berufung auf eine nach .anderen Vor- . 

; 
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schriften bestehende Verschw,iegenhcitspflicht ver­
weigert werden. 

Deckutllgsstock 

§ 77. (1) 'Dem Deckungsstock dürfen, vorbe­
haltlichder Abs. 2 bis 4, nu'r gewidmet werden 

i.mündelsichere Darlehen und mündelsichere 
W~rtpapiere, ' 

, 2. sonstige Darlehen, für deren Verzinsimg und 
Itückzahlung der Bund oder ein Bundesland 

, als Schuldner oder als Bürge haftet, 'soweit 
sie nicht unter Z. 1 fallen, 

3. inländische "Liegenschaften, die einen stän­
digen Ertrag abwerfen und vorwiegend 
Wohn-oder Geschäftszwecken dienen, bis 
höchstens 30 v. H. des Deckwngsemorder­
nisses, 

4. Erlöse, Rückflüsse und Erträgnisse der in den 
Z.1 bis 3 angeführten Werte, sofern dar­
über nur mit Zustimmung des Treuhänders 
verfügt werden kann. ' 

(2) Die Venicherungsaufsichtsbehörde kann 
aus berücksich~igungswür.digen Gründen eine 
Uberschreitung der im Albs. r Z. 3 festgesetzten 
'Grenze gestatten. 

(3) Auif auslä'ndische Wähnmg laute~de Ver­
pflichtuIl!gen sind mit auf dieselbe Währung lau­
tenden Werten 7iU bedecken, die ~m übrigen den 
im Abs. 1 amgeführten Werten entsprechen. 

(4) Die, Versicherungsaufsichtsbehörde kann 
die Deckungsstockwidmung anderer Werte 'ge~ 
statten, wenn deren Sicherheit und ,der, zu er­
wartende Ertrag jenen der ~m Abs: 1 angeführten 
Anlagen 'annähernd gleichkommen oder sonst 
berücksichtigungswürdige Gründe vorl.iegen. 

(5) Die dem Deckungsstock gewidmeten Ver­
mögenswerte dürfen !höchstens mit dem Bilanz­
wert auf das Deckungserfordernis angerechnet 
werden. Liegt der Verkehrswert 'Unter dem Bi­
lanzwert, 'so ist der Verkehrswert anzurechnen. 
Die Veisicherunogsaufsichtsbehörde' kann in be­
gründeten Fällen Abweichungen von dieser Be­
wertung' zulassen, wenn hiedurch die dauernde 
Erfüllbarkeit 'der Verpflichtungen aus den Ver­
sicherungsverträgen nicht beeinträchtigt wird. 

(6) Die, Versicherungsunternehmen hahen ein 
Vetzeichnisder für 'den Qeckungsstock bestimm­
ten Vermögenswertefortlaufend zu führen. Sie 
sind verpflichtet, dieses Verzeichnis innerhalb von 
vier Wochen nach Ende des Geschäftsjahres der 
Versicherungsaufs.ichtsbehörde vorzulegen. :b'er 
Treuhänder hat unter dem Verzeichnis ml be­
stätigen, daß alle im vorangegangenen Geschäfts­
jahr vorgenommenen ,Zuführungen und Entnah­
men des Deckungsstockvermögens berücksichtigt 
worden 'sind. Die Versicherungsaufsichtsbehörde 
kann anordnen, daß ihr in kürzer,en Abständen 
Meldungen über Knderungen im Deckungser-

lfordernis ,und ,in der Anlage des Dedwngsstock­
vermögens vorzulegen sind. ' 

(7) Der VerSicherungsaufsichtsbehörde ist ,an­
zuzeigen, ,in welcher Art und :an welchem Ort 
die beweglichen Werte des' Deckungsstocks ver­
wahrt werden. Die Versicherungsaufsichtsbehörde 
kann a,us Gründen der Sicher1heit und 'der Wirt­
sChaftlichkeit' Änderungen der Art und des Ortes 
,der Verwahrung ,anordnen. Die Verwahrung von 
Wertendes Deckungss1lockvermögens im Ausland 
bedarf der Genehmigung durch ,die Versiche­
rungsaufsichtsbehörde. 

Technische Verbindlichkeiten 

§ 78. (1) Technische Vel"bindlichkeiten aus dem 
Betl"ieb im Inland, für die nicht ein Deckungs­
stock zu bilden ist, sind gemäß den Albs. 3 bis 6 
zu .bedecken. ' 

(2) Technische Verbindlichkeiten sind ,insbeson­
dl;re die Prämienuberträge, die Rückstellung für 
schwebende Versicherungsleistungen, die Rück­
stellung für Gewinnheteiligung der Vers,iche­
rungsnehmer, ,die Rückstellung für Prämien':' 
(Beitrags)rückerstattung, und die Rückstellung 
für den schwankenden Jahresbedarf. Von den 
technischen Verbindlichkeiten sind Anteile der 
Rückversicherer abzuz.iehen. 

(3) Dem zur Bedeckung der technischen Ver­
bindlichkeiten hestimmten Vermögen dürfen, 
V'orbehaltlich der Albs. 4 his 6, nur gewidmet 
werden: 

L die im § 77 Abs. 1 Z. 1 und 2 angeführten 
Anlagen, 

2. durch Hypotheken im ersten oder zweiten 
. Rang gesicherte Forderungen bis 'zu einer 

Belastung von 60 v. B. des Verkehrswerts 
,a) auf inländischen Liegenschaften, soweit 

die Forderungen 'nicht unter Z. 1 fallen, 
<b) auf Bauplätzen ·für längstens zwei Jahre, 

3. Darlehen, für deren Verzinsung und Rück­
zahlung cine Gemeinde 'als Schuldner oder 
als BÜ1"gehaftet, sofern ·dafür die Bundes­
abgabenertragsanteile oderbundesgesetzlich 
,geregelte Gemeindea.bgaben verpfändet wer­
den, 

4. Darlehen 
a)' an I!.nergieversorgungsunternehmungen, 

deren Anteile ausschließlich oder über­
wiegend im Eigentum des Bundes oder 
eines Bundeslandes ste!hen, 

ob) an Fonds, die vom Bund, oder einem 
iBundesland errichtet sind, 

sofern sie durch die Abtretlung von Ansprü­
chen -gesichert werden, die dem Darlehens­
nehmer gegen Dritte zustehen, 

5. Darlehen, für die Wertpapiere, die unter 
Z. 1 f.allen, o:der Hypotheken, die unterZ. 1 
oder 2 fallen, verpfändet warden sind, 

2 
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6. an' der W:iener Hör,se zum Handel zugelas~ 
sene Akden von inländischen Unternehmen, 
sofern sie 5 v. H. des Grundkapitals dieser 
Unternehmen nicht' übersteigen, sowie an 
der Wiener Börse 'zum Handel zugelassene 
festverzinsliche Wertpapiere, auch wenn sie 
nicht unter Z. 1 fallen, soweit sie zusammen 
mit Aktien 15 v. H. der technischen Ver­
hindlichkeiten nicht übersteigen, 

7.längstens ein Jahr gebundene Festgeldein­
lagen bei der österreichisdten Postsparkasse 
oder einem inländischen Kreditunternehmen 
bis höchstens 5 v. H. der tedmischen Ver­
hindLichkeiten, 

8. inländische Liegen'schaften, die einen ständi­
gen Ertrag abwerfen oder erwarten lassen 
oder ausschließ1ich oder überwiegend für den 
eigenen Geschäftsbetrieb bestimmt sind, bis 
höchstens 30 v. H. der technischen Verbind­
lichkeiten. 

(4) Die Vers1cherungsaufsichtsbehörde kann aus 
berüCksichtigungswürdigen Gründen eine über­
schreitun:g der im .Albs. 3 Z, 6 his 8 festgesetzten 
Grenzen gestatten. 

(5) AUlf 'ausländische Währung lautende Ver­
pflichtungen sind mit aJuf dieselbe Währung lau­
tenden Werten zu bedecken, die im übrigen den 
,im Abs. 3 angeführten Werten entsprechen. 

(6) Die Versicherungsauf,sichtsbehörde kann die 
Widmung anderer Werte für das der Bedeckung 
der technischen Verbindlichkeiten hestimmte Ver­
mögen gestatten, wenn die Sicherheit dieser 
Werte und ,ihr zu erwartender Ertrag jenen der 
im Abs. 3 angeführten Anlagen annähernd gleich­
k,ommen oder sonst berücksichtigungswürdige 
Gründe dafür vorliegen. 

(7) Für die Anrechnung der für die Bedeckung 
der technischen Verbindlichkeiten gewidmeten 
Vermögenswerte auf die technischen Verbind-
Lichkeiten gilt der § 77 Abs. 5 sinngemäß. ' ' 

(8) Kassenbestände und jederzeit oder kurz­
fristig kündbare, GutJhaben bei Kreditinstituten 
können auf die Bedeckung ,der technischen Ver­
bindlichkeiten angerechnet werden. 

(9) Die Versicherungsaufsichtsbehörde kann 
anordnen, daß ihr in besti~mten Abständen 
Meldungen über die Höhe der technischen Ver­
bindlichkeiten und, über die zu ~hrer Bedeckung 
bestimmten Vermögenswerte vorgelegt werden. 

K:aut1on 

§ 79. (I) Für die Widmung von Vermögens­
werten für die Kaution gilt der § 77 .Albs. 1 bis 5 
sinngemäß. 

(2) Die Venicherungsa'\lJfsicht~behörqe kann an­
ordnen, d'aß ihr in hestimmten Abständen Mel­
dungenüber ,die Höhe des . KaJut~onserforder­
nisses und die zu 'seiner DeCkung bestimmten 
Vermögenswerte vorzulegen sind. 

, 2. Absdtnitt Redtnungslegung 

Jahresbilanz 

§ 80. (1) Uriterder Jahresbilanz von Versiche­
rungsunternehmen, die einen DeckungsstOck ' zu 
bilden haben, hat der Treuhänder zu' bestätigen, 
daß die Werte des Deckungsstocks vorschrifts­
mäßig angelegt und verwahrt siild. Die Verant­
wortlichkeit der Organe des Unternehmens wird 
dadurch nicht beriihrt. 

(2) Unter der Jahresbilanzvon Versicherungs­
unternehmen, die eine oder '. mehrere der im 
§ 18 Abs. 1 und 2 angeführten Versicherungen 
betreiben, hat derversicherungsmathematische 
Sachverständige zu bestätigen, daß die Deckungs­
rückstellung, in der Lebensversicherung auch die 
Prämienüberträge nach dem Geschäftsplan be­
rechnet sind. Die Verantwortlichkeit der Organe 
des Unternehmens wird dadurch nicht berührt. 

P r ü fun g d es J ah res a b s chI u s ses 

§ 81. (1) Der Aufsichtsrat hat vor Ablauf des 
Geschäftsjahres einen Abschlußprüfer zu be­
nennen. Der Vorstand hat der Versicherungs-' 
aufsichtsbehörde die vom Aufsichtsrat als Ab­
schlußprüfer benannte Person bekanntzugeben. 

(2) Die Versicherungsaufsichtsbehörde hat, 
wenn begründete Zweifel an der Erfüllung der 
Voraussetzungen für die Beauftragung der als Ab­
schlußprüfer benannten Person bestehen, inner­
halb eines Monats nach Einlangen der Bekannt­
gabe der Beauftragungzu widersprechen und die 
Benennung einer anderen Person als Abschluß­
prüfer binnen angemessener Frist zu verlangen. 

(3) Hat der ,Aufsichtsrat vor Ablauf des Ge­
schäftsjahres keinen Abschlußprüfer ode~ inner­
halb der von der' Versicherungsaufsichtsbehörde 
für die Benennung eines anderen Abschlußprüfers 
gesetzten Frist keinen anderen Abschlußprüfer 
benannt, so hat die Versicherungsaufsichtsbehörde 
selbst den Abschlußprüfer zu benennen. Das 
gleiche gilt, wenn begründete Zweifel an der Er­
füllung der Voraussetzungen für die Beauftragung 
auch beim neu benanntim Abschlußprüfer be-
stehen. . , . 

(4) Der Vorstand hat dem Abschlußprüfer, ' 
dessen Beauftragung die Versicherungs~ufsichts­
behörde nicht widersprochen oder den sie selbst 
benannt hat, den Prüfungsauftrag zu erteilen. 

(5) Hält es die Versicherungsaufsichtsbehörde 
für erforderlich, daß die Prüfung ergänzt wird" 
so hat der Vorstand auf Verlangen der Versiche­
rungsaufsichtsbehörde das Erforderliche zu ver­
anlassen. 

(6) Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen 
Abschlußprufer und Vorstand über die, Auslegung 
der für die Rechnungslegung von Versicherungs­
unternehmengeltenden besonderen Vorschriften 
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entscheidet auf Antrag des AbSchlußprüfers oder 
des Vorstands die Versicherungsaufsichtsbehörde. 

a erle h t .a n die Ver sie her u n g sau f~ 
sie h tsb e hö r d e 

§ 82. Der Versicherungsaufsichtsbehörde sind 
ehestmögl.ich vc;>rzulegen 

1. der· JahnisabsciJ.lüß, 
2. der Geschäftsbericht, . 
3. der Bericht des Abschlußprüfers, 
4. der Nachweis der Feststellung des Jahresab~ 

schlusses, 
5. eine beglaubigte vollständige Abschrift des 

Protokolls über die Versammlung, die die 
.Entlastung der Mitglieder des Vorstands 
und des Aufsichtsrats zum Gegenstand hatte, 

6. der Nachweis der Veröffentlichung des Jah­
resabschi usses. 

Rechnungslegungsvorschriften 

§ 83. (1) Di~ Versicherungsaufsichtsbehörde hat 
durch Verordnung über die Rechnungslegung von 
Versicherungsunternehmen diejenigen besonderen 
Anordnungen zu treffen, die im Hinblick auf die 
Eigenart des Betriebes der Vertragsversicherung, 
die angemessene Aufklärung der Versicherungs­
nehmer und der öffentlichkeit über die Geschäfts­
gebarung, die Erfordernisse der überwachung der 
Geschäftsgebarung durch die Versicherungsauf­
sichtsbehörde und die Führung und Veröffentli­
chung von Versicherungsstatistiken durch die Ver­
sicherungsaufsichtsbehörde notwendig sind. 

(2) Die Anordnungen der Versicherungsauf­
sichtsbehörde können unter Berücksichtigung die­
s·er Erfordernisse insbesondere enthalten 

1. Vorschrift~n über die Gliederung des Jahres­
abschlusses und die Wertansätze in der Jah­
resbilanz, insbesondere 
a) über die Form des Jahresabschlusses, 
b) über die Berechnung und Aufgliederung 

der . versicherungs technIschen Rückstel­
lungen einschließlich der Prämienüber-
träge, 

c) über die Berechnung und Aufgliederung 
der Versicherungsleistungeri; der Scha­
denerhebungs-, und der Schadenbear­
beitungskosten, der Leistungen an Rück­
versicherer,. der Prämieneinnahmen und 
der Leistungen der Rückversicherer, 

2. Vorschriften über den Geschäftsbericht,· 

3. Vorschriften über die Veröffentlichung des 
Jahresabschlusses, 

4. Vorschriften über die Durchführung der Ab­
schlußprüfung und den Prüfungsbericht, 

5. V~rschriften über den Bericht an die Ver­
. sicherungsaufsichtsbehörde, insbesondere über 

Aufgliederungen und Nachweisungen zum 

Jahresabschluß und die Verweridungvon 
Formblättern <hiefür 'sowie über Vorlage,;. 
fristen. 

Vers i c he run gsv e r ein e" aü:f Ge g e n-
. . sei· ti g k e i t . 

§ 84. Für die Rechnungsh;gimgvon Versiche­
rungsvereirien auf Gegenseitigkeit, die nicht· 
kleine Vereine. im Sinn des § 62. sind, gelten 
neben den" Vorschriften dieses Bundesgesetzes 
sinngemäß auch die §§ 125 bis 129, 131 bis 135 
und 13Tbis .144 Aktiengesetz1965. 

§ 85. (1) Der Vorstand eines kleinen Versiche­
rungsvereinsauf Gegenseitigkeit hat in den ersten 
drei Monaten des Geschäftsjahres für "das vor­
angegangene Geschätftsjahr den. Jahresabschluß 
und einen Geschäftsbericht aufzustellen. Das 
oberste Organ hat in· den ersten fünf Monaten 
des Geschäftsjahres über die Feststellung des Jah­
resabschlusses zu beschließen. Die Versicherungs­
aufsichtsbehörde hat aus wichtigem Grund über 
Antrag des Vorstands diese Fristen zu verlängern. 

(2) Für die Prufung des J ahresabschl~sses kann 
in der Satzung ein besonderes:Organ vorgesehen 
werden. Die Satzung hat in diesem Fall auch die 
näheren Bestimmungen über den Umfang der 
Prüfung, die Bestellung des Prüfungs organs und 
den Prüfungsbericht an das oberste Organ zu 
enthalten. Die Bestimmungen dieses Bundesge­
setzes über die Prüfung des Jahresabschlusses sind 
auf kleine Vereine nicht anzuwenden. 

. (3) Die Versicherungsaufsichtsbehörde hat 
durch Verordnung für die Rechnungslegung 
kleiner Vereine und den Bericht an die Versiche­
rungsaufsichtsbehörde einschließlich der Rech­
nungslegung für den Beginn der Abwicklung so­
wie des Jahresabschlusses" und des Geschäftsbe­
richts im Verlauf der Abwicklung besondere An­
ordnungen zu treffen. Hiebei ist von den für 
Versicherun'gsvereine, die nicht kleine Vereine 
sind, geltenden Vorschriften auszugehen; doch 
sind gegenüber diesen Vorschriften jene Erleichte­
rungen vorzusehen, die den besonderen Verhält­
nissen der klei,nen Vereine, insbesondere dem 
geringeren Umfang ihres Geschäftsbetriebes, 
Rechnung tragen. 

Aus I ä n di s ehe" Ver sie her u n g s u n-
ternehmen 

§ 86. (1) Für Zweigniederlassungen ausländi­
scher Versicherungsunternehmen hat der Haupt­
bevollmächtigte in den ersten fünf Monaten des 
Geschäftsjahres für das vorangegangene "Geschäfts­
jahr einen Jahresabschluß und einen Geschäfts­
bericht aufzustellen. 

(2) Für die Rechnungslegung der Zweignieder­
lassungen ausländischer Versicherungsunterneh­
men gelten neben den §§ 80, 81 und 83 dieses 

764 der Beilagen XIV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 19 von 77

www.parlament.gv.at



20 7 64 ~der Beibgen 

Bundesgesetzes sinng.emäßauch die §§ 128, 129, Exeikut,ion auf W.ei,t,e der Kaution 
131 bis 135; 137 bis 142· und .144 Aktienge-
setz 1965. . 

(3) Der Jahresabschluß des Gesamtunterneh­
mens in gekürzter Form und der Jahresabsd11uß 
der inländischen Zweigniederlassung ·sind im 
Amtsblatt zur "Wiener Zeitung" in deutscher 
Sprache zu veröffentlichen. 

(4) Der Versicherungsaufsiditsbehörde sind 
ehestmöglich vorzulegen " . 

1. die im § 82 Z. 1 bis 4 und. 6 angeführten 
Unterlagen hinsichtlich der inländischen 
Zweigniederlassung, 

2. der Jahresabschluß und der Geschäftsbericht 
des Gesamtunternehmens, 

3. eine beglaubigte vollständige Abschrift des 
Protokolls über die Verhandlung und Fest-
stellung des Jahresabschlusses, . . 

4. der Nachweis der Veröffentlichung des Jah­
resabschlusses des Gesamtunternehmens ge-
mäß Abs. 3. . 

(5) . Die Versicherungsaufsichtsbehörde kann, 
wenn dies für die überwachung der Geschäftsge­
barung erforderlich ist, verlangen, daß die im 
Abs. 4 Z. 2 und 3 angeführten Unterlagen ge­
gebenenfalls auch in beglaubigter deutscher 
übersetzung vorgelegt werden. . 

Fünftes Hauptstück 

EXEKUTIONS- UND INSOLVENZRECHT­
LICHE SESTIiMMUNGEN 

Exekut.ion auf Wer·,tedes Dek­
k u n gs s t 0 c k s 

. § 87. (1) Auf Werte des Deckungsstocks darf 
nur zugunsten eines Anspruch.s aus einem Ver­
sicherungsventr,ag Ex,ekut~on g,efiihl't werden, der 
in das Deckul1igsenfol'del'n:is ,ein:zuibezieihen war. 

(2) Iri der Lebemvenich!erung und in allen 
Art.en der R,euülnversicherul1ig iist der Zugriff 
auf den Betragibeschränkt, der zum Deckungs­
el'fol'dernis ,für den .eiruzelnen Versicherungs­
vertrag im glieichen V,erihältnis &beht' wie der 
Gesamtbetra,g der Wer,te .des Deckungssto~s 
zum . &esamten Deckungsel'fordernis, höchstens 
a:ber aulf ,den Betrag des auf den einzelnen 
Versicherungsv,el'trag ent:JfaUenden neck.ungs­
enfol'dem-isses. 

. § 88. (1) ,Auf WeIite der Kaution dart nur 
zugunstJen ,VQn Ansprüchen Exekution gdühr,t 
werden, del'en Sefriedigungdurch die KautiQn 
sichellgestel1t werden SQll. 

(2) Auf w.erte der KautiQn darf nur ExekutiQn 
geführt Wierden, soweit ,dasü'brige Vermögen 
des Versicherul1igsulltJernehmens zur ßefniedigung 
von Anspr'üchenn,icht ausreicht. 

(3) Mieten~echltliche . Bestimmungen wer,den 
·durchdie Abs. 1 und 2 nicht berührt. 

K 0 n kur s e rö ,f,f nun .g 

§ 89. (1) Der Vorstanld oder ,die Ahwickler 
haben den ,Eintritt ,der Zaihlungsunfähigkeit 
oder ,der überschuldung des Versich·erungs­
unternehmens unverzüg,lich der Versicherungs­
aufsichtsbehörde anzuze~g.en. Die §§ 83, Abs. 2 
und 209 AJhs. 2 Aküengesetz 1965 finden auf 
Versich'el'ungsaktiengesellschaften keine Anwen-
,dung.. . 

(2) Der ,Antrag auf ,Eröffnung des Konkurses 
kann nur von der Versicherul1igsa'ufsichtshehör,de 
.gesteLlt werden. Der ,§ 71 ,K,onkursordnung 
g,ilt sinngemäß. . 

Kura>tor 

§ 90. (1) Das Konkursgericht hat bei Konkurs­
eröffnung ,einen Kurator zur Gehendmachung 
der Ansprüche aus Versicherungsverträgen zu 
bestellen. Ansprüche aus Versicherungsverträ.gen 
gegen das Versich,erungsuntemehmen. können 
nur vlOm Kurator gdtend gemacht . werden. 
Der Kura'tor ~st verpflichtet, die Anspruchs.be­
rechti@ten . auf ihr Verhng,en vor Anmeldung 
des Anspruchs zu hören. Die aus den Büchern 
,des Unternehmens ,feststelLbaren Ansprüche 
gelten a1s angemeldet. 

(2) Der Massev'erw~!ter hat dem Kur,ator 
und auf Verlangen den' Anspruchsiberechtigten 
aus Versicheningsverträgen Einsicht inslie Bücher 
und Aufzeichnungen des Unternehmens und in 
das Verzeichnis der Deckungsstockwerte zu ge­
währen. 

(3) Der Kurator hat ,gegen.die Konkursmasse 
Anspruch auf Ersatiz seiner Barauslagen und 
auf eine angemessene Vergütung seiner Mühe­
waltung. Der § 125 Konkursordnung gilt sinn-
gemäß.' .' 

(3). Besteht J'er Deckungsstock aus mehreren 
Abteilungen, so ist die B.erechnung des' .der E r lös c he n v 1O,n V ,e r sie her u n gs v e r~ 
Exekution untedi>f!gen'd,en 'B,etrages für jede :h ä I·t n i s se·n 
Abteilung g,eson,del't vOl'lZun'ehmen. 

(4) MietenrechtlicheBest>immungen werden 
durch die Albs. 1 his 3nJicht berührt. 

§ 91. Bei V,efSlicherungen, ,d~e unter §.18 
Ahs. 1 ,faJlen, erlöschen durch die Konkurser-
öffnung d,ie Versicherungsverhä1tnisse. . 
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D eck u: n ,~ s St 0 t k (i m K 0 n ku r s "Versic',herun,gsvier,ei'ne, a'uf "Ge,g:en-' 

§ 92. (1) Sofernfür Versicherungen ein Dek~ 
kungssto'ck hesteht,'halt ·der K.oti:kurSikominissär 
zu ",eranlassen, daß das Vellzeichnis der dem 
Deckungsstock g,ew~dmeten Wecte sofQrt ,.aibge­
schlossen und der Versicherungsaufsichtsbehorde 
überm:~ttelt wird. Diese hat den Stand' des 
Deckungsstocks .für ,den Zeitpunkt der Konkurs­
eröffnun,g fes,tzustellen.' 

(2) Der DeckungsstQck bildet im Konkurs 
eine Sondermasse {§48 .A.bs.' 1 Konkursordnung). 

, , s eitigkeit" 

§ 96. {I) Für dlie :Beu11teilung de~'überschul­
dung eines Versicherungsvereins auf Gegenseitig- ,­
keit sind .:l!usgesch,r.iebene Nachschüsse, ' die 
sechs Monate nach:i:hl'erHlLigkeit noch nicht 
eingezahlt sind, nicht mehr als Aktiva ,des Ver­
eins zu we11ten. 

(2) Für die Berechnung und die Eintreibung 
der Nachschüss.e iim Konkurs sind ,die §§ 2 
,und 4 his 12 ,der V.erordnung vom 21. Mär?- 1918, 
RGBI. Nr. 105, ülber den Konkurs, die Geltend-

,(3) Für Ansprudte aus V,ersidterungsverträ~ inachungder Halftung ;und das, AusgleichSiver­
gen gilt der §, 25 Abs., 1 his 3 sinn~emäß. ,fa:hrenbei Er:werbs- und Wirtschaftsgenossen­
Für die Höhe der IAmprüche und des gesamten schaften sinngemäß anozuwenden. Die Nachschüsse 
Deckungserfordemisses ist ,der Zeitpunik:t der dürfen ein in .der Satzung fe&tgesetztes Höch:st-
KonkurserQffnung'maßgebend. maß nicht übersteigen. 

(4). Soweit iAnsprüch,e, die ,in das Deckungser­
fordernis "einzubeziehen waren, .aus ,dem Dek­
kungsstock nicht zur Gänze ibefriedigt ;erden, 
sind si,e wie sonstige .For,derungen aus Versiche­
rungsverträgen zu Ibehandeln. 

(3) Bei der Beurteilung, ob das Vermögen des 
V ereins ~ur Deckung ,der Kosten des Konkurs­
verfahrens voraussichtlich ausreich'en wird, sind 
die nach Ab!;. 2 zuläss'~g,en Nachschüsse zu be­
rückSlichtigen;' 

Kau .ti 0 n im K 0 n kur s 
(4) Die Ansprüche auf Tilgung des Grün­

dun,gsfonds gehen aUen übrigen Kionkursforde­
.im Konkurs ning.ennach. § 93. (I) Die Kaution ,biLdet 

eine Sondermasse (§ 48 Abs. 1 
nung). 

Konkursord-

, (2) Aus der Kaution sind die Ansprüche aus 
V,ersicherungsverträgen, deren' Befriedigung 
durch die Kautton sichergestellt werden soll, 
ver:hältnismäßig zu :befriedigen. Sow.eit Ansprüche 
aus Venicherungsv,erträg,en dadurch nicht be­
fri>edigt werden, sind sie wie sonstige Forde­
rung,en aus Versicherungsv.erträgen zu :behandeln. 

Rangor·d nu n,g 

§ 94. (1) Forderungen au~ Versicherungsver­
trägen gehen den übrug,en K,onkursfor,derungen 
(§ 53 Konkursordnung) vor~ Die iBestimmungen 
der §§ 92 Aibs; 2 und, 93 'Albs.l hleiben un­
berühI't. 

(2) Ansprüche aufdi:e Versicherungsleistung 
gehen allen ander·en, Forderung.eu aus Ver­
sicherungsv,ertr~gen vor. Innerhalb .des gleichen 
Ranges, sind ,die FOI'd·erungen nach ,dem Ver­
hältnis a1h1"er Beträge 7.U befriedigen. 

Ausschl'uß ·des Ausgl.e,ichs und des 
Z .w an g.s aus gl e li c h s 

§ 95. (1) über das Vermögen eines Versiche­
rungsunternehmens kann ,ein Ausgleichsv:erfahren 

, nicht eröffnet wer·den. 

(2) Im Konkurs eines Versicherungsunter­
nehmens findet ein Zwan,gsausgleich nicht statt. 

Aus ,Iä n d ,i sc h 'e Ye r sie her u n g s-
unternehmen ' 

'§ 97. Durch .die iEröffnung ,des :Konkurses 
Üiber das Viermögen ,eines ausländischen Ver­
sicherungsunterneihmens wird dessen inländische 
Zweigniederlassung aufgelöst. 

Ver bot u n<cl H e ra b s ,e t' z u n g von 
Leistu ng e n 

§ 98. (1) Ergiibt' sich hei der' PrÜlfung , der 
Geschäiftsführun,g" und der Vermög,ensla.ge 'eines 
Versicherungsunterll!(~hmens, "daß dieses nicht 
.im~tande ist, seine Vellpflichtungen zu emüllei1, 
die Vermeidung eines Konikursesaber im Inter­
esseder V,ersicherten gdegen ist, so hat die 
Versicherungsaufsichtsbehörde, soweitcLies ,im 
IritJeress,e der Versicherten eVLorderlich ist, 

1. Zahlungen, insbesoridere Versicherungs-
leistungen, in .der Lebengv.ersicherung auch 
Rückkäuf,eund PoLüzzendarlehen in dem 
~ur überwindung der Zahlungsschwie1'\~g­
keiten :er.for,derlichen Ausmaß zu unllersag.en, 
oder 

, 2. VerpfLichtun,gen '.des Versicherers aus der 
Lebensversicherung entsprechend' dem vor­
handenen Verimögen' herabzuSletzen. 

(2) Die .nach IAbs .. ;1 Z. l' getroff:enen Maß­
nahmen sind ,aufzuheben, sobald die Ver­
mögenslage des Versicherungsurtt'ernehm'ens dies 
gestattet. 
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,(3) Die ,Pf1ichtder, Versicherungsrreh;mer, ,d~e 
Prämien (Beitr:ige) in ,der .bishedgen HÖhe wetter 
zuzahlen, wird durch Maßnahmen nach Abs. 1 
nicht betührt. 

Sechstes Hauptstück 

BEAUFSICHTIGUNG 

Allgemein~s 
§ 99. Die Versicherungsaufsichtsbehörde hat die 

gesamte Geschäftsgebarung' der Versicherungs­
unternehmen, insbesondere die Einhaltung der 
für den B~trieb der Vertragsversicherung gelten­
den Vorschriften und des Geschäftsplans, zu über­
wachen. 

Aus k u nf t SO, V 0 rl a g e- und M eId e­
pflicht 

§ 100. (1) Die Versicherungsaufsichtsbehörde 
kann von, den Versicherungsunternehmen jeder­
zeit Auskunft über Angelegenheiten der Ge­
schäftsgebarung und die Vorlage entsprechender 
Unterlagen verlangen. 

(2) Die Versicherungsaufsichtsbehörde kann die 
Vorlage von nicht zum Geschäftsplan gehörenden 
Geschäftsgrundlagen, insbesondere Tarifen, sowie 
Meldungen über den Abschluß bestimmter Arten 
von Versicherungsverträgen verlangen. 

Prüfung 

§ 101. (1) Die Versicherungsaufsichtsbehörde 
kann im Rahmen der ihr nach § 99 auferlegten 
überwachungspflicht jederzeit die Geschäftsge­
barurig eines Versicherungsunternehmens prüfen. 

(2) Eine Prüfung der gesamten Geschäftsge­
barung hat in regelmäßigen Abständen zu er­
folgen. Die Befugnis der Versicherungs aufsichts­
behörde, Teile der Geschäftsgebarung oder be­
sondere Angelegenheiten der Geschäftsgebarung 
zu prüfen, wenn hiezu ein besonderer Anlaß be­
steht, oder unter derselben Voraussetzung die 
gesamte Geschäftsgebarung einer außerordent­
lichen Prüfung zu unterziehen sowie Teile der 
Geschäftsgebanmg regelmäßig in kürzeren Ab­

, ständen zu prüfen, wird dadurch nicht berührt. 

§ 102. (1) Die Prüfung ist eine Woche vor Be­
ginn anzukündigen, sofetndadurch der Zweck 
der Prüfung nicht vereitelt wird. Die Prüfungs­
organe der Versicherungsaufsichtsbehörde sind 
mit einem schriftlichen Prüfungsauftrag zu ver­
sehen und haben sich vor Beginn der Prüfung 
unaufgefordert auszuweisen sowie den Prüfungs­
auftrag vorzuweisen. Der Prüfungsauftrag hat 
den Gegenstand der Prüfung zu umschreiben. 

(2) Die Versicherungsunternehmen haben den 
Prüfungsorganen die für die Prüfung erforder-

lichen, Unterlagen zur Verfügung zu stellen und 
ihnen Einsieht in die Bücher, Belege und SChriften 
zu gewähren, sowie, Auskünfte zu erteilen. Sie 
haben den, Prüfungsorganen überdies innerhalb 
der üblich~n Geschäfts~ und Arbeitszeit -jederzeit 
Zutritt zu den Geschäfts- und Arbeitsräumen zu 

,gewihren. 

(3) DiePrüfungsorgane können Auskünfte und 
Geschäftsunterlagen unmittelbar ,von, jeder im 
Unternehmen beschäftigten Person in deren Wir­
kungsbereich verlangen. 

,(4) Zur Durchführung der Prüfung sind den 
Prüfungsorganen geeignete Räumlichkeiten und 
Hilfsmittel zur Verfügung zu stellen. Sihd Ein­
tragungen oder Aufbewahrungen unter Verwen­
dung von Datenträgern vorgenommen worden, 
so sind vom' Versicherungsunternehmen auf seine 
Kosten innerhalb angemessener Frist diejenigen 
Hilfsmittel zur Verfügung zu stellen, die not­
wendig sind, um die Unterlagen lesbar zu 
machen, und, soweit erforderlich, ohne Hilfs­
mittel lesbare da,ue11hahe W.iedergaben in der be­
nötigten Anzahl beizubririgen. 

(5) Die in der Prüfung getroffenen Feststel­
lungen sind schriftlich festzuhalten. Dem Unter­
nehmen ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben. 

Auskunftspersonen 

§ 103. (1) Die Versicherungsaufsichtsbehörde 
kann von jedermann Auskunft über Angelegen­
heiten der Geschäftsgebarung von Versicherungs­
unternehmen verlangen. 

(2) Die Verpflichtung zur Auskunftserteilung 
schließt die Verbindlichkeit in sich, Urkunden 
und andere schriftliche Unterlagen vorzulegen 
oder die Einsichtnahme in diese zu gestatten. 

A n 0 r d nun gen der Ver s ich e run g s­
aufsichtsbehörde 

§ - 104. (1) Die Versicherungsaufsichtsbehörde 
hat alle Anordnungen zu treffen, die der Einhal­
tung der für den Betrieb der Vertragsversicherung 
geltenden Vorschriften, insbesondere der Bestim­
mungen dieses Bundesgesetzes, und der Einhal­
tung des Geschäftsplans dienen. 

(2) Wird durch das Verhalten von Versiche­
rungsunternehmen eine' urnn~tJte1lba're oder mi,t­
telbare Gefähndung der Interessen der Versiche­
rungsnehmer older anderer aUlf Grund von Ver­
sicherungsverträgen ansp11uchsberechcigter Perso­
nen herbeigdührt, so hat ,die Versicheru·ngsa,uf· 
sich,tsbehörde alle Auol1dnungen zu treffen, die 
erforderlich sind, um diese Gefährdung zu be­
seitigen. 

(3) Der Abs. 2 ist sinngemäß auch zum Schutz 
der Inter.essen solcher ,Person,en anzuw.endim, mit 
denen der, 'Abschluß von Versicherungsverträ­
gen angebaJmt wird .oder werden soll. 
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(4).Die Versicherungsaufsichtsbehörde hat:alle Sonderheauftragten lZur .Durchsenzungder m 
Handlungen von Versieherungsunternehihen' zu' Betr~cht kommenden V·orschnilftzu be~tel1en . 
. UI\tersagen, . die den .~nerkannten. G.rundsät.?:en(i) D~~ 'S~na.~rbeauftr~gt~'. i!rt '. ahzuberuf~ri, 
eines ordnungsgefp,äß:en: Gesch~hsbetriebes, von w,enn der Zweck seiner ,Bestellung erfüllt ist." . 
VersiCherungsuni:erneb"ffien .. wi.derspreclien: .. Sie . . .' . . 
kann in~besondereun't~rsagen,:daßuntergleichen (3) Dem . S6nderbea~firagten . könn~n ::die 
sachlichen. VOrinisset'Z:',l#i,en. yon' M,n Versiche~' Rechte~nd Pflichten v:on Organen des l]nier­
r.ungsnehmern .nicht;gleiche Lei~tlJngen. :Verlangt nehmens .ga:l1z öd;er. tei'lweise ülbertrag;en werden; 

d '.' d d'" . f·· G" . "d ,. V Insow,eit' ·ruhen .,für· die' Dauer sein'er" Bestdlung' o ,er an Sl,e 0 ,er. an, lel'e ,au run von er- .. . . 
sidJ.en.ingsy~rtr~gen arispr~chsh~rech~igte. Perso- :die Rechte undPflicl1ten der Organe des Unter~ 
nennic.~t gIeic;he L.etis~n@en, .er?racht werden. nehmens: . . . 

(4) Sind dem Sonderbeauf-tra;gten Befugnisse 
(5) Die Ver's~cheruilgsaubichtsbehörde kann des Vorstands eines inländischen oder des 

u:n'ter der . Voraussetzung des Abs. 2.insbescindere Hauptbevollmächtigten eines ausländischen Ver-
auch an·ordnen, daß . d 

sichenmgsunterne!hmens iihertrag,en' wor, en, so 
'1. der Geschäftsplan .rillt. Wirkung für ··neu sind seine Besüellung und seine Abberlllfung auf 

. abzuschließende Versicherungs'vertdge und Anzeige der Versicherungsaufsichtsbehörde in das 
für' die Erhöhung' oder Verlängerung' be- Handelsregistereinzutr,agen . 

. stehender· Versicherungsverträge geändert 
wird,' . .' . (5) DemSonderbeaUlfitragten steht eine Ver-

2. unter Ausschluß oder Beschränk~ng von gütung f.ür seine MÜihewaltung zu, die. von 
. cl' e' r ,der V,ersich,erungsaufsichtshehör,de nach dem Gewinnausschüttungen eine Erhöhung . 

Umfang seiner Tätigkeit festzusetzen' 1st. Die 
Eigenmittel v.org.~n'Omn:en wird. Küsten der 'Bestellung ,des Sonder;bealllftragten 

(6) Anordnungen nach Ahs,. 2 können, wen,n und se.iner Vergütung sind vom Versicherungs­
ihr Zweck dies verlangt; auCh an Versich,erungs- unternehmen zu tr,ag,en. 
makl,er od,er· selibständ~ge. Versicherungsvertreter 
g~richt'et w.erden. -' .... 

Ei nb e ~u.f,unlg·, d e rHau'ptve rsa m ni­
Iu n g (d es' 0 b ,e r s t ,e nOr ,g ans) und 

des Aufsich·tsrats 

§ 105. Soweit es der nurchsetzung der Ein­
ha.Ltung ,der für ,den B,etrieb der Vertragsver­
sicherung . geltenden Vorschriften, inshesondere 
der Anordnungen den Versicherungsauf!lichtshe­
hörde;und des, GeschäftSiplans dient, hat die Ver­
s'icherungsaufsichtsbehörde die Einberufung ,der 
Hauptvers'ammlung (des obersten Organs) oder 
des A ufsichtsrMs. ~n inländischen Versicherungs­
unternehmen und ,die ,Ankündigung bestimmter 
Gegenstände der Beratung und Beschlußfassung in 
der Tagesordnung zu verlang.en. Wird diesem 
Verlangen' nicht unverzüglich entsprochen, so 
kann die Versicherungsaufsichtsbehörde, wenn 
sonst die Belang,e der V enicherten gef~hrdet 
würden, die Einberufung oder Ankündigun;g auf 
Kosten des . Versicherungsunternehinens selbst 
vornehmeri. 

Sünderbeauftragter 

§ 106. (1) HandeLt ein Versicherungsunterneh­
men ,den für den . Betrieb der Vertragsveniche­
rung· g,ekenden. Vorschniften, in!lbesondereAn­
or,dnungen der Versichel'ungsaufsichtsbehöl'de, 
oder dem Geschäft~plah trotlZ wiederholter 
Mahnung zuwli!der undl'eichen andere Maß­
nahmen nicht aus, ,die EinhaLtung dieser Vor­
schriften oder des Geschäftsplans zu bewirken, 
5'0 ha,tdie Versich·erungsaUlfsiichtsbehörde einen 

Un t e r s ag u n g G e s c h ä.f t s b e-
t r ,i ·e·b,e s 

§ 107.(1) Hande'Itein Versicherungsunter­
nehmen föl1llg,esetztden Pflichten zuwider,di.e 
ihm nach d,en ·für den Retr,ieb der Vel'trags­
versicherung geLtenden Vorschdft-en, insbesonder·e 
den Anordnungen ,der Versicherun,gsaufsichtshe­
hörde, oder dem Gesch~ftsplan oblieg,en, und 
entsteht daraus eine' Gefärhrdung der lruter,ess,en 
der Versicherten, zu ,der,en Vel'meidung andere 
Maßn~hmen n'icht ausreichen, ro hat die Ver~ 
sicherungsaufsiichtsbehörde den Geschäiftsberrieb 
mit der W1il'kung zu untersagen, daß neue Ver­
sicherungen nicht a:bgesch!.oss.en und a,bgeschlos­
sene nicht erhöht. oder verlängert wel'den 
dürfen. Diese Maßnahme kann auf bestimmte 
Versicherungsarten (V,ersich,erungSIZweige) be­
schränkt w.erden, wenn die Vor,aussetzun;gen für 
die Untersagung .nur. hei ihnen vorliegen. 

(2) Die Untersagung ist zu widerrufen, sobald 
anzunehmen ist, daß durch die Wiederaufnahme 
des Geschäftsbetriebes' ~ine Gefährdung der Inter­
eS!render V,ersicherten nicht eintritt . .-

(3) Die V ersicherutlgsauf!richtsb~hörde kann die 
zur einstweiligen Sicherung des Vermögens er­
forderlichen Anordnungen ~reffen, insbesondere 
die Vermögensverwaltung geeigneten Personen 
übertragen. In diesem Fall gilt der § 106 Abs. 2 
his 5 sinngemäß. 

(4) Bei Versicherungsvereinen auf Gegenseitig­
keit wirkt di~. Untersagung des gesamten Ge­
schäft~betr~ebes wie ein Auflösungsbeschluß. 
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,(5)' Die Untersagung des gesamten Geschäfts- sicherungsaufsichtsbehörde mit einer Geldstrafe 
betriebes und ihr, Widerruf sind auf, Anzeige der: bis 30 000,--'- S zu:bestrifen.~' 
Versicherungsau:fsichtsbehörde :in, d~s Bandelsre- § -109. Wer, dir, Versicheiungsaufsichcibehörde 
gister einzutragen. ' '" ' gegenüber wisseritlkli falsche:Xrigahen macht, u~ 
, (6) Die teilweise Untersagung des Geschäfts- für ei,li Untem~hmendie' Konzession zum Betriel> ' 
betriebes und ihr Wider~f, bei kleinen Ver- dei Vertragsversidierun'g, die Genehmigtmg des 
sicherungsvereinen auch dieUntersagung des ge- Geschäftsplans odereirier l\nde'~ung 'des Ge­
samten Geschäiftslbetr.iehes' sind von der Ver-schäftsplans' zu erlangen; begeht, ''\\Tenn die Hand­
sicherungsaufsichtsbehörde au{ Kosten des Ver- bng nicht mit gerichtliCher Strafe bedroht ist, 
sicherungsunternehmens in den gesetzlich oder eine VerwaItungsubertretungund 'ist von der 
satz.ungsmäßig bestimmten Veröffentlichungsor- Versicherungsaufsichtsbehörde mit einer Geld-
ganenzu veröffentlichen. strafe bis 500.00,- ~zu bestrafen. 

Siebentes Hauptstück 

STRAFlBESTIMMUNGEN 

1. Abschnitt: Verwaltungsübertretungen 

§ 108. Wer 

1. über den nach dem. Geschäftsplan zulässigen 
Betriebsumfang hinaus Versicherungsgeschäf­
te betreibt, 

2. im Inland einen Versicherungsvertrag für ein 
Unternehmen abschließt oder vermittelt, für 
das keine Kcon'zession erteilt wurde oder ffir 
das die Konzession auf Grund des § 12 
Abs. 2 bis 4 erloschen ist, 

3. den gesmäftsplanmäßigen Bestimmungen 
über die Bedeckung der Deck'ungsrückstel­
lung zuwiderhandelt, 

4. eine nach dem § 20 Abs. 3 gebotene Auf­
füllung desDeckungsstocks unterläßi, 

5, den 'Vorschriften über die Anlage, die Be­
wertung, das Verzeimnis und die, Verwah­
rung des Deckimgssoockvermögens zuw,ider-
handelt, ' 

6. einer auf den§104 gestützten Anordnung 
der Versicherungsa.ufsichtsbehörde zuwider­
handelt, 

7. als Mitglied eines Organs, als Treuhänder, 
als versicherungsmathematischer Sachver­
ständiger, als Dienstnehmer eines Versiche­
rers oder als selbständiger Versicherungsver­
treter ihm ausschJ.ießIich aufgrund seiner be­
ruflichen Tätigkeit bekannt gewordene Ver­
hältnisse und Umstände, deren Geheimhal­
tungim berechtigten Interesse der davon 
hetroffenen ,P.erson gelegen ist, weitergibt 
oder verwertet, ohne daß hiefür ,aufgrund 
eines Gesetzes eine Auskunfts- oder 'Melde­
pflicht besteht; :oder ohne daß der Betroffene 
mit der Weitergabe oder, V erwertung aus~ 
,driicklich einverstanden ist, . , ' 

begeht, wenn' die Handlung oder Unterlassung 
nicht mit gerichtlicher Strafe bedroht· ist, eine 
Verwaltungsübertretung und ist vOn der Ver-

§ 110. Wer ohne ~onzession; nach Untersa­
gung des Geschäftsbetriebes oder nachdem die 
Konzession auf Grund des §12 Abs. 2 his 4 
erloschen ist, Versicherungsgesm:ufte betreibt, be­
geht, wenn die Handlung nicht mit gerichtlimer 
Strafe bedroht ist, eine Verwaltungsübertretung, 
und' ist von der Versicherungsaufsich1;sbehörde 
mit einer Geldstrafe bis ,100000,- S zu be­
str:afen. 

2. Abschnitt: Gerichtlich straIbare Handlungen' 

Prüfungsbericht 

§lU. Wer als Absehlußprüfer oder als mit der 
Absmlußprüfung betr:aute,~Person im Prüfungs­
bericht über das Ergebnis der Prüfung falsche 
Angaben: macht, ist, wenn die Tat nicht nach 
einer anderen Bestimmung' mit strengerer Strafe 
bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu sems Mona­
ten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen 
zu bestrafen. 

Deck un g s e rf or dernis; De cku n g s­
s t 0 c k 

§ 112. (1) Wer ' " 
1. gegenüber .der VerSlicherungsawfsimtsbehörde 

,falSche Angaiben über das Deckungs,er:forder­
riis oder die dem Deckurigsstock gewid­
meten V,ermögenswerte macht oder 

2. als ver.sicherungsmatherri,atischer Sachver­
ständiger entg~gen dem § 80 Abs. .2 
fälschlich he~tätigt, daß die Deckungsrück­
stellung, in der Lebensversicherunlgauch 
diePrämienÜlberträge nach ,d,ern Gesmäfts­
plan herechnet sind, 

ist mit Freiheitsstrafe bis zueinemJ ahr oder 
mit Ge1dstraf,e bis zu 360 Tagessätzen zu he­
strafen.' 

(2) Wer als Treuhänder o&r als Stellvertreter 
des Treuhänders ,entgegen -dem, § 80 Abs. 2 
fälschlich bestätigt" daß die Werte des Deckungs~ 
stocks vorschriftsmäßig verwahrt sind, ist mit 
Frerheitsstraf,e bis' zu sechs Monaten oder mit 
Gddstra.te his zu 360 T.agessätzen 'zu bestra.fen. 

Konkurs 

§ 113; Werdie~im § 89 Abs. 1 erster Satz 
vorgesmriebene Anzeige, unterläßt, ist 'mit 
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Freiheitsstrafe ,bis zu ,einem Jahr oder mit GeLd­
strafe his zu 360 _Tagessätzen zubestra.fen. 

VeT-sicih,eru.ngsvere~ne auf G-,egen-
, seliti,gkelit 

§ 114.Mi~gli.eder des Vorstands, des Aufsichts­
rats oder -Ahwickler ein'es Versich,erungsvereines 
auf Gegenseicigroeit, die -in ihren 'Darstellungen, 
in ,ihr.en übersichten ,Ülber' .denVermögensstand 
des' Verelins, in;den <,den -Ahschlußpr.wern ge­
gebenen Auskünlliten oder in Vorträg,en und 
Auskülllften in ,der VersalIDlnlung des obersten 
Organs die Verhältnisse des Vereins unwahr 
darstelLen oder verschleiern, sind mit Fr,eiheits­
strafe Ibis zu ,einem J3!hr oder mit Geldstrafe 
bis zu 360 Tagessliltzen zu be~trafen. 

- Achtes Hauptstück 

BEHöRDE UND VERFAHREN 

Ve r si c her u n g sauf s i eh t s b eh ö r d e 

§ 115. VerSlicherungsaufsichtsbehörde ist der 
Bundesmiriister ,für Finanzen. ' 

,- Ve röf,f ,entli c h u n gen " ' 

,§ 116. (1) Oie versicheruIligsaufsichtsbehör,de 
hat mindestens ,einmal jährlich V,eröffentJ,ichun­
gen herauszugeben, .die insbesondere zu enthalten 
haben ' 

1. geltende Gesetze und Verordnungen, so­
weit sie sich auf die Vertragsversicherung 
b-eziehen, ,-

, , -

2. allgemeine Mitteilungen d,er Versicherungs­
aufsicht~behörde sOWl~e anderer Beihörden, 
sowe~t sie sich ,aufd~e Vertragsvenich,erung 
beziehen, 

3. Mitteilungen über 
a) Konzessionsert,cilungen, 
b) BestandÜlbertragungen, 
c) V:erschmelzung von Versicherungsunter-

nehmen, 
d) Vermögensiihertragungen, 
e) Umwandlungen, 
f) Auflösungen, 

g) die Been,digung ,des Geschäftsbetriebes, 
h) die Ul1itersagung des GeschäftSlbetciebes, 
i)das Erlöschen ,der KconzesSlion, 
k) die BesteHungund ,die Abherufung von 

Hauptbevollmächtigten ausländisch,er 
Venich,erungsunternehmen und ihren' 
Stell-v,eI1tretern, 

I) , Geschäftsplanänderungen. 

(2) In die Veröffentlichungen sind auch Ver­
sicherungsstatistiken auifzunehmen,dtiedie we-

sentlichenDaten ü'ber, ,den V,ersicherungsbeSltand 
und die" Vermö'gensverhältnisse der Versiche­
rungsunternehrilen zu 'eno1:talten habell. Die 
Versicherungsstacistiik [st ,jeweils für ,ein J anr zu_ 
erstelLen. 

Kosten ,der V ,e r s.i c :he run g s aufs i eh t 

§ 117. (1) Die Kosten der Versicherungs auf­
sicht und ,des Verfa:hrens vor der Versicherungs­
aufsichtsbehörde ,sin.d dem Bund von den Ver­
~icherungsunoberneihmen, Ji,e den B-eStlffiimungen 
dieses .Bunde~gese1lZes unterLiegen, durch Ent­
richtung von Gebühren nach Ahs. 2 zu erstat­
ten. Zu den K<osten sind hinzuzurechnen ,die 
Gebühren, die im VorJahr nicht eingegangen 
Slind. 

(2) Der Ges'amtbetra,g d,er Gebühren soll neun 
Zehntel der Kosten d~s Abs. 1 betragen; Der 
Satz -von· eins vom Tausend det gebühren­
pflichtigen Binnah~e an VerSlicherungsentgelten 
dar,f nicht wbersmrittJen wer,d,en .. Die Gebühren 
wer,den nach ,dem V,enhäl,tnisderRohentge1te 
(Bruttoprämien, >Beitd~g,e, Vor- und Nachschüsse) 
berechnet, dieei,nem jeden Unternehmen im 
letzten Geschäfrt;sjahi aus ,derivonilhrn im Inland 
3!bgeschlossenen Versicherungen, J,edochnach Ab­
zug der zuriÜckgew;iliiten überschüsse: oder 
Gew-iIinantmLe, ,el"!Wachsen Slind; .. 

_(3) Den. Gebührensatz: bestimmt jährlich die 
Versicherungsaufsichtsbehörde in Tausendteilen 
der gebührenpflichtigen Einnahme an Versiehe:' 
rungsentgelten. Dabei kann sie-die gebühren­
pflichtige Einnahme und die Gebühren abrunden. 
Die Versicherungsaufsichtsbehörde kann einen 
'Mindestgebührenbetrag festsetzen. 

. (4) Die Gebühren setzt die Versicherungsauf­
sichltsbehölide fest; -i>ie ülbenmlrtJielt den UntJer- , 
nehmen einen Verteilungsplan und fordert sie 
auf, die Gebühren binnen einem Monat einzu­
zahl~n. Nach -Fristablauf können fällige Beträge­
wie offentliche Abgaben eingezogen werden. 

Aus ku n fts e r t eil ~ n g an an de r e 
Behörden 

§ 118. (1) Ausländischen Bahörden,d-enendie 
Beaufsichtigung von Unternehmen der Vertrags­
versicherung obliegt, ist auf Grund von Gegen­
seitigkeitserklärungen oder tatsächlich gewährter 
Gegenseitigkeit von der Versicherungsaufsichts­
behörde Auskunft über den inländischen Betrieb 
ausländischer Versicherungsunternehmen, die 
ihren Sitz in dem betreffenden Staat und im 
Inland eine Zweigniederlassung haben, und in­
ländischer Versicherungsunternehmen, die in dem 
betreffenden Staat eine Zweigniederlassung haben, 
zu erteilen.· - .. 

(2) . Dabei ist·· sicherzustellen, daß die .. auslän­
dische Behörde von der ihr erteilten Auskunft 
nu~ für Zwecke der Versicherungsaufsicht Ge-
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brauch macht und, soweit eine ausdrückliche Zu­
'Stimmung des betroffenen Versicherungsuriterneh­
mens nicht vorliegt, solche Auskünfte nicht ,an 
Dritte weitergegeben werden. 

, Neuntes Hauptstück 

'üBERGANGS- UND SCHLUSS­
BESTIMMUNGEN 

Inkrafttreten 

'§ 119. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 
XXXXXXXXXXXX in Kraft. ' 

(2) Verordnungen auf Grund der Bestimmun­
gen dieses Bundesgesetzes können bereits von dem 
seiner Kundmachung foJgenden" Tag im erlassen 
werden. Diese V erordmirigen diiden' frühestens 
mit dem im 'Aos., l' bezeichneten Zeitpunkt in 
'Kraft gesetzt werden. 

D b, e r ga n g s b e s tim m u n gen 

§ 120.,Dü! Versicherungsunternehmen haben 
ihren:' Geschäftsplan bis längstens sechs Monate 
naCh dem Ink~afttret~n dieses B1mdesgesetzes an 
desseti, Bestimmungen, anzupassen. 

§ 121. Eine zum Zeitpunkt des' Inkrafttretens 
dieses Bunde'sgesetzes bestehende Erlaubnis zum 
Geschäftsbetrieb ,im Sinn', ,des §, 5 Abs. 1 des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes,: DRGBl. 1931 
I S. 315, gilt. ab diesem Zeitpunkt als' Konzession 
gemäß § 4 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes. 

§ 122. Die im §12 Abs. 2 und .3 festgesetzten 
Zeiträume. sind erstmals vom Zeitpunkt des in-, 
krafttretens dieses Bundes~esetzes an zu be­
rechnen. 

§ 123. Kautionen, die zum Zeitpunkt des In­
krafttretens dieses Bundesgesetzes bestehen, blei­
ben aufrecht. Auf vertragliche Bestimmungen 
und Urkunden, die eine andere Bindung des der 
Kaution gewidmeten Vermögens bewirken als 
eine Verfügungs beschränkung zugunsten der Ver­
sicherungsaufsichtsbehörde, kann sich niemand be­
rufen. Die §§ 15 und 16 sind auf bestehende 
Kautionen anzuwenden. 

§ '124. Die. Bestellung von Treuhändern und 
Stellvertretern von Treuhändern sowie von ver~ 
sicherungsmathematischen Sachverständigen, die 
diese Funktionen zum Zeitpunkt des Inkrafttre­
tens dieses Bundesgesetzes ausüben, gilt als ,im 
Sinn der§§ 22 Abs. 4 und 24 Abs. 2 genehmigt. 

'§ i25. Die Einrichtung der für Versicherungs­
vereine auf Gegenseitigkeit erforderlichen Organe 
im Sinn des § 43 Abs. 3 hat bis längstens sems 
Monate' nach dem Inkrafttreten dieses Bundes­
gesetz~s ~ti erfolgen. 

§ . 126. (1) Versicherungsverdne :aUif Gegen­
seitJigkeit;' ,die zum Zeitpunkt ~des Inkraifttretens 
dieses Bundesgesetzes a.ls kleinere Vereine im: Sinn 
,des§ , 53 des V wlich,erun,gsawsichtsgesetizes, 
DRGBl. 1931 I S. 315;behandeh werden, je­
doch ,nicht kleine Versicherungsyereine im Sinn 
des § 62 'll~eses Bundesgesetzies sirtd, ,sind bis 
längstens sechs Monate,' nadl : dessen Tnkraft­
tre~en zur Bintr,'!gung ,in:, ,das J:I;mdelsregister 
anzumelden. Diege Vel1pfI.id1tung tritt ,picht ein, 

,wenn der Ver,ein ,den Geschäft&betrieb inn,erhalb 
der gl,eichen Fristau,f die im§ 62 feslt;gesetzten 
Grenzen einschränkt. 

(2) , Versimerurigsvereine . auf Gegenseinigkeit, 
die' zwm Zevtpunkt ,des Inkrafttretens dieses 
Bundesgesetzes nieht'als kleinere Ver,elneim Sinn 
des § 53 des Versicherungsaufsimtsgesetzes, 
DRGBl.1931 I S. 3,15, behandelt werden, je­
dom kleine Versicherungsvereine im Sinn 
des § 62 dieses Bundeslgesetzes Slmd, haiben his 
Längstens 'sechs 'Monate nach dessen Inkraft­
treten die Lösmun,g im Handelsr,egister zu be­
antrag,en. 

§ 127. Für Vermögenshestandteile von Ver­
sicherungsunternehmen, die ,zum Zeitpunkt des 
1l1Jkra.fttretens dieses rBundes,gesetzes, dem Dek­
kungsstock, der B,edeckung der,. technismen 
VerbiindLichkeiten oder .der Kaution Igewidmet 
sind, ~ili' ,diese Widmung, soweit ,erforderlich, 
als im Sinn des § 77 .kbs. 4, des§ 78 Abs. 6 
oder des § 79 Abs. 1 im Zusammenhalt mit 
dem § 77 ,Aibs.4. genehmigt. 

§ 128. Für zum Zeitlpunkt des Inkra;fttretens 
dieses Bundesgesetzes anhängige Exekutionsver­
fahren und eroffilete- Konkurse gelten die bis­
herigen Vorschriften. 

AufLösung von Rücklagen 

§ 129. {.1) Die nam den§§ 26 und 37 Y,er­
sicherungsW1i.ederaufbaugesetz, BGBl.N r. 185/ 
1955, steuerfrei gebildeten Rücklagen sind m.it 
dem Inkra,fttre~en dieses .Bundesgesetzes aufzu­
lösen und awf Sicherheitsr,ücklagen oder freie 
Rücklagen zu übertragen. 

(2) Die übertragung löst k,eine Steuerpfl~mt 
aus. 

A u ß e rk r a f t t r e te n von Vor s ehr i f­
len 

§ 130. (1) Mit .dem Inkra,fttreten dieses Bun­
desgesetzes treten außer Krale: 

1. das Bundesgesetz vom 25 März 1936, BGBl. 
Nr. 91, betreffend die BrLeichterung der 
Personalhsten der VersicherungsanstaLten; 

2. die Vel1ordnung· vom 28. Feber 1939, 
DRBGl.I S. 365, zur Binf,ü1hrung von 
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-Vorschrih.en über die Beaufsichtigung, der 
_privaten Versi,herungsunternehmungen im 
Lande österreich ,und ,die durch sie in Gel­
tunggesetiZiten und ausdrücklich [n Geltung 
belassenen Vorschdften und aw Grund­
lage der angeführten Verordnung ler,gange­
nen Anordnungen, soWeit si-e slich auf Ver­
sicherungsun ternehmen hezielhen; 

:3. alle hehördlid.en Anor,dnungen auf dem Ge­
biet det Vleri>icherungsauhicht, die nach dem 
28. Feber 1939 und vor de~ 10. April 1945 
ergangen sind; 

-4. die Verordnung desStaatsamts für- Finan­
zen vom -16. September 1945, SiGBI. 
Nr. 181-;' über die Beaufsichtigung von 
Transp61'tverslitherungsunterriehtnungen; 

5. das Bundes~ese1lZ vom 13. Juni 1946, BGBI. 
Nr. 108, hetreffenddie Regelung von Fra­
gen der österr-eichischen Verltragsversicherung 
(VersicherungsÜiberlei tJUugsgeset:z), 1n der 
Fassung des Bundes,gesettes vom 
14. März 1951, BGBL Nr. 77" betreffend 
die Regelung von Fragen der österreichischen 
Vertragsversicherung (Versicherungsüberlei-
tungsgesetznovelle 1951); , 

", ,6. die §§ 17 .bis 20,22 bis 30, 32 his 34 
und 37 ,des Bundesgesetzes v,om 8. Septem­
ber 1955, BGB1. Nr. 185,üher den Wieder­
aufbau der Vertragsversicherung (Ver­

'sicherungs,wiederauf,baugesetz), in der Fas" 
,sung des Bundesgesetzes vom 14. Feber 1962, 

BGBL. Nr. 61, hetr-eff,end den Abschluß des 
Wiederawh-aues der Vertragsversicherung. 

(2) Sow.eit in ,anderen bundesgesetJZl.ichen Vor­
schniJften auf Bestimmungen verwiesen wird, die 
durch .dieses Bundesges,etz aufgehoben wer-den, 
treten an ihre Stelle die entspr-echenden Be­
stlimmungen dieges ,Bundesgesetzes. 

Vollrzugsklausel 

_§ 131. Mit .der VoUzi,ehung dieses Bundes­
gesetzes -ist 

1. hinsichtlich ,der ,§§ 25, 27, 29 Abs. 1, 30,' 
32 Abs. 1, 33 Abs. 1 und 2, 36 his 39, 
43 bis 55, 56 Abs. 1, 2, 4 und 5, 57 
Abs. 1 und 6, 58 bis 60, 61 Abs. 1 his 3 
und 5 bis 13, 66, 67, 68 Ahs. 1, 5 und 6, 
70, 711 Abs. 1, 72, 73, 87 bis, 97, 111 
bis 114 und 128 ,der BUJ;ldesminister fÜ,r 
Justiz; 

2. hinsichtlich .der §,§ 28 und 29 Ahs.2 im 
Zusammenhalt mlit -den §§ ,8 Abs. 3 und 
10 der Bundesminist-er für Finanzen, sonst 

'der BUridesministerfür Justiz; 

,3. hins.iChtÜch der §§ 57 A,ps. '2: ., 84 ,und 86 
Alps. 2, Sioweit sie sich '<liU!f Vorschriften 
beziehen, mi:tderen Vollziehung der Bun­
desminister für Finanzen betraut -ist, der 
Bundesminister für Flinanzen, sonst, der 
Bundesminister für Justiz; 

.4. hinsfchtlich der übrigen Bestimmungen der 
, Bundesminis~er für Einanzen, ' , 

betraut. 
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Erläuternde Bemerkungen 

Allgemeines 

I. 

Die Materie . des vorliegenden Entwurfs ist 
gegenwärtig durch das Gesetz' vom 6. Juni 
1931, DRGBl. I, S. 315, über die Beaufsichtigung 
der privaten Versicherungsunternehmungen und 
Bausparkassen (VAG) und einige Nebenbe­
stimmungen geregelt, die mit der Verordnung 
vom 28. Feber 1939, DRGBl. I, S. 365, zur 
Einführung von· Vorschriften über die Beauf­
sichtigungder privaten Versicherungsunterneh­
mungen im Land Österreich in' Österreich ein­
geführt oder' aus den bis dahin in Österreich 
geltenden Regelungen in Kraft belassen wurden. 

Diese Vorschriften wurden durch § 2 des 
Rechts-Überleitungsgesetzes, 8tGBl. Nr. 6/1945, 
in vorläufige Geltung gesetzt und machen den 
bei weitem überwiegenden Teil des Rechtsbe­
standes aus, der gemeinhin als Versicherungs­
aufsichtsrecht bezeichnet wird. Die nach 1945 
auf diesem Gebiet erlassenen österreichischen 
Vorschriften dienten im wesentlichen der Über­
windung der Schwierigkeiten für die Ver­
sicherungswirtschaft in der unmittelbaren Nach­
kriegszeit und sind, soweit sie noch. gelten, 
weitgehend obsolet geworden. 

Schon bald l,1ach Kriegsende wurden die Arbei­
ten an einer Neufassung des Versicherungsauf­
sichtsrechtes begonnen, doch erst im Jahr 1952 
lag in Form eines mit Erläuterungen versehenen 
Entwurfs, der zur Begutachtung versendet wurde, 
das erste greifbare Ergebnis vor (BMF-Zl. 
45.893-19/52). Unter Auswertung der hiezti 
eingegangenen Stellungnahmen wurde im' da­
rauffolgenden Jahr ein zweiter Entwurf samt 
Erläuterungen versendet (Zl. 49.933-19/53). 
Dieser Entwurf wurde in der Folge auf Grund 
der Anregungen der im' Begutachtungsverfahren 
befaßten Stellen wiederholt überarbeitet. Seine 
weitere Behandlung unterblieb schließlich im 
wesentlichen aus der Erwägung, daß das Versiche­
rungsaufsichtsrecht zum Teil Spezialbestimmun­
gen zum Aktiengesetz enthält und vor Erlassung 
eines österreichischen Aktiengesetzes die Er­
lassung aktienrechtlicher Sondervorschriften 
nicht zu vertreten sei. 

Das österreichische Aktiengesetz wurde im 
Jahr 1965 erlassen (BGBl. Nr. 98). Im Jahr 1970· 
wurden sodann im Bundesministerium für Finan­
zen die Arbeiten an einer Neufassung des Ver­
sicherungsaufsichtsrechts wieder aufgenommen. 

11. 

Der Entwurf geht davon aus; daß das bestehen­
de System des Versicherungsaufsichtsrechts in 
seinen Grundzügen als verfassungsrechtlich ein-· 
wandfreiund in der Praxis bewährt gelten kann. 

Das Problem der Abwägung zwischen der 
Privatautonomie in Angelegenheiten der Ver­
tragsversicherung und dem öffentlichen Interesse 
an, einer geordneten Entwicklung des Versiche­
,rungswesensscheint durch das geltende . Recht: 
auf eine Weise gelöst, die auch gegenwärtig als 
sachlich befriedigend angesehen werden kann. 
Der Entwurf ist daher vom Bestreben getragen, 
am bestehenden System des Versicherungs auf­
sichtsrechts in seinen Grundzügen festzuhalten. 
Soweit im Entwurf dennoch von der geltenden 
Rechtslage abgewichen wird, dient dies der 
Anpassung an die gegenwärtigen rechtlichen 
und tatsächlichen Verhältnisse. In den Erläute­
rungen zu einzelnen Bestimmungen . des Ent­
wurfs wird darauf näher eingegangen werden. 

Das' geltende VAG umfaßt Bestimmungen, die 
denen der Gewerbepolizei, entsprechen, Bestim­
mungen über eine materielle Staatsaufsicht, 
Bestimmungen über Versicherungsvereine auf 
Gegenseitigkeit (privates Korporationsrecht) so­
wie exekutions-, insolvenz- und. strafrechtliche 
Bestimmungen. Dieser heterogene Inhalt fügt 
sich unter dem Gesichtspunkt zusammen, daß 
es sich durchwegs um Sonderrecht für die Ver­
tragsversicherung handelt. Das Versicherungs­
aufsichtsrecht, also das VAG mit seinen Neben­
und Durchführungsbestimmungen, ist die Zu­
sammenfassung dieses Sonderrechts, soweit es 
nicht durch andere Vorschriften, insbesondere 
die des Versicherungsvertragsgesetzes, geregelt 
wird. Dieser Gesichtspunkt läßt es gerechtfertigt· 
erscheinen, auch weiterhin Vorschriften, die 
verschiedenen Rechtsgebieten zuzuordnen sind,.. 
jedoch durchwegs die Vertragsversicherung be-· 
handeln, in einem eigenen Gesetz zu regeln. 
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Der Entwtlrf hält auch im Aufbau im wesent­
]ichen' am geltenden VAG fest. Allgemeinen' Be­
stimmungen über die Konzession und den Ge­
,schäftsplan folgt das Korporationsrecht der Ver­
sicherungsvereine auf Gegenseitigkeit; daran 
'Schließen sich die BestimqlUngen über die Ge­
:schäftsfÜhrung 'der . Versicherungsunternehmen, 
die Beaufsichtigung,' die Behörden und das Ver­
fahren und Strafbestimmungen an. Die einzige 
wesentliche Neuerung iin Aufbau besteht" darin, 
,daß die gegenwärtig im Gesetz verstreut enthal­
tenen exekutions-' und insolvenzrechtlichen Be­
;stimmungen zusammengefaßt und, in einem 
,eigenen Abschnitt geregelt werden. 

Nicht festgehalten wird an der gegenwärtigen 
Vereinigung von Bestimmungen über Ver­
'sicherungsunternehmen und über Bausparkassen 
in einem einzigen Gesetz. Der Entwurf bezieht 
,sich daher nur auf Versicherungsunternehmen. 

III. 
Eines der Hauptprobleme bei der Anwendung 

von Gesetzen, die aus dem deutschen Rechts­
bestand stammen, in der österreichischen Rechts­

,ordnung besteht in der' im deutschen und im 
österreichischen Recht unterschiedlichen Ver­
wirklichung des Legalitätsprinzips, die sich 
vor allem bei der Setzung von generellen Akten 

·der Vollziehung auswirkt. Während das deutsche 
Recht zwar eine ausdrückliche Ermächtigung 

,zur Erlassung von Verordnungen verlangt, in 
der inhaltlichen Gebundenheit an das Gesetz aber 

.keine strengen Maßstäbe setzt, kennt das öster­
reichische Recht zwar eine allgemeine Verord­
nungsermächtigung (Art., 18 Abs. 2 B-VG), 

·doch ist die inhaltliche Gebundenheit an das 

prinzip in Einklang zu bringen, geht der Ent­
wurf' davon aus, daß sich das Erfordernis einer 
Bindung der Vollziehung an' das Gesetz nach 'dem 
jeweils höchsten im betreffenden ' Rechtsgebiet 
in sachlich einwandfreier Weise zu verwirklichen­
den Maß an' Bestimmtheit der Normen ,richtet. 
Die BestimmU:ngen des Entwurfs müssen daher 
unter dem Gesichtspunkt betrachtet werden, 
daß es sich, wie im gesamten Bereich des Wirt­
schaftsrechts im weitesten Sinn, um eine recht­
lich schwer faßbare Materie handelt, die sich in 
gewissem Umfang der Starre der gesetzlichen 
Regelung entzieht und raschen Eingehens 'auf 
niemals völlig vorhersehbare Umstände bedarf, 
wie es nur im Rahmen der Vollziehung möglich 
ist. 

Unter Berücksichtigtfng 'dieser Umstände muß 
sich das Gesetz zum Teil auf eine grundsätzliche 
Regelung der Materie beschränken ,und 'ihre 
nähere Ausgestaltung, auch sofern hieffu gene­
relle Normen erforderlich sind, der Vollziehung 
überlassen. Es wurde aber jene inhaltliche Be­
stimmtheit der Normen angestrebt, die sowohl 
der Natur der geregelten Materie gerecht wird 
als auch eine wirksame Bindung der Vollziehung 
durch generelle oder individuelle Akte an das 
Gesetz darstellt und eine Überprüfung der V 011-
ziehung am Gesetz ermöglicht. Die umfangreiche 
Einräumungvon behördlichem Ermessen erwies 
sich dabei als ebenso unausweichlich wie der häu­
fige Gebrauch unbestimmter Rechtsbegriffe bei der 
Umschreiburig gesetzlicher Tatbestände, doch 
wurde eine möglichst genaue Abgrenzung des 
Ermessensspielraums und möglichste Klarheit 
und Eindeutigkeit der verwendeten Begriffe 
angestrebt. 

Gesetz durch Art. 18 Abs. 1 B-VG und die IV. 
edieser Bestimmung vor allem durch die Recht- Die gegenwärtige Entwicklung der Versiche-
sprechung des Verfassungsgerichtshofes zuteil ,rungswirtschaft ist durch eine Zunahme der 
.gewordene Interpretation besonders stark aus- internationalen Verflechtungen gekennzeichnet. 
,geprägt. Bei größeren Risken ubersteigt der Versicherungs-

Einerseits erscheinen daher in den erwähnten bedarf in zunehmendem Maß die Kapazität, die 
deutschen Gesetzen zahlreiche Verordnungs- von der Versicherungs wirtschaft in einzelnen, 
.ermächtigungen im Licht des österreichischen insbesot:J.derekleineren Staaten geboten werden 
Verfassungsrechts als verfassungsrechtlich be- kann, sodaß aUf dem Weg der Mitversicherung 
denklich, anderseits reicht die inhaltliche Ausge- oder der Rückversicherung die nationalen Gren­
:staltung der Normen vielfach für eine sachge- Zen überschritten werden müssen. In gegenseiti­
rechte und doch verfassungsgesetzlich einwand- gen Beteiligungen von Versieherungsunternehmen 
freie Vollziehung nicht aus. in internationalem Rahmen Und in einer Aus-

weitung des Tätigkeitsbereichs der Versiche-
Hier Abhilfe zu schaffen" mußte ein Hauptan- rungsunternehmen über die nationalen Grenzen 

.liegen bei der Erarbeitung des Entwurfs bilden. hinaus spiegelt sich dei: Umstand wider" daß 
Im aufgezeigten Problem liegt einer der wesent- geschlossene Vers!cherungsmärkte innerhalb der 
,lichen Gründe dafür, daß mit einer weitgehend einzelnen Staaten den gegenwärtigen Versiehe­
unveränderten Übernahme des deutschen Rechts- rungsbedürfnissen nicht mehr entsprechen. Im 
bestandes, wie sie etwa beim Versicherungsver~ Rahmen internationaler Organisationen, insbe­
:tragsgesetz stattfand, nicht das Auslangen sondere der OEeD und der EG, wird versucht, 
.gefunden werden kann. der internationalen Verflechtung'der Versiehe.:. 

Im Bestreben, das V ersicherungsaufsichtsrecht rungswirtschaft durch entsprechende internatio­
jn unzweifelhafter Weise mit dem Legalitäts- nale Vereinbarungen Rechnung zu tragen. 
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Eine Neugestaltung des innerstaatlichen Ver­
sicherungsaufsichtsrechts muß diese Entwicklung 
soweit wie, möglich berücksichtigen. Hiebei 
stellt sich das Problem; daß einerseits die inter­
nationale Verflechtung der Versicherungs wirt­
schaft sich in regionalen Schwerpunkten, etwa 
im westlichen Europa, konzentriert' und das 
innerstaatliche Recht für eine entsprechende 
Harmonisierung der Vorschriften in dem Raum, 
mit dem die engsten Verflechtungen ,zu erwarten 
sind, offen bleiben solL Anderseits soll das inner­
staatliche Recht auch den Anforderungen ge­
recht werden, die sich aus Beziehungen zu Ver~ 
sicherungsmärkten ergeben, mit, denen die Ver­
flechtungen nicht' sO' dicht sind, daß sie zu inter­
nationalen Regelungen führen, die das inner­
staatliche Recht beeinflussen. 

Unter Berücksichtigung der internationalen 
Bestrebungen zur Liberalisierung der Vertrags­
versicherung, wie sie insbesondere im Liberali­
sierungskodex der OECD [OECDjC (61) 95], 
der auch für Österreich völkerrechtlich verpflich­
tend ist, zum Ausdruck kommen, mußte darauf 
Bedacht genommen werden, Bestimmungen,die 
eine unterschiedliche Behandlung ausländischer 
und inländischer Versicherungsunternehmen er­
möglichen, aus dem alten Rechtsbestand nicht 
zu übernehmen. Die Verwaltungspraxis macht 
schon gegenwärtig von dieser Möglichkeit keinen 
Gebrauch mehr, :sodaß der Entwurf insoweit 
nur ,eine legislative Nachvollziehung bereits 
bestehender Verhältnisse bewirken soll. 

Der vorliegende Entwurf kennt daher grund­
sätzlich keine unterschiedlichen Voraussetzungen 
für die, Zulassung inländischer und ausländischer 
Unternehmen zum Geschäftsbetrieb im Inland 
und bringt im übrigen die Gleichbehandlung 
inländischer und ausländischer Unternehmen 
schon äußerlich dadurch zum Ausdruck, daß 
ein eigener Abschnitt über ausländische Unter­
nehmen fehlt und die sachlich notwendigen Son­
derbestimmungen für ausländische Unternehmen 
in die allgemeinen' Abschnitte eingeordnet sind, 
in die sie dem Zusammenhang nach gehören. , 

Soweit internationale Vereinbarungen vo'raus­
sehbar sin.d, die Ös'te'rreich in Hinkunft eingehen 
könnte, wird darauf Bedacht genommen, daß 
solch~ Vereinbarungen nach Möglichkeit, wenn 
sie self executing sind, Bestimmungen des Ge­
setzes ,nicht derogieren, und wenn sie hicht 
self executing sind, kei.ne Anderungen, aUenfalls 
nur Ergänzungen des Gesetzes erforderlich 
machen. Wenn dies, wie im Fall der Stellung 
von Kautionen und des Konkurses ausländischer 
Versicherungsunternehmen, nur durch aus­
drückliche Bezugnahme auf allfällige interna­
tionale Verei.nbarungen erreichbar schien, wurde 
(lieser, Weg gewählt. . 

Wie die Lösung, der Probleme der Beaufsichti­
gung ,international. tätiger Versicherungsunter-

nehmen im einzelnen erfolgte; wird in den"Er­
läuteru,ngen zu einzelnen Bestimmungen des­
Entwurfs dargelegt und begründe~ werd,er:t .. , 

v. 
. Die Erlassung der gegenständlichen' Vor-­

schriften als Bundesges'etzfiridet in: der Kompe­
tenzbestimmung des Art. 10 Abs: 1~ Z. 11 B~VG 
ihre verfassungsgesetzliche Grundlage: ' "' ... 

VI. 

Die Verwirklichung des vorliegenden Entwurfs, 
führt nicht zu' einer finanziellen Mehrbelastung 
des Bundes. 

Zu einzelnen Bestimmungen des Entwurfs 

Zum Titel: 

Im vollen Titel des Gesetzes wurde darauf 
Bedacht genommen, daß die Beaufsichtigung der 
Versicherungsunternehmen nur einen Teil des 
Entwurfs ausmacht; mit dem Ausdruck "Betrieb 
und Beaufsichtigung der Vertragsversicherung" 
erscheint die erforderliche Vollständigkeit und 
Präzision bei der Umschreibung des Gesetzes-, 
inhalts am ehesten gewährleistet. Als Kurztitel 
des Gesetzes wird der derzeit gebräuchliche 
Titel "Versicherungsaufsichtsgesetz" gewählt, 
von dem nicht ohne zwingenden Grund abge­
gangen werden sollte. Ebenso wird die gebräuch­
liche Buchstabenabkürzung "VAG" beibehalten .. 

Zum Er~ten Hauptstück 

Zum§ 1: 

Das Gesetz ist anwendbar auf Unternehmen" 
die den Betrieb der Vertragsversicherung zum. 
Gegenstand haben: Der Begriff der Vertragsver­
sicherung wird im Gesetz nicht definiert; was unter 
Vertragsversicherung zu verstehen ist,' ergibt 
sich aus der Gesamtheit' der versicherungs­
rechtlichen Vorschriften, insbesondere aus den 
§§ 1288 bis 1291 ABGB und dem Versicherungs­
vertragsgesetz. 

, Wesentlich für den Versicherurigsvertrag ist 
die Übernahme des wirtschaftlichen Risikos, das 
für einen Veriragsteil, den Versicherungsnehmer, 
aus dem Eintritt oder dem Zeitpunkt des Eintritts 
nach ungewissen Ereignissen· entspringt, durch 
den anderen Vertragsteil, den Versicherer. Für 
diese Risikoübernahme muß dem Versicherer ein 
Entgelt gewährt oder versprochen worden: sein; 
andernfalls handelt es sich nicht um einen Ver­
sicherungsvertrag, sondern um eine 'bedingte 
Schenkung. Soll überhaupt ein Vertragsverhältnis 
vorliegen, ist es zudem erforderlich, daß dem 
Versicherungsnehmer ein Rechtsanspruch auf 
Erbringung der vereinbarten Leistung durch den 
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Versicherer -zusteht; Von- der -- Gewährung eines 
Rechtsanspruchs --kann insbesondere dann nicht 
die Rede sein; wenn Leistungen zwar regelmäßig 
erbracht werden; ein Rechtsanspruch aber aus­
drücklich ausgeschlossen ist (Pensionskassen ohne 
Rechtsanspruch,Selbsthilfevereine usw.). Die 
vereinbarte Leistung kann Geld- oder Natural­
leistung sein; sie 1I).uß ~icht im vorhinein bestimmt: 
jedoch- bestimmbar sein. _ 

Nicht unter die Bestimmungen des Gesetzes 
fällt nach dem Entwurf die Versicherung, bei 
-der däs Versicherungsverhältnis durch Gesetz oder 
Verwaltungsakt begründet wird (Sozialversiche­
rung),- wohl aber einegesetzliche Pflichtversiche­
rung, bei der die Versicherungspflicht durch 
Abschluß eines Versicherungsvertrages erfüllt 
wird (z. B. die Kraftfahrzeug-Haftpflichtver-
sicherung)'- - -

Die Anwendbarkeit des Gesetzes ist auf Unter­
nehmen beschränkt, die ihren Sitz im Inland 
haben oder die zwar ihren Sitz im Ausland häben, 
aber die Vertrags versicherung im Inland betreiben. 
Unbeachtlich ist, ob die Wirkungen des Vertrages 
im Inland eintreten oder nicht. Der Abschluß 
von Versicherungsverträgen im - Ausland zur 
Deckung eines im Inland gelegenen Risikos 
unterliegt daher nicht den Bestimmungen des 
Gesetzes und bedarf keiner Erlaubnis. 

Diese Regelung soll einen angemessenen Aus­
gleich zwischen dem Interesse an einem möglichst 
weitgehenden Schutz der inländischen Versiche­
rungsnehmer und dem Grundsatz einer möglich­
sten Freiheit der inländischen _ Versicherungs­
nehmer bei der Wahl des Versicherers bewirken. 
Die Möglichkeit, im Ausland Versicherungs schutz 
für Risken zu finden, die von zum Geschäftsbe­
trieb im Inland zugelassenen Versicherern nicht 
gedeckt werden, wird nicht eingeschränkt, weil 
der Abschluß von Versicherungsverträgen im 
Ausland an keinerlei Voraussetzungen geknüpft 
wird. Anderseits wird durch die Unterstellung 
des -Abschlusses von Versicherungsverträgen im 
Inland unter das Gesetz nahegelegt, daß bei 
einem nicht zum Geschäftsbetrieb im Inland zuge­
lassenen Versicheiungsunternehmen in der Regel 
wirklich nur dann Versicherungsschutz gesucht 
wird, wenn ihn der inländische Versicherungs­
markt nicht bietet. Der Versicherte muß sich in 
allen diesen Fällen bewußt sein, daß er des 
Schutzes durch die inländische Versicher~ngsauf­
sicht verlustig geht. Bei Pflichtversicherungen 
wird in den betreffenden gesetzlichen Bestim­
mungen (z. B. § 59 Abs. 1 KFG _ 19(7) in der 
Regel darauf Bedacht genommen, daß die Ver­
sicherungspflicht nur durch einen Vertragsab­
schluß im Inland erfüllt werden kann. 

Ausgenommen von der Anwendbarkeit des 
Gesetzes soll der Betrieb der Personenversiche­
rung durch Körperschaften des öffentlichen 

Rechts und ihrer -Einrichtungen fUr ihre Mit~ 
glieder sein. Es kann sich hiebei nur um Körper­
schaften handeln, -die Mitglieder haben,-also nicht 
etwa um Gebietskörperschaften. Eine Unter­
stellurig unter das Gesetz erweist sich als unzweck­
mäßig; weil diese -Körperschaften regelmäßig 
einer besonderen staatlichen Aufsicht unterliegen, 
die eine Unterwerfung-unter die Bestimmungen 
des Gesetzes entbehrlich macht.- Eine ausdrück­
licheAusnahme ist nunmehr deshalb erforderlich, 
weil im Abs. 1 nur auf den Betrieb der Vertrags­
versicherung abgestellt wird, nicht aber darauf, 
ob sie von öffentlich-rechtlichen oder privat­
rechtlichen Rechtsträgern betrieben wird. 

Zum § 2: 

Nach dem geltenden Recht (§ 148 VAG) sind 
Unternehmungen, welche die Versicherung gegen 
Kursverluste oder die Transportversicherung 
oder -ausschließlich die Rückversicherung zum 
Gegenstand haben, nicht der Aufsicht unter­
worfen. Ausgenommen sind hievon Versiche­
rungsvereine auf Gegenseitigkeit. Durch Ver­
ordnung kann festgelegt werden, daß auch 
solche Unternehmungen der Aufsicht unterliegen 
oder bestimmte Vorschriften des Gesetzes für 
sie gelten. 

Nach der Verordnung über die Beaufsichti:" 
gung der inländischen privaten Rückversiche­
rungsunternehmungen vom 2. Dezember 1931, 
DRGBl. I, S. 696, sind auf Unternehmungen, die 
ausschließlich die - Rückversicherung betreiben. 
im wesentlichen nur die Bestimmungen über die 
Rechnungslegung und die Prüfung des Ge­
schäftsbetriebes durch die Versicherungsaufsichts­
behörde anwendbar. Hingegen unterliegen Unter­
nehmungen, die die Transportversicherung zum 
Gegenstand haben, gemäß der Verordnung vom 
16. September 1945, StGBl. Nr. 181, zur Gänze 
dem Versicherungsaufsichtsgesetz. 

Der Sinn der Ausnahmen von der Anwendbar­
keit des Gesetzes liegt im geringeren Schutz­
bedürfnis der in der Regel geschäftskundigen 
Versicherungsnehmer und im Erfordernis, all­
gemeine Geschäftsgrundlagen rasch an geänderte -
Verhältnisse anzupassen. 

Der _Entwurf macht zunächst keinen Unter­
schied zwischen Versicherungsaktiengesellschaften 
und -Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit,. 
weil sich hiefür keine sachliche Grundlage findet. 
Die Gründe für die Ausnahme der Rückver­
sicherung oder der Transportversicherung von 
der Anwendung des Gesetzes bestehen - unab­
hängig davon, welche Rechtsform das Unter­
nehmen besitzt, das sie _ betreibt. 

Ferner behält der Entwurf die geltende Rechts­
lage nur für die Rückversicherung bei. Hinsicht­
lich der Transportversicherung soll die gegen­
wärtig im Verordnungsweg hergestellte Rechts-
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lage gesetzlich verankert und somit die Transport~ 
versicherung, gleiChgültig ob sie ausschließlich 
oder. neben anderen Versicherungszweigen·be­
trieben wird, grundsätzlich den Bestimmungen 
des Gesetzes unterworfen werden. Nach Abs. 3 
kann die Transportversicherung .von' der Anwen­

versicherung (z. B. die Kraftfahrzeug~Kaskover­
sicherung), die' Maschinen-Montageversicherung, 
die' Kühlgutversicherung und die Lagerversiche~ 
rungvon Wan:n,.bei der das :Lageqisikoüber­
wiegt, nicht als Transportversicherung anzusehen. 

dung einzelner Bestimmungen des Gesetzes Zum § 3: 
:ausgenommen werden. Damit soll der Eigenart Der Abs. 1 dieser Bestimmung regelt die für 
dieser Versicherung in dem Umfang Rechnung den Betrieb der Vertragsversicherung zulässigen 
getragen werden können, als die Interessen der Betriebsformen. Zum Unterschied vom geltenden 
Versicherten in den aufsichtspflichtigen Versiche- Recht bezieht er sich nur auf. inländische Ver­
rungszweigen dadurch nicht gefährdet werden. sicherungsunternehmen. Ausländische Unterneh-

Wie im geltenden Recht wird im Entwurf men können nicht an inländische Betriebsformen . 
darauf abgestellt, daß die Rückversicherung von gebunden werden;. es muß vielmehr dem aus~ 
-einem Versicherungsunternehmen ausschließlich ländischen Recht überlassen bleiben, in welchen 
betrieben wird. Dies ist erforderlich, um die Betriebsformen es . den Betrieb der Vertragsver­
Versicherten in den von der Anwendbarkeit des sicherung zuläßt. Gemäß § 5 Abs. 3 muß jedoch 
Gesetzes nicht ausgenommenen Versicherungs- die Betriebsform des ausländischen Unternehmens 
zweigen vor den Auswirkungen des Betriebs der den nach der gegenständlichen Bestimmung 
.ausgenommenen . Versicherungszweige zu schüt- zulässigen vergleichbar sein. 
zen. Ein Unternehmen, das aufsichtspflichtige Gegenüber der geltenden Rechtslage wird die 
Versicherungszweige neben der Rückversicherung Regelung .der zulässigen Betriebsformen verein­
betreibt, unterliegt demnach grundsätzlich zur facht. Derzeit schreibt der § 7 Abs. 2 VAG nur 
Gänze den Bestimmungen des Gesetzes, also für bestimmte Versicherungszweige bestimmte 
auch hinsichtlich der bei ausschließlichem Betrieb Rechtsformen vor. Nach anderen Vorschriften 
nicht aufsichtspfli'chtigen Rückversicherung. Nach (z. B. § 1 Abs. 2 Ges. m. b. H. Gesetz) ist der 
Abs. 2 sind jedoch auch in diesem Fall einzelne Betrieb der Vertragsversicherung in bestimmten 
Bestimmungen von der Anwendung auf den Rechtsforhien schlechthin untersagt. Die Be­
Betrieb der Rückversicherung ausgenommen. schränkung der zulässigen Betriebsformen auf 

Auch für die Versicherungsunternehmen, die Aktiengesellschaft und Versicherungsverein auf 
ausschließlich die . Rückversicherung betreiben, Gegenseitigkeit entspricht der herrschenden Ver­
gelten die Bestimmungen über das Korporations- waltungspraxis. 
recht der Versicherungsvereine auf Gegenseitig- Die sogenannten Landesversicherungsanstalten 
.keit und einzelne konkursrechtliche Bestimmun- sindVersicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, 
gen (Rangordnung, Konkurs der Versicherungs- auch wenn' ihre Satzungen den gesetzlichen 
-vereine auf .Gegenseitigkeit). Von den für Ver- Erfordernissen noch nicht entsprechen. Gemäß 
sicherungsvereine auf Gegenseitigkeit geltenden § 43 Abs. 3 gilt für ihre Organe allerdings eine 
Bestimmungen sind allerdings all jene ausgenom- Sonderregelung. . 
men, die eine Genehmigung durch die Versiche-
rungsaufsichtsbehörde zum Gegenstand haben. . Der dem geltenden § 108 VAG entsprechende 
:Soweit es sich hiebei allerdings um Vorgänge Abs. 2 setzt fest, da~ für ausländi.sche Versiche~ 
handelt an denen zwei oder mehrere Unternehmen rungsunternehmen 1m Inland .eln besonderes 
beteilig~ sind (Bestandübertragung, Verschmel-' Organ, n~mlich d~~ Hauptbevollm~chtig~e zu 
zung, Vermögens übertragung), muß die Aus- bestellen 1st, der fur das Inland die Pflichten 
nahme von der Anwendbarkeit des Gesetzes a' f de1 Unternehmensorgane wahrzunehmen hat. 
calle Beteiligten zutreffen. Die Anwendbark~t Versicherungsgeschäfte im Inland. dürfen auf 
der Bestimmungen über kleine Versicherungs- Grund des § 6. ~bs. 2 nur unter seiner Verant­
vereine auf Gegenseitigkeit (§§ 62 bis 73) kommt wortung abgewickelt werden. 
im Sinn des § 62 Abs. 2 nur für die Rückversiche-
rung kleiner Versicherungsvereine in Betracht. Zum § 4: 
Für Vereine, die diese betreib~n, gilt auch der Diese Bestimmung legt die Konzessionspflicht 
§ 85 über die Rechnungslegung kleiner Versiche- für den Betrieb der Vertragsversicherung fest. 
rungsvereine auf Gegenseitigkeit. . Die Konzession wird für den Betrieb der Ver­

Rückversicherung im . Sinn der gegen­
'ständlichen Bestimmung ist die Versicherung der 
vom' Versicherer übernommenen Gefahr. Welche 
Versicherungen zur Transportversicherung zäh­
.len, bestimmt sich nach den allgemein gebräuch­
lichen Bezeichnungen und Zuordnungen. Danach 
:sind insbesondere bestimmte Arten der Fahrzeug-

tragsversicherungschlechthin und nicht für den 
Betrieb einzelner Versicherungs zweige erteilt. 
Welche Versicherungszweige betrieben werden 
dürfen, ergibt sich aus dem Geschäftsplan, der 
der Genehmigung bedarf . 

Bei Vorliegen der ·im Abs.3 angeführten 
Voraussetzungen ist die Konzession zu erteilen; 
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insofern ist der Behörde ein Ermessen nicht I durch die Erteilung einer neuen Konzession 
eingeräumt. Die Möglichkeit, die Konzession eine solche Aufsplitterung des Versicherungs­
auch zu erteilen, wenn die eine oder andere marktes zu erwarten ist, daß es innerhalb der 
Voraussetzung nicht erfüllt ist, bleibt grundsätz- einzelnen Unternehmen nicht mehr zu einem 
lieh offen. ausreichenden Riskenausgleich kommen kann. 

Bei inländisch~n Versicherungs unternehmen 
tritt auf Grund des Abs. 6 neben die im Abs. 3 
angeführten Voraussetzungen noch die der zu­
lässigen Betriebsform im Sinn des § 3 Abs: 1. 
Die Konzessionserteilung an ausländische Ver­
sicherungsunternehmen ist auf Grund des § 5 
noch an besondere Voraussetzungen gebunden, 
die jedoch nicht diskriminieren sollen, sonderri 
in der Sache begründet sind. 

Die Konzession kann auch dann versagt werden, 
wenn dies nur bei einzelnen Versicherungszweigeri, 
die ein Unternehmen nach dem Geschäftsplan 
betreiben will, der Fall ist. 

Wie nach geltendem Recht (§ 5 Abs. 2 VAG) 
ist mit dem Antrag auf Betriebserlaubnis der 
Geschäftsplan zur Genehmigung vorzulegen. 
Schon nach der herrschenden Verwaltungspraxis 
wird jedoch in den Versicherungs zweigen, die 
einen technischen Geschäftsplan erfordern, nicht 
die Vorlage des gesamten Geschäftsplanes vor 
Erteilung der Betriebserlaubnis verlangt. Die 
damit verbundene Ausarbeitung detaillierter und 
umfangreicher Unterlagen ist den Unternehmen 
nicht zuzumuten, solange die Erteilung der 
Betriebserlaubnis nicht feststeht. Der Entwurf 
nimmt aus diesen Erwägungen die betreffenden 
Bestandteile des Geschäftsplans von der V orlage­
pflicht aus. 

Die erste Voraussetzung für die Konzessions­
erteilung bezieht sich auf die Eignung der 
Mitglieder des Vorstands bei inländischen, des 
Hauptbevollmächtigten bei ausländischen Ver­
sicherungsunternehmen. Die erforderlichen Eigen­
schaften umfassen sowohl die charakterliche 
als auch die fachliche Eignung. Der Abs. 4 
setzt ausdrücklich fest, daß die Art der betriebenen 
Versicherungen und der beabsichtigte Umfang 
des Betriebes Maßstäbe dafür zu bilden haben, 
ob eine bestimmte Person im konkreten Fall 
als geeignet arizusehen ist. Diese Anführung von Zum § 5: 
Kriterien ist allerdings nur eine beispielsweise. Diese Bestimmung enthält die für ausländische 

Die Voraussetzung des Abs. 3 Z. 2 bezieht sich 
in erster Linie auf die finanzielle Ausstattung 
des Unternehmens, soweit diese nicht von der 
Z. 3 erfaßt wird. Sie zielt also darauf ab, daß 
in ausreichendem Maß Rücklagen und Rück­
stellungen vorgesehen sind. Ferner umfaßt diese 
Voraussetzung die Gestaltung der allgemeinen 
und besonderen Versicherungs bedingungen, bei 
den im § 18 Abs. 1 angeführten Versicherungen 
auch die Gestaltung der Prämienberechnungs­
grundlagen und der Tarife. Ergänzend hiezu 
bestimmt der Abs. 5 ausdrücklich, daß die Stellung 
einer Kaution als Ersatz für die sonst mangelnde 
Erfüllung der hier geforderten Voraussetzungen 
zu werten ist. 

Die Voraussetzung des Abs. 3 Z. 3 soll sicher­
stellen, daß dem Unternehmen ein ausreichendes 
Anfangskapital zur Verfügung steht. Die Eigen­
rnittel sind insbesondere bei Aktiengesellschaften 
das Grundkapital und bei Versicherungsvereinen 
auf Gegenseitigkeit der Gründungsfonds. 'Bei 
ausländischen Unternehmen kann allenfalls, um 
gleiche Sicherheiten zu schaffen, eine Kaution 

I gefordert werden. 

Die Voraussetzung des Abs. 3 Z. 4 schließlich 
tritt an die Stelle der gegenwärtig (§ 8 Abs. 1 
Z. 3 VAG) vorgesehenen Bedürfnisprüfung und 
unterscheidet sich von dieser dadurch, daß nicht 
positiv ein Bedürfnis gegeben sein muß,sondern 
negativ eine Gefährdung der Versicherten nicht 
gegeben sein darf. Eine derartige Gefährdung 
wird insbesondere dann anzunehmen sein, wenn 

Versicherungs unternehmen geltenden Sonder­
regelungen im Zusammenhang mit der Konzes­
sionserteilung; 

Der Abs. 1 entspricht dem geltenden § 106 
Abs. 2 Z. 3 VAG und setzt die Errichtung einer 
inländischen Zweigniederlassung und die Be­
stellung eines Hauptbevollmächtigten mit Wohn­
sitz im Inland als grundlegende Voraussetzung 
der Konzessionserteilung an ausländische Ver­
sicherungs unternehmen fest. Daß Hauptbevoll­
mächtigter, wie schon nach geltendem Recht, 
nur eine natürliche Person sein kann, wird aus­
drücklich festgesetzt. 

Neu ist im Entwurf, daß die Bestellung eines 
Stellvertreters des Hauptbevollmächtigten ver­
langt werden kann, wenn der beabsichtigte U m­
fang des Geschäftsbetriebs dies erfordert. 

Die Rechtsstellung des Hauptbevollmächtigten 
ergibt sich aus dem § 3 Abs. 2. Er ist danach an 
Stelle der Organe des Gesamtunternehmens der 
alleinige Repräsentant des Unternehmens im 
Inland. 

Die Voraussetzung einer Betriebsfortn, die den 
für inländische Unternehmen vorgeschriebenen 
Betriebsformen vergleichbar ist, soll der Vielfalt 
von Betriebsformen in verschiedenen Rechts­
ordnungen gerecht werden, aber auch sicher­
stellen, daß hiebei die gleichen Kriterien zur 
Anwendung kommen, wie sie für die Beschrän­
kungen hinsichtlich der Betriebsform inländischer 
Versicherungsunternehmen maßgebend sind. 

3 

764 der Beilagen XIV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 33 von 77

www.parlament.gv.at



34 764 der Beilagen 

Die Voraussetzung, daß das ausländische unberiiohrt wie die Möglichkeit, andere Gerichts:­
Versicherungsunternehmen Versicherungen nach stände zu vereinbaren. 

Der Abs. 4 sieht die Bestellung eines Stell­
vertreters des Hauptbevollmächtigten für den 
Fall vor, daß die Voraussetzungen hiefür zwar 
nicht im Zeitpunkt der Konzessionserteilung 
gegeben waren, aber zu einem späteren Zeitpunkt 
eintreten. 

gleichen oder ähnlichen Grundsätzen, wie es 
~ie im Inland zu betreiben beabsichtigt, auch in 
seinem Sitzstaat rechtmäßig betreibt, ist im 
geltenden Recht nicht enthalten; entspricht aber 
der herrschenden Verwaltungspraxis. Es soll 
dadurch sichergestellt werden, daß das Unter­
nehmen ausreichende Erfahrungen zum Betrieb 
der Versicherungen besitzt, die es im Inland 
betreiben will. Diese Bestimmung enthält auch Zum § 7: 
die Voraussetzung, daß das Unternehmen über- Die Möglichkeit, die Konzession zu entziehen, 
haupt berechtigt ist, Versicherungsgeschäfte in wenn Versicherungen nach gleichen oder ähn­
seinem Sitz staat abzuschließen, und insbesondere lichen Grundsätzen wie im Inland nicht mehr 
nach dem Recht des Sitzstaates die für den auch im Sitzstaat des Unternehmens rechtmäßig 
Betrieb der Vertragsversicherung zulässige Be- betrieben werden, entspricht der Zulassungsvor­
triebsform aufweist. aussetzung des § 5 Abs. 3. Das Unternehmen 

Die Voraussetzung der Gegenseitigkeit soll 
dem Grundsatz zum Durchbruch verhelfen, daß 
ein ausländisches Versicherungsunternehmen in 
Österreich nicht günstiger gestellt wird als ein 
inländisches Unternehmen im Sitzstaat des be­
treffenden Unternehmens. Es wird jedoch ins 
Ermessen der Behörde gestellt, von dieser 
Voraussetzung abzusehen. Hiezu wird insbeson­
dere dann Anlaß bestehen, wenn durch die Ertei­
lung der Konzession eine Lücke im Versicherungs­
markt geschlossen würde. 

Zum § 6: 

Der Abs. 1 dieser Bestimmung macht zunächst 
die Aufnahme des Geschäftsbetriebes durch ein 
ausländisches Versicherungsunternehmen von der 
Eintragung seiner Zweigniederlassung und des 
Hauptbevollmächtigten in das Handelregister 
abhängig: 

Nach Erteilung der Konzession ist das aus­
ländische Versicherungs unternehmen wie schon 
nach geltendem Recht (§ 107 VAG) verpflichtet, 
Versicherungsgeschäfte mit Inländern und über 
inländische Grundstücke nur mehr über seine 
inländische Zweigniederlassung abzuschließen. 
Dies gilt auch für Versicherungszweige, die das 
Unternehmen zwar in seinem Sitzstaat, nicht aber 
auch durch seine inländische Zweigruederlassung 
betreibt, und für örtliche Bereiche im Inland, auf 
die sich der Betrieb der Zweigniederlassung nicht 
erstreckt. Dadurch sollen die Versicherungs­
nehmer der inländischen Zweigniederlassung vor 
Zugriffen auf das Vermögen dieser Zweignieder­
lassung zugunsten von Ansprüchen geschützt 
werden, 'die nicht dem inländischen Geschäfts­
betrieb entspringen. 

Der Abs. 3 entspricht dem geltenden § 109 VAG 
und setzt. fest,daß der Gerichtsstand des Sitzes 
der Zweigniederlassung, nicht ausgeschlossen 
werden kann, ·sofern es sich um Klagen aus dem 
inländischen Geschäftsbetrieb handelt, Andere 
gesetzliche Gerichtsstände bleiben dadu.rch ebenso 

kann die Entziehung der Konzession vermeiden, 
indem es eine entsprechende Einschränkung des 
Geschäftsplans vornimmt. Auch wenn es, ohne 
den' Geschäftsplan zu ändern, den Betrieb der 
betreffenden Versicherungen tatsächlich einstellt, 
ist die Behörde nicht zur Entziehung der Kon­
zession berechtigt. In diesem Fall erlischt gemäß 
§ 12 Abs. 3 insoweit die Genehmigung des Ge­
schäftsplans. 

Erfordernisse des Versicherungs markts, denen' 
der Entzug der Konzession zuwiderliefe, sind 
jedoch zu berücksichtigen. Maßgebend sind hiebei 
die Interessen der Versicherten. 

Der Entziehungstatbestand des Abs. 2 be­
rücksichtigt den Umstand, daß der inländischen 
Behörde auf die Satzung eines ausländischen 
Unternehmens kein Einfluß' zusteht, wogegen 
bei inländischen Unternehmen die Satzung zum 
Geschäftsplan gehört und demgemäß Satzungs­
änderungen der Genehmigung der Versicherungs­
aufsichtsbehörde bedürfen. 

Zum § 8: 

Der Geschäftsplan ist jener Teil der Geschäfts­
grundlagen, der der behördlichen Genehmigung 
unterliegt. Für die im § 18 Abs. 1 und 2 ange­
führten Versicherungen gehören auch die dort 
angeführten Bestandteile zum Geschäftsplan. 

Der Geschäftsplan hat die Versicherungszweige, 
auf die sich der Betrieb erstreckt, im einzelnen 
zu bezeichnen. Werden nur einzelne Arten eines 
Versicherungszweiges betrieben, z. B. die all­
gemeine Haftpflichtversicherung, nicht aber die 
Vermögens schaden-Haftpflichtversicherung, . so 
ist die Bezeichnung dieser. Arten erforderlich. 
Aus diesen Bezeichnungen ergibt sich der sach­
liche Betriebsumfang des Unternehmens. Zur 
Beseitigung von Zweifeln ist der Versicherungs­
aufsichtsbehörde im Abs. 5 die Möglichkeit ein­
geräumt, über den Inhalt der für die Bezeichnung 
von Gruppen von Versicher1,lngsgeschäften ver': 
wendeten Begriffe Klarheit zu schaffen, 
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Allgemeine Versicherungs bedingungen (Abs. 2 
Z. 3) sind Vetragsbestimmungen, die einer Viel­
zahl von Versicherungs verträgen zugrundegelegt 
werden sollen, die nach generellen Merkmalen 
gleichartiger versicherter Risken bestimmt sind. 
Was unter allgemeinen Versicherungsbediqgungen 
zu verstehen ist, richtet sich nach diesem Inhalt 
und nicht etwa nach· der Bezeichnung. Über den 

- Inhalt der allgemeinen Versicherungs bedingungen 
trifft der § 9 ,Abs. 1 nähere Regelungen. Was 
unter besonderen Versicherungs bedingungen zu 
verstehen ist, ergibt sich aus dem § 9 Abs. 2. 

Die Satzung inländischer Versicherungsunter­
nehmen gehört wie auch schon nach geltendem 

-Recht zur Gänze zum Geschäftsplan. Vom ver­
sicherungsaufsichtsbehördlichen Standpunkt sind 
alle Bestimmungen von besonderem Interesse, 
die mittelharoder unmittelbar die Finanzgeba­
rung des Unternehmens beeinflussen sollen, 
weil dadurch auf jeden Fall die Belange der Ver­
sicherten berührt werden. Die Versicherungs­
aufsichtsbehörde wird ferner darauf Bedacht zu 
nehmen haben, daß durch die Satzung die Be­
stimmungen . des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
~nd die Bestimmungen anderer Gesetze, die 
durch das Versicherungsaufsichtsgesetz . rezipiert 
werden, eingehalten werden. 

Die Satzung muß zunächst Angaben über den 
sachlichen Umfang der Geschäftstätigkeit ent­
halten. Diese Angaben können auch mittelbar 
sein, also auf die· betreffenden näheren Angaben 
des genehmigten Geschäftsplanes verweisen. Da­
durch soll vermieden werden, daß das Unterneh­
men zu häufigen Satzungsänderungen gezwungen 
würde. 

Die Satzung muß auch den örtlichen Tätig­
keitsbereich umschreiben. Da die Satzung als 
solche den Betrieb des Gesamtunternehmens 
erfassen muß, sind diese Angaben auch auf eine 
allfällige Tätigkeit des Unternehmens im Ausland 
zu beziehen. Auf diesem Weg besitzt die Ver­
sicherungsaufsichtsbehörde die Möglichkeit, im 
Interesse der Versicherten darauf Einfluß zu üben, 
in welchen Staaten außerhalh Österreichs ein 
inländisches Versicherungsunternehmen tätig 
wird. . 

sicherungsunternehmen von der Satzung gefor­
derte Angabe, auf welchen territorialen Bereieh 
sich der Betrieb erstreckt, ist bei ausländischen 
Versicherungs unternehmen selbständiger Bestand­
teil des Geschäftsplans. 

Zum § 9: 
Im Abs. 1 dieser Bestimmung ist festgelegt~ 

welche Bestandteile die allgemeinen Versiche­
rungsbedingungen insbesondere. zu enthalten 
haben. Auf eine zwingende Festlegung weiterer 
Bestandteile wurde verzichtet; es soll nur ein 
Anhaltspunkt dafür geboten werden, was für 
gewöhnlich in den allgemeinen Versicherungs­
bedingungen enthalten sein muß. Die bedeu­
tendsten . Elemente des Versicherungsverhält­
nisses, nämlich Versicherungsfall; Versicherungs­
leistung und Versicherungs entgelt bedürfen in 
den allgemeinen Versicherungsbedingungen wohl 
eingehender Behandlung. Im wesentlichen wird 
an der geltenden Regelung des § 10 Abs. 1 VAG 
festgehalten. 

Zweck der Versicherungsbedingungen ist 
ihre einheitliche Geltung für alle Versicherungs­
verträge, die ihrem Gegenstand nach von ihnen 
erfaßt werden. Soweit diese Versicherungsverträge 
in Gruppen zerfallen, für die jeweils neben den 
allgemeinen Versicherungs bedingungen beson­
dere, von diesen abweichende oder sk ergänzende 
Vertragsbestimmungen gelten, handelt es sich 
hiebei um besondere Versicherungsbedingungen, 
die ebenso wie die allgemeinen Versicherungs­
bedingungen Bestandteil des Geschäftsplans sind 
und demgemäß der Genehmigung der Versiche­
rungsaufsichtsbehörde unterliegen. 

Besondere Versicherungs bedingungen sind 
Vertragsbestimmungen, die einem bestimmten 
Teil von Versicherungsverträgen, für die allge­
meine: Versicherungsbedingungen gelten, zu­
grunde gelegt werden. In Abweichung von oder 
in Ergänzung zu diesen· allgemeinen Versiche­
rungsbedingungen werden dadurch für die be­
treffende Gruppe von Versicherungsverträgen 
Sonderregelungen getroffen. Der Anwendungs­
bereich auch dieser Sonderregelungen muß nach 
generellen Merkmalen gleichartiger versicherter 
Riskenbestimmt sehi, die jedoch enger als bei 

,Bei ausländischen Versicherungsunternehmen den allgemeinen Versicherungs bedingungen um· 
gehört die Satzung nicht zum Geschäftsplan der schrieben werden. Auch hier kommt es für die 
inländischen Zweigniederlassung. Die Satzung Qualifikation als Versicherungsbeditlgungen auf 
und jede Änderung derselben sind jedoch der den Inhalt und nicht auf die BeztLchnungan. 
Versicherungsaufsichtsbehörde zur Kenntnis zu Ferner ist es unerheblich, ob auf und welche Weise 
bringen, damit diese feststellen kann, ob nach besondere Versicherungsbedingungen äußerlich 
der Satzung die Voraussetzungen für die Ertd- von Geschäftsgrundlagen, die nicht zum Ge­
lung der Konzession, insbesondere unter dem schäftsplan gehören, geschieden sind. Zum Ge­
Gesichtspunkt der Wahrung der Interessen der schäftsplan gehören auch Bestimmungen mit 
Versicherten, erfüllt sind, oder ob wegen einer BeCUngungscharakter im Rahmen von sonst 
Änderung der Satzung die Konzession nach § 7 nicht zum Geschäftsplan geh9renden Geschäfts­
Abs. 2 zu entziehen ist. Die bei inländischen Ver- grundlagen, insbesondere in Tarifen, ob sie nun 
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als Polizzenklauseln dem Tarif angeschlossen 
oder in diesen ohne äußerliche Trennung. einge­
arbeitet sind. 

Die Vertragsbestimmungen, die im Entwurf 
als besondere Versicherungs bedingungen bezeich­
net werden, werden schon nach· dem geltenden 
Recht wegen ihres von den allgemeinen V<!r­
sicherungs bedingungen abweichenden oder sie 
ergänzenden Charakters als zum Geschäftsplall 
gehörig und demnach als genehmigungspflichtig 
behandelt. Nach dem Entwurf wird diese Praxis 
auf eine rechtlich unanfechtbare Grundlage 
gestellt. 

In der Erwägung, daß die allgemeinen und 
die besonderen Versicherungsbedingungen ihren 
Zweck nicht erfüllen würden, wenn die Vertrags­
partner im Einzelfall von ihnen willkürlich ab­
weichen dürften, wird ein solches Abweichen 
entsprechend dem geltenden § 10 Abs. 3 VAG an 
bestimmte Voraussetzungen gebunden. 

Zum § 10: 

In dieser Bestimmung wird - wie schon 
nach geltendem Recht (§ 13 VAG) - in Über­
einstimmung mit der Genehmigungspflicht des 
(ersten) Geschäftsplans jede Änderung des Ge­
schäftsplans der Genehmigungspflicht unter­
worfen. Hiebei sind jene Bestimmungen des 
die Konzessionserteilung betreffenden§ 4 ent­
sprechend anzuwenden; die die Konzessions­
erteilung von bestimmten Voraussetzungen ab­
hängig machen, die der Geschäftsplan zu erfül­
len hat. 

Als Änderung des Geschäftsplans ist insbeson­
dere auch jede Aufnahme des Betriebes neuer 
Versicherungsarten (Versicherungszweige) anzu­
sehen. Eine solche Betriebserweiterung stellt 
nicht etwa die Erteilung einer neuen Konzession 
dar, sondern gibt einer bestehenden Konzession 
einen anderen Umfang. Auch jede Einstellung 
des Betriebs bestimmter Versicherungsarten 
(Versicherungs zweige) muß mit einer entspre­
chenden Änderung des Geschäftsplans verbunden 
werden; andernfalls erlischt nach einer bestimm­
ten Zeit insoweit die Genehmigung des Geschäfts­
plans von selbst (§ 12 Abs. 3). Änderungen des 
Geschäftsplans sind insbesondere auch Änderun­
gen der im § 18 angeführten Bestandteile des 
Geschäftsplans . 

Zum § 11: 

Durch den Abs. 1 dieser Bestimmung ist ge­
währleistet, daß die Versicherungsaufsichtsbe­
härde jederzeit Kenntnis von der personellen 
Zusammensetzung des Vorstands und des Auf­
sichtsrats inländischer Versicherungs unternehmen 
hat. Hinsichtlich ausländischer Versicherungs­
unternehmen ist dies unerheblich, weil bei ihnen 
für die inländische Zweigniederlassung der Haupt-

bevollmächtigte die Befugnisse der Unternehmens­
organe wahrzunehmen hat. 

Hinsichtlich der Mitglieder des ersten V or­
stands besitzt die Versicherungsaufsichtsbehörde 
durch die Kenntnisnahme die Möglichkeit zu 
überprüfen, ob tatsächlich jene V orstandsmit­
glieder bestellt worden sind, von denen bei 
Erteilung der Konzession ausgegangen wurde 
und die der Versicherungsaufsichtsbehärde im 
Sinn des § 4 Abs. 3 Z. 1 als unbedenklich er­
schienen sind. 

Hinsichtlich der Aufsichtsratsmitglieder und 
später bestellter Vorstandsmitglieder gibt die 
Bestimmung der Versicherungsaufsichtsbehörde 
insbesondere Gelegenheit wahrzunehmen, ob in 
dieser Bestellung wegen der mangelnden Eig­
nung der betreffenden Personen ein die Belange 
der Versicherten gefährdender Umstand liegt, 
sodaß die Versicherungsaufsichtsbehörde in An­
wendung des § 104 Abs. 2 die Abberufung dieser 
Personen anordnen kann. 

Bei ausländischen Versicherungsunternehmen 
kann die Versicherungsaufsichtsbehärde, wenn 
sie gegen die anläßlich des Antrags auf Konzes­
sionserteilung als Hauptbevollmächtigter oder 
als dessen Stellvertreter namhaft gemachte Per­
son Einwände hat, im Sinn des § 4 Abs. 3 Z. 1 
die Erteilung der Konzession verweigern. In 
Entsprechung dazu unterwirft die gegenständ­
liche Bestimmung Änderungen in der Person 
des Hauptbevollmächtigten und seines Stellver­
treters der Genehmigung durch die Versicherungs­
aufsichtsbehörde, wobei § 4 Abs. 3 Z. 1 sinnge­
mäß gilt. 

Die unterschiedliche Behandlung gegenüber 
Organen inländischer Unternehmen läßt sich 
damit rechtfertigen, daß der Hauptbevollmächtigte 
und sein Stellvertreter naturgemäß vom Sitz des 
Unternehmens, also vom Ausland aus bestellt 
werden. Gegenüber den zentralen Organen des 
ausländischen Unternehmens kann die Versiche­
rungsaufsichtsbehärde jedoch nicht die Abbe­
rufung eines Hauptbevollmächtigten oder seines 
Stellvertreters, wenn sie gegen ihre weitere Tätig­
keit Bedenken hat, mit adäquaten Mitteln (Ein­
berufung des zur Bestellung zuständigen Organs 
oder Einsetzung eines Sonderbeauftragten mit 
den Befugnissen dieses Organs) durchsetzen. 
Sie müßte die Entwicklung abwarten, bis Um­
stände eintreten, die die Untersagung des Ge­
schäftsbetriebes rechtfertigen. Diesem unbefrie­
digenden Zustand wird mit der in der gegen­
ständlichen Bestimmung vorgesehenen Genehmi­
gungspflicht vorgebeugt. 

Zum§ 12: 

Die Konzession zum Betrieb der Vertragsver­
sicherung ist, abgesehen von den Fällen des 
§ 7, unentziehbar. Das gleiche gilt für die Geneh-
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migung des Geschäftsplans hinsichtlich der Ver­
sicherungs arten, die das Unternehmen betreiben 
will, und für jede Änderung des Geschäftsplans 
durch Erweiterung des Betriebsumfangs. Unbe­
rührt bleibt davon allerdings das Recht zur Auf­
hebung von Bescheiden nach § 68 Abs. 2 bis 
4 AVG 1950. 

Die Berechtigung des Unternehmens, die 
Vertragsversicherung überhaupt oder bestimmte 
Versicherungsarten zu betreiben, soll jedoch 
daran geknüpft sein, daß die Vertragsversicherung 
im Umfang der Berechtigung tatsächlich betrie­
ben wird. Damit soll vor allem verhindert werden, 
daß über die Verhältnisse des Versicherungs­
markts, die in vielerlei Hinsicht, so vor allem für 
neue Konzessionserteilungen, von Bedeutung 
sind, durch nicht ausgeübte Berechtigungen ein 
falsches Bild entsteht. Der Entwurf sieht daher vor, 
daß bei Nichtaufnahme des Betriebs oder Betriebs­
einsteIlung die Genehmigung des Geschäftsplans 
oder einer Änderung des.selben im entsprechenden 
Umfang erlischt. Handelt es sich hiebei um den 
gesamten Geschäftsbetrieb, so wird im Sinn 
des § 4 Abs. 1 die Konzession gegenstandslos. 

Das Erlöschen tritt in allen Fällen von Ge­
setzes wegen ein, es bedarf also hiezu keines 

. rechtsgestaltenden Verwaltungsaktes. Allerdings 
ist im Abs. 4 vorgesehen, daß die Versicherungs­
aufsichtsbehörde einen Feststellungsbescheid über 
das Erlöschen der Genehmigungen zu erlassen hat. 

Damit die Versicherungsaufsichtsbehörde die 
Tatsachen wahrnehmen kann, die notwendig 
sind, um beurteilen zu können, ob eine Kon­
zession, die Genehmigung eines Geschäftsplans 
oder einer Änderung desselben erloschen ist, 
sind die Versicherungsunternehmen gemäß 
Abs. 1 verpilichtet, ihr die Aufnahme und die Ein­
stellung des Betriebes der im Geschäftsplan vor­
gesehenen Versicherungen bekanntzugeben. 

Der Abs. 2 behandelt das Erlöschen von Geneh­
migungen, die nach ihrer Erteilung überhaupt 
nicht durch Aufnahme des Betriebes ausgenützt 
worden sind. Der Betrieb ist als aufgenommen an­
zusehen, sobald ein Versicherungsvertrag abge­
schlossen worden ist. Die Frist zur Aufnahme 
des· Betriebs beträgt ein Jahr, sofern es sich 
jedoch um den Betrieb von im § 18 Abs. 1 ange­
führten Versicherungen handelt, drei Jahre. Für 
diese Versicherungen muß der Zeitraum deshalb 
verlängert werden, . weil sie umfangreiche Ge­
schäftsgrundlagen erfordern und demgemäß den 
Unternehmen eine längere Vorbereitungszeit für 
die Aufnahme des Geschäftsbetriebes eingeräumt 
werden muß. 

Wird der Betrieb, nachdem er bereits aufge­
nommen worden ist, während dreier aufeinander­
folgender Jahre nicht ausgeübt, so erlischt nach 
dem Abs. 3 die betreffende Genehmigung. Unter 

Ausübung des Betriebes ist eine regelmäßige. 
Beteiligung am Versicherungs markt zu ver­
stehen. 

Durch den Abs. 5 soll verhindert werden, 
daß das Unternehmen sogleich nach Erlöschen 
der Genehmigung mit Erfolg die Erteilung der 
gleichen Genehmigung beantragen kann, weil 
dadurch das Erlöschen seiner Wirkung beraubt 
würde. Es soll eine gewisse Kontinuität des 
Betriebs der Vertragsversicherung durch die ein­
zelnen Unternehmen erreicht werden, soweit sie 
für die Übersichtlichkeit des Marktes im Inter­
esse der Versicherungsnehmer und für die Sach­
gerechtigkeit der an die' Marktverhältnisse ge­
bundenen Entscheidungen der Versicherungs­
aufsichtsbehörde unerläßlich ist. 

Zum § 13: 

Das Recht der Bestandübertragung ist im 
wesentlichen wie im geltenden Recht (§ 14 VAG) 
geregelt. Hinsichtlich des gesamten Versiche­
rungsbestandes oder eines Teils desselben tritt 
das übernehmende Unternehmen an die Stelle 
des übertragenden. Übertragen werden die Ver­
sicherungsverträge mit allen sich daraus ergeben­
den Rechten und Pflichten. Eine Gesamtrechts­
nachfolge tritt auch bei Übertragung des gesamten 
Versicherungsbestandes ·nicht ein. Dies unter­
scheidet die Übertragung des gesamten Versiche­
rungsbestandes . von den Rechtsinstituten der 
Verschmelzung und der Vermögensübertragung 
(§§ 219 bis 233 und' 236 Aktiengesetz, §§ 60, 
72 und 73 des Entwurfs). 

Die Übertragung auch des gesamten Versiche­
rungsbestandes hat nicht notwendigerweise un­
ternehmensrechtliche Folgen. Es liegt freilich 
nahe, sie mit einer Auflösung des übertragenden 
Unternehmens zu verbinden, doch wird in sol­
chen Fällen der Verschmelzung und der Vermö~ 
gensübertragung der Vorzug gegeben werden, 
die das gleiche wirtschaftliche Ergebnis unter 
Ausschluß der Abwicklung der übertragenden 
Unternehmung bewirken. Da diese Rechtsinsti­
tute durch den Entwurf für Versicherungsvereine 
auf Gegenseitigkeit neu geschaffen ·werden und 
damit allen Versicherungsunternehmen zur Ver­
fügung stehen würden, verliert die Übertragung 
des gesamten Versicherungs bestandes weitgehend 
ihre Bedeutung für inländische Versicherungs­
unternehmen. Sie behält sie jedoch in vollem Um­
fang für ausländische Unternehmen, die den ge­
samten Versicherungsbestand ihrer inländischen 
Zweigniederlassung auf .ein inländisches Unter­
nehmen oder auf die inländische Zweignieder­
lassung eines anderen ausländischen Unter­
nehmens übertragen wollen. Zwar erlischt damit 
nicht von selbst die inländische Zweignieder­
lassung des ausländischen Unternehmens, doch 
ergeben sich daraus die im folgenden angeführten 
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aufsichts rechtlichen Konsequenzen, die allerdings 
für alle Versicherungsunternehmen die gleichen 
sind. 

Die Übertragung des Versicherungsbest~ndes 
zur Gänze oder in nach Versicherungsarten abge-. 
grenzten Teilen hat nicht von selbst das Erlöschen 
der Konzession oder der Genehmigung des Ge­
schäftsplans im betreffenden Umfang zur Folge. 
Es steht dem Unternehmen frei, den Betrieb der 
Vertragsversicherungüberhaupt oder in den Ver­
sicherungsarten, deren Bestand übertragen wurde, 
durch Abschluß neuer Verträge wieder aufzuneh~ 
men. Geschieht dies allerdings nicht innerhalb 
der im § 12 Abs. 5 genannten Frist, so erlischt 
die Konzession bzw. die Genehmigung. 

Eine Bestandübertragung ist auch in den unter­
nehmensrechtlicheri Vorgängen der Verschmel­
zung und der Vermögensübertragung enthalten, 
die demnach insofern genehmigungsbedürftig 
sind, wie das auch der § 236, Abs. 5 Aktienge­
setz 1965 voraussetzt, und nach gleichen Grund­
sätzen wie eine nicht mit unternehmensrechtlichen 
Vorgängen zusammenhängende Bestandüber­
tragung zu behandeln sind. 

Der Abs. 1 enthält die für die Bestandüber­
tragung entscheidende zivilrechtliehe ,Sonderrege­
lung. Die Bestandübertragung stellt, was die 
Verpflichtung des Versicherers betrifft, eine Ver­
tragsübernahme dar, auf die nach Lehre und 
Rechtssprechung der § 1405 ABGB anzuwenden 
ist. Nach dieser Bestimmung ist erforderlich, 
daß der Gläubiger, also der Versicherungsnehmer, 
in die Übernahme einwilligt. Von diesem Erfor­
dernis befreit die gegenständliche Bestimmung 
unter der Voraussetzung, daß es sich um die 
gänzliche oder teilweise Übertragung des Ver­
sicherungsbestandes handelt. 

Was unter teilweiser Übertragung des Versiche­
rungsbestandes zU: verstehen ist, wird nicht eigens 
definiert, weil dafür kein geeigneteres Kriterium 
ersichtlich ist als eben der Begriff des Bestandes 
selbs't. Unter "Bestand" kann nur eine nach objek­
tiven Merkmalen abgrenzbare Mehrzahl von Ver­
sicherungsverträgen verstanden werden, Diese 
Merkmale, müssen so beschaffen sein, daß die 
Versicherungsverträge des Bestandes den ührigen 
Versicherungsverträgen als eine sinnvoll abtrenn­
bare Einheit gegenüberstehen. Dies ist etwa der 
Fall, wenn alle Versicherungsverträge in einem 
ganzen Versicherungszweig , (einer ganzen Ver­
sicherungsart), in dem Massengeschäft betrieben 
wird, oder alle in einem größeren Teil des terri~ 
torialen Geschäftsbereichs, etwa einem Bundes­
land abgeschlossenenVersicherungsverträge über­
tragen werden, nicht aber z. B. alle Versicherungs­
verträge, bei denen der Familienname des Ver­
sicherungsnehmers mit einem bestimmten 
Buchstaben beginnt. 

Die Ausschaltung der Zustimmung der Ver­
sicherungsnehmer' beruht auf der Erwägung, 
daß das Versicherungsgeschäft. seinem Wesen 
nach ein Massengeschäft ist und bei der Über­
tragung größerer. Teile des Versicherungsbe­
standes die Einholung der Zustimmung der Ver­
sicherungsnehmer auf unangemessene praktische 
Schwierigkeiten stoßen würde. 

Die Bestandübertragungist an di~ Genehmigung 
der Versicherungsaufsichtsbehörde gebunden, un­
abhängig davon, ob von der gesetzlichen Ermäch­
tigung, von der Einholung der Zustimmung der 
Versicherungsnehmer abzusehen, Gebrauch ge­
macht wird oder nicht. Wird die Zustimmung 
der Versicherungsnehmer nicht eingeholt, so 
tritt die Genehmigung an deren Stelle. Die 
Unterwerfung auch einer mit Zustimmung der 
Versicherungsnehmer' vorgenommenen Bestand­
übertragung unter die Genehmigungspflicht erfolgt 
aus der Erwägung, daß eine Gefährdung der 
Interessen der Versicherten, insbesondere der 
in die Bestandübertragung nicht einbezogenen, 
auch in diesem Fall möglich ist. 

Bei der Festsetzung der Genehmigungsvor­
aussetzungen . wurde darauf Bedacht genommen, 
daß die Genehmigung durch die Versicherungs­
aufskhtsbehörde an die Stelle der Zustimmung 
der Versicherungsnehmer tritt und deshalb die 
Wahrung der Belange der Versicherungsnehmer 
den . wichtigsten Gesichtspunkt bildet.. Auch 
dadurch, daß eine nachteilige Auswirkung der 
Bestandübertragung auf das Gesamtgeschäft des 
übernehmenden Versicherungs unternehmens ver­
hindert werden soll, werden in erster Linie die 
Versicherungsnehmer, in diesem Fall diejenigen 
des übernehmenden Versicherungsunternehmens, 
geschützt. Wie in allen Fällen, in denen sich .die 
Struktur des Versicherungsmarktes erheblich 
ändern kann, . muß die Versicherungs aufsichts­
behörde auch auf die Verhältnisse des Versiche­
rungsmarktes Bedacht nehmen. 

Eine Bestandübertragung fällt im Gegensatz 
zum geltenden Recht auch dann unter die gegen~ 
ständliche Regelung, wenn allfällige für den 
übertragenen Bestand gebildete Rückstellungen 
und, Überträge nicht mitübertragen werden: 

Der Abs. 4 trägt dem Eingriff in das Versiche­
rungsverhältnis, wie ihn der durch die Bestand­
übertragung eintretende Wechsel des Versicherers 
für den Versicherungsnehmer darstellt, dadurch 
Rechnung, daß dem V ersicher~lDgsnehmer das 
Recht eingeräumt wird, den Versicherungs­
vertrag nach Durchführung eillerBestandÜber­
tragung zum Ende der Versicherungsperiode, 
während derer er von ihr Kenntnis erlangt hat, 
zu kündigen. Der Versicherungsnehmer soll 
nicht gegen seinen Willen an einen Versicherer 
gebunden werden, mit dem er das Versicherungs­
verhältnis nicht fortzusetzen wünscht. Für eine 
Bestandübertragung im Rahmen einer Fusion 
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gilt das allerdings nicht, weil es sich hier um eine 
Universalsukzession handelt, die ein Vertrags­
partner auch sonst in Kauf nehmen muß, ohne 
daraus in der Regel das Recht zur Vertragsauf­
lösung ableiten zu können. 

Zu den§§ 14 bis 17: 

Diese Bestimmungen regeln die Stellung einer 

Der Entwurf unterscheidet zunächst hinsiCht-. 
lich des Erfordernisses einer KautionsteIlung 
nicht zwischen inlä.ndischen und ausländischen 
Versicherungsunternehmen. Als Voraussetzung 
dafür, daß eine Kaution verlangt werden kann, 
wird' lediglich normiert, daß . sie zur Sicher­
stellung der dauernden Erfüllbar\-.eit der Ansprüche 
aus den Versicherungs verträgen erforderlich ist. 

Kaution durch Versicherungsunternehmen. Die Naturgemäß wird dieses Erfordernis vor allem 
gegenwärtige Rechtsgrundlage, wonach die Ver- bei ausländischen Versicherungsunternehmen ge­
sicherungsaufsichtsbehörde eine Kaution ver- geben sein, weil sie sonst von Gesetzes wegen 
langen kann, ist der § 8 Abs. 3 VAG. Diese keine im Inland belegenen Eigenmittel besitzen 
Bestimmung ermächtigt die Versicherungsauf~ müssen. Hauptsächliche Aufgabe der Kaution 
sichtsbehörde, die Erteilung der Erlaubnis zum ist es daher, bei. ausländischen Versich~rungs­
Geschäftsbetrieb von einer angemessenen Sicher- unternehmen das Äquivalent für diese Eigen­
steIlung abhängig zu machen. Von dieser Er- mittel zu bilden. Es ist aber auch insbesondere 
mächtigung wird derzeit in der Regel nur· bei der Fall nicht auszuschließen, daß die Versiche­
ausländischen . Versicherungsunternehmen Ge- rtmgsaufsichtsbehörde einem Versicherungsunter­
brauch gemacht. Die Stellung einer Kaution nehmen die Konzession erteilen oder ihm eine 
kann jedoch auf dieser Grundlage ebenso von Geschäftsplanänderungdurch Betriebserweiterung 
inländischen Unternehmen verlangt werden. genehmigen will, obwohl dienach dem Geschäfts-

Der § 8 Abs~ 3 VAG weist zunächst den Mangel plan gebotenen Sicherheiten - wenn auch viel­
auf, daß die Voraussetzungen für die Stellung leicht nur vorübergehend - als unzureichend 
einer Kaution unter dem. Gesichtspunkt des im erscheinen. In diesem Fall kann .durch die Stellung 
Art. 18 Abs. 1 B-YG festgesetzten Legalitäts- einer Kaution Ersatz geschaffen werden. 
prinzips unzureichend determiniert erscheinen; 
Vor allem aber ist es zweifelhaft, ob eine Realisie­ Nach dem Entwurf kann eine Kaution nicht 
rung der Kautionsweite durch die Versicherungs- nur anläßlich der Konzessionserteilung, sondern 
aufsichtsbehörde durch diese Bestimmung zivil~· auch anläßlich einer Geschäftsplanänderung oder 
rechtlich hinreichend gedeckt ist, weil es sich einer Bestandübertragunggefordert werden. Als 
nicht um die Sicherstellung von Ansprüchen Geschäftsplanänderungkommt vor allem eine 
des Bundes, sondern von Ansprüchen der Ver- Erweiterung des Betriebsumfangs in Betracht. 
sicherten handelt. Als ein Mangel erscheint auch, In. diesem Fall wird insbesondere die Erhöhung 
daß eine Kaution mir. bei Erteilung der Betriebs- einer bereits gestellten Kaution gefordert werden 
erlaubnis verlangt werden kann und nicht etwa können~ wenn die Höhe der zunächst gestellten 
auch bei Genehmigung einer Änderung des Kaution' auf einen bestimmten Geschäftsumfang 
Geschäftsplans durch Betriebserweiterung, obwohl abgestellt ist und nicht als bewegliche, Kaution 
sich bei einer solchen das Erfordernis nach von vornherein den Betriebsumfang berück­
SteIlung einer Kaution oder nach Erhöhung einer sichtigt. 
bereits' bestehenden Kaution ergeben kann., 

~. . .... Eine Bestandübertragung soll ebenfalls zur 
De.r Entwu~f v~rsucht; ~Ie Stellung eIner Stellung einer Kaution oder zur Erhöhung einer 

Kauuon auf elUee1t~wan~frele Rechtsgn:ndl~ge bereits gestellten Kaution verpflichten können, 
z~ ste~len. und danutdie Probleme, dIe sIch I weil sie beim übernehmenden Unternehmen 
bIsh:r In dIesem ~us.amm~nhang ergeben haben, leine Erweiterung des Betdebsumfangs darstellt. 
zu lose? Grun~satzli. ch WIrd. daran ~~stgehalten, I Dabei' ist ausschlaggebend, daß bei d. er Bestand-

, daß. dIe Verslcherungsaufslchtsbeh~rde. unt~r übertrilgung nur der Bestand an Versicherungs­
best1mmte~ Vorauss:tzungen berechugt lSt~ die verträgen mit den sich daraus ergebenden Rechten 
Stell~?g. elU~r K~uuon zu ve~langen, weil ~s und Pflichten, nicht aber auch sonstiges. damit 
unerlaßlich 1st, e1nesolche Sicherst~llung .fur im Zusammenhang stehendes Vermögen des 
d~n Fall, ;rorzusehen,. daß andere ~1che~:h~tenübertragenden Unternehmens, wozu insbesondere 
ru~ht a~srelchen. E~ bliebe sonst. nur d1e Mo?hch- auch. eine für den Bestand gestellte Kaution 
kelt, di: Konz:sslOn oder dIe GenehmIgung gehört,. übertragen werden m)lß. In der Praxis 
der Betnebserwelterung zu versagen, auch wenn wird freilich beim Bestehen einer solchen Kaution 
nach den V~rhält~ssen des Versicherungs~arktes wenn die Versicherungsaufsichtsbehörde ein~ 
~eren Ertellung 1m Interesse der VerSIcherten entsprechende Kaution auch vom übernehmend~n 
liegt. Unternehmen fordert, diese mitübertragenwer-

den. Dies soll jedoch der privatrechtlichen Gestal­
tungsfreiheit der beteiligten Unternehmen überlas­

Diese Bestimmung regelt die Stellung einer sen bleiben und nicht, wie gegenwärtig nachArtA 

Zum § 14: 

Kaution als solche. der Verordnung vom 21. April 1936, DRGBl.I 
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S. 376, von der Versicherungsaufsichtsbehörde 
erzwungen werden können. 

Die Erhöhung einer bestehenden- Kaution 
soll jedoch auch dann verlangt werden dürfen, 
wenn sie aus anderen Gründen als wegen einer 
Erweiterung des Betriebsumfangs durch Ge­
schäftsplanänderung oder Bes,tandübertragung 
angezeigt erscheint. Zu einer wesentlichen 
Erweiterung des Betriebsumfangs kann es auch 
unabhängig von solchen Vorgängen kommen, 
und darüber hinaus sind auch Änderungen 
anderer für die Höhe der Kaution maßgeblicher 
Faktoren, etwa des Geldwertes, denkbar. 

Der Abs. 2 ermöglicht es der Versicherungs­
aufsichtsbehörde, den Umstand zu berücksichtigen, 
daß das Erfordernis einer Sicherstellung mittels 
Kaution in verschiedenen Versicherungszweigen 
(Versicherungsarten) verschieden ist. Sie bildet 
auch die Grundlage dafür, daß ein bestimmter 
Bestand an Kautionswerten der Befriedigung 
der Ansprüche der Versicherten aus einzelnen 
Versicherungszweigen (Versicherungsarten) vor­
behalten bleibt, soweit eine Kaution in bestimmter 
Höhe zur Sicher stellung der Ansprüche aus den 

. Versicherungsverträgen gerade dieser Versiche­
rungszweige (Versicherungs arten) erforderlich 
scheint. 

Der Abs. 3 bildet· die Grundlage dafür, eine 
. "bewegliche" Kaution zu. verlangen, die sich 
anhandbestimmter Indikatoren nach dem Betriebs­
umfang richtet. Das bietet den Vorteil einer ein­
facheren Anpassung an den Betriebsumfang, 
als es durch eine Erhöhung der Kaution oder 
durch eine Freigabe von Teilen der Kaution 
bewerkstelligt werden könnte. Als Kriterien 
für die Höhe der Kaution kommen etwa die 
Prämieneinnahmen, in den mathematischen Ver­
sicherungszweigen auch die Deckungsrückstel­
lung in Betracht. 

Zum § 15: 

Diese Bestimmung stellt den Kern der Regelun­
gen über die Kautionsstellung dar. Die Kaution 
verbleibt danach im Vermögen des Versicherungs­
unternehmens, doch ist dieses in der Verfügung 
darüber insofern beschränkt, als es hiezu der 
Zustimmung der Versicherungsaufsichtsbehörde 
bedarf. Die Zustimmung ist jedenfalls zu erteilen, 
wenn Werte der Kaution entnommen und durch 
ändere Werte ersetzt werden sollen, die ihnen 
an Sicherheit und Rentabilität gleichwertig sind. 

Die Bestimmung stellt grundbuchsrechtlich 
eine gesetzliche Beschränkung des Eigentums­
rechts dar, sodaß gemäß § 11 Abs. 1 Grundbuchs­
anlegungsgesetz die Kautionsbindung hinsicht­
lich unbeweglicher Sachen im Grundbuch· ein-
zutragen ist. . 

. Ohne Zustimmung der Versicherungsaufsichts­
behörde kann eine Verfügung über Kautions-

werte nicht rechtswirksam werden. Das kann 
zwar eine erhebliche Härte für denjenigen 
bedeuten, der gutgläubig ohne Zustimmung 
der. Versicherungsaufsichtsbehörde veräußerte 
Kautionswerte erwirbt, doch muß das Interesse 
des gutgläubigen Erwerbers gen über dem Inter­
esse an einer effektiven Kautionsbindung zurück­
stehen. 

Zum § 16: 

Der Abs. 1 dieser Bestimmung ist eine Konse­
quenz des Zwecks der Kautionsstellung, der im 
Ausgleich für sonst fehlende Sicherheiten besteht. 
Ist der Mangel an Sicherheit behoben, muß die 
Versicherungsaufsichtsbehörde die Kaution auf 
Verlangen freigeben. Ist der Mangel zur Gänze 
behoben, hat eine gänzliche Freigabe der Kaution 
zu erfolgen, ist der Mangel lediglich gemindert 
worden, hat auch eine entsprechende Verminde­
rung der Kaution einzutreten. Ist eine gesonderte 
Kaution für einzelne Versicherungszweige (Ver­
sicherungsarten) gestellt worden, hat sich die Frei­
gabe, wenn die Voraussetzungen hiefür nur 
bei bestimmten Versicherungszweigen (Ver­
sicherungsarten) eingetreten sind, auf die dafür 
gestellte Kaution zu beschränken. 

Ist die mangelnde Sicherheit im Geschäftsplan 
gelegen gewesen, so wird die Freigabeverpflich­
tung durch eine Geschäftsplanänderung ausge­
löst, die den Mangel behebt (z. B. Erhöhung des 
GrundkapitiJs). Bei ausländischen Versicherungs­
unternehmen kommt insbesondere auch der Fall 
in Betracht, daß eine Änderung in der Gesetz­
gebung des· Sitz staates oder ein Beitritt desselben 
zu einer internationalen Vereinbarung vorher 
nicht vorhandene Sicherheite.n bietet. 

Mit dem Abs. 2 soll für den Fall vorgesorgt 
werden, daß ein Versicherungsunternehmen be­
stimmte sichergestellte Ansprüche wegen vor­
aussichtlich vorübergehender Zahlungs­
schwierigkeiten aus dem übrigen Vermögen 
nicht erfüllen kann. Es liegt im Sinn der Kautions­
stellung, in solchen Fällen die Kaution zur 
Befriedigung der sichergestellten Ansprüche frei­
zugeben. V<'>raussetzung ist, daß die Wieder­
auffüllung der Kaution oder die Gewährleistung 
von Sicherheiten, die die Aufrechterhaltung 
der Kaution zumindest in der vorherigen Höhe 
entbehrlich macht, nach der gesamten finanziellen 
Situation des Versicherungsunternehmens erwar­
tet werden kann. Allenfalls kann die Versiche­
rungsaufsichtsbehördeeine Wiederauffüllung der 
Kaution auf Grund des Abs. 1 anordnen. Besteht 
eine gesonderte Kaution für einzelne Versiche­
rungszweige (Versicherungsarten), so kann die 
Befriedigung sichergestellter Ansprüche nur aus 
der Kaution für den Versicherungszweig (die 
Versicherungsart) erfolgen, aus denen die sicher­
gestellten Ansprüche entstanden sind. 
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Der Abs. 3 schließlich regelt die Verfügung 
über die Kaution, Wenn der Geschäftsbetrieb, 
aus dem die sichergestellten Ansprüche entstanden 
sind, beendet worden ist. Es muß sich um die 
Beendigung des gesamten Geschäfts betriebes 
handeln, für den eine Kaution besteht, also dann, 
wenn eine einheitliche Kaution für den gesamten 
Geschäftsbetrieb gestellt wurde, um den Betrieb 
der Vertragsversicherung überhaupt, und wenn 
eine gesonderte Kaution für einzelne Versiche­
rungszweige (Versicherungsarten) gestellt wurde, 
um den gesamten Geschäftsbetrieb dieses Ver­
sicherungszweiges (dieser. Versicherungsart). In 
allen anderen Fällen bleibt die Kautionsbindung 
als Sicherstellung für Arisprüche aus dem ver­
bleibenden Geschäftsbetrieb bestehen, jedoch 
kann eine Freigabe auf Grund des Abs. 2 erfolgen 
und im Hinblick auf den eingeschränkten Ge­
schäftsbetrieb die Kaution vermindert werden. 

Die Verwertung der Kaution zur Befriedigung 
sichergestellter Ansprüche erfolgt subsidiär, also 
nur insoweit, als für diese das übrige Vermögen 
des Versicherungsunternehmens nicht ausreicht. 
Das Bestehen gesonderter Kautionen für einzelne 
Versicherungszweige (Versicherungsarten) ist zu 
beachten. Erst wenn alle sichergestellten Ansprüche 
befriedigt sind, ist ein allenfalls verbleibender 
Kautionsrest ohne Zweckbindung freizugeben. 

Die Bestimmung gilt für alle Fälle einer Beendi­
gung des gesamten Geschäftsbetriebes, gleich­
gültig ob sie mit unternehmensrechtlichen Vor­
gängen unQ mit welchen sie verbunden ist. Sie 
gilt daher insbesondere auch für die Übertragung 
des gesamten Versicherungsbestandes, für die 
Auflösung, die Verschmelzung und die Ver­
. mögensübertragung. 

Zum § 17: 

Diese Bestimmung legt die Rechtsakte fest, 
die bestimmten Anlagewerten die Eigenschaft 
von Kautionsbestandteilen verleihen. Bei Liegen­
schaften ist die Kautionsbindung hergestellt, 
wenn sie als Eigentumsbeschränkung in das 
Grundbuch eingetragen ist. Diese Eintragung soll 
von Justiz- und Gerichtsverwaltungsgebühren 
befreit sein, weil die Kautionsstellung eine im 
wesentlichen in fremdem Interesse, nämlich dem 
der Versicherten, vorgenommene Rechtshandlung 
ist. 

Bei alleq anderen Kautionswerten wird es als 
wesentlich erachtet, daß alle diejenigen, für die 
die Kautionsbindung eine Einschränkung der 

. ihnen ansonsten zustehenden rechtlichen Befug­
nisse darstellt, von der Kautionswidmung Kennt­
nis erlangen. Ihre Verständigung soll daher der 
Vorgang sein, der die Kautionsbindung aus­
löst. 

. Zum zweiten Hauptstück 
Dieses Hauptstück enthält besondere Vor­

schriften für Versicherungen, für die eine Dek­
kungsruckstellung zu bilden ist. Einzelne dieser 
Bestimmungen gelten jedoch darüber hinaus für 
alle Versicherungen, die auf Grund von Wahr­
scheinlichkeitstafeln betrieben werden (§§ 18 
und 24), oder für einzelne dieser Versicherungen 
(§ 25). Da jedoch für Versicherungen, die nach 
Art der Lebensversicherung auf Grund von 
Wahrscheinlichkeitstafeln betrieben werden, 
grundsätzlich eine Deckungsrückstellung zu bil­
den ist, besteht zwischen beiden Gruppen ein 
faktischer Zusammenhang, der eine weitgehend 
gemeinsame Behandlung rechtfertigt. 

Zum § 18: 
Diese Bestimmung regelt vor allem, welche 

Bestandteile der Geschäftsplan für Versicherun­
gen, die wenigstens zum Teil auf versicherungs­
mathematischen Grundlagen beruhen, zusätzlich 
zu den im § 8 Abs. 2 angeführten Bestandteilen 
zu enthalten hat. Versicherungen im Sinn der 
Abs. 1 und 2 sind demnach folgende: 

1. die Lebensversicherung, 
2. die Krankenversicherung, 

Rücksicht darauf, ob sie 
Wahrscheinlichkeitstafeln 
oder nicht, 

und zwar ohne 
auf Grund von 
betrieben wird 

3. sonstige Versicherungen, soweit sie nach 
Art der Lebensversicherung auf Grund von 
Wahrscheinlichkeitstafeln betrieben werden, 

4. sonstige Versicherungen, bei' denen nach 
dem Geschäftsplan die Bildung einer Dek­
kungsrückstellung erforderlich ist; hiezu 
gehören insbesondere die Unfallrenten­
versicherung und die Haftpflichtversiche­
rung, soweit sie die Verpflichtung zu Renten- . 
zahlungen deckt. 

Mit dieser Erfassung der Versicherungen, für 
die ein technischer Geschäftsplan erforderlich 
ist, folgt der Entwurf im wesentlichen dem 
geltenden Recht (§§ 11 und 12 VAG). Neuerfaßt 
sind. die Krankenversicherung, soweit sie nicht 
auf Grund von Wahrscheinlichkeits tafeln be­
trieben wird, und diejenigen Versicherungen, die 
zwar nicht nach Art der Lebensversicherung 
betrieben werden, deren Geschäftsplan aber die 
Bildung einer Deckungsrückstellung verlangt. 
Der Entwurf folgt hier der bereits herrschenden 
Verwaltungspraxis. 

In der Aufzählung der Bestandteile, die zum 
technischen Geschäftsplan gehören, folgt der 
Entwurf ebenfalls im wesentlichen dem geltenden 
Recht (§ 11 Abs. 1 VAG). Es sind dies die 
Rechnungsgrundlagen (Wahrscheinlichkeitstafeln, 
Zinsfuß, Kostenzuschläge), die Grundsätze und 
Formeln für die Berechnung der Prämien (Bei­
träge) und der Deckungsrückstellung sowie die 
Tarife. Der Begriff "Deckungsruckstellung" wurde 
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-aus systematischen, Gründen an die Stelle des 
vom geltenden VAG verwendeten Begriffs "Dek­
kungsrücklage" gesetzt, weil es sich nicht 'um 
Eigenmittel des V ersicherungsunternehmeris, son­
·dern. um' echte Verbindlichkeiten handelt; 

Bei den Versicherungen, die nicht nach Art 
der Lebensversicherung betrieben werden, jedoch 
'eine Deckungsrückstellung erfordern, beschränkt 
sich der technische Geschäftsplan auf die- Grund­
sätze und Formeln für die Berechnung der 
Deckungsrückstellung. 

Der letzte Satz des Abs. 1 übernimmt sinn­
,gemäß die geltende Regelung des § 11 Abs. 2 
VAG. 

Das geltende Recht verlangt nicht, daß für 
·den Fall, daß bei den nach einem technischen 
Geschäftsplan betriebenen Versicherungen eine 
Prämienrückerstattung (Beitragsrückerstattung) 
vorgesehen ist, der Geschäftsplan auch die Grund­
'sätze für deren Berechnung und für die Bildung 
einer entsprechenden, Rückstellung zu enthalten 
hat. Diese Angaben bilden jedoch eine notwendige 
Ergänzung des technischen Geschäftsplans und 
werden in der Verwaltungspraxis auch verlangt. 
Der Abs. 3 setzt deshalb dieses Erfordernis aus­
·drücklich fest. Unter Prämienrückerstattung (Bei­
tragsrückerstattung) sind jene Leistungen der 
Versicherer zu verstehen, die derzeit allgemein 
;als "Gewinnbeteiligung" bezeichnet werden. 

Auch die Grundsätze über die bei Rückkäufen 
und bei Umwandlungen in prämienfreie (bei­
tragsfreie) Versicherungen eintretenden Ände­
rungen der vertraglichen Leistung in der Lebens­
versicherung, die nach Abs. 4 zum GeschäftspJan 
gehören müssen, sind wesentliche Bestandteile 
der technischen Geschäftsgrundlagen, weil sie 
für das Versicherungsverhältnis von entschei­
,dender Bede'i'tung sind. 

Der Abs. 5 regelt in Anlehnung an den gelten­
<len § 7 Abs. 3 VAG, welche Versicherungen 
insbesondere als Lebensversicherung anzusehen 
sind. Es werden nur jene Versicherungen ange~ 
führt, bei denen es zweifelhaft ist, ob sie als 
Lebensversicherung anzusehen sind. Nicht aus 
<lem geltenden Recht übernommen wurde der 
Begriff der Wehrdienstversicherung. Soweit es 
sich· hiebeium eine der bestehenden Präsenz­
.dienstvers~chening entsprechende Versicherung 
handelt, steht ihr Charakter als Lebensversiche­
rung außer Zweifel. Nicht schlechthin der Lebens­
versicherung kann der Begriff der Rentenver­
sicherung unterstellt werden. Soweit die Ver­
pflichtung- zu Rentenleistungen sich an besondere 
Versicherungsfälle knüpft, deren Deckung nicht 
als Lebensversicherung anzusehe~ ist (Unfall, 
Haftpflicht), handelt es sich um Versicherungs­
leistungen im Rahmen der entsprechenden Spe­
zialversicherungen. Wohl aber handelt es sich 
hei diesen Versicherungen insofern um Vers1che-

rungen, in denen bei Fälligkeit der Rentenleistun­
gen ,eine Deckungsrückstellung auf Grund von 
Wahrscheinlichkeitstafeln gebildet wird. 

Zum § 19: 

Diese Bestimmung behandelt das Deckungs­
erfordernis. Die wesentliche Rechtsfolge . der 
Festsetzung des Deckungserfordernisses ist, daß 
in der entsprechenden Höhe ein Deckungsstock 
zu bilden ist (§ 20). In weiterer Folge bestimmt 
es damit den Umfang besonderer Rechte einzelner 
aus den Versicherungsverträgen anspruchs be­
rechtigter:Personen, vor allem it:n Fall des Kon­
kurses (§ 92), aber auch in anderen Fällen des 
Erlöschens der Versicherungsverhältnisse (§ 25). 

Das Deckungserfordernis ist weitgehend iden­
tisch mit der Deckungsrückstellung. Der Begriff 
des Deckungserfordernisses wird zwischen den 
Begriffen der Deckungstückstellung und des 
Deckungsstocks eingeschaltet, weil in der Lebens­
versicherung außer der eigentlichen Deckungs:' 
rückstellung noch andere . Vermögens bestandteile 
des Versicherungsunternehmens in die besondere, 
durch die Bildung eines Deckungsstock.s ge­
währte Sicherstellung einbezogen werden: sollen, 
eine unangemessene Ausweitung des Begriffs der 
Deckungsrückstellung jedoch vermieden werden 
soll. ' 

Die Deckungsrückstellung kann ~ls der Bar­
weit der zukünftigen Ausgaben des Versicherers 
abzüglich des BarWertes der zükünftigen Ein­
nahmen definiert werden. Sie ergibt sich insbe­
sondere bei Lebensversicherungen, in denen auf 
Grund der Bezahlung einer Sparprämie Spar­
kapital angesammelt werden muß, aus diesem 
Sparteil. . 

Für welche Versicherungen eine Deckungs­
rückstellung zu bilden ist, ergibt sich aus dem 
Geschäftsplan. Infolge der Genehmigungsbe­
dürftigkeit des Geschäftsplans hat esrue Ver­
sic-herungsaufsichtsbehörde ,in der Hand; die' 
Bildung einer Deckungsrückstellung einheitlichen 
Grundsätzen zu unterstellen. Hiefür ist das 
Schutzbedürfnis der Versicherungsnehmer und 
eine entsprechende Wahrscheinlichkeit der für 
das Versicherungsverhältnis maßgebenden künf­
tigen Ereigriisse von Bedeütung. Die Höhe der 
Deckungsrückstellung ergibt sich aus den Grund­
sätzen für ihre Berechnung, die einen' Bestandteil 
des Geschäftsplans bilden. 

Der Abs. 1 enthält für die Lebensversicherung 
Sondervorschriften, die sich aus der Eigenart 
dieser Versicherung ergeben, vor allem weil hier 
auch Spargelder des' Versicherten verwaltet 
werden. Zunächst ist zu berücksichtigen, daß 
in dieser Versicherung Vorauszahlungen der 
Versicherungsleistung oder Polizzendarlehe~ ge­
währt werden können. Da hiedurch die künftige 
Verpflichtung des· Versicherers gemindert wird, 
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muß sich folgerichtig auch dk Deckungsruck- Verpflichtungen des Versicherers ein Vermögen 
stellung um den entsprechenden Betrag ver- bestehen,.für dessen Anlage besondere Vorschrif­
mindern. Ferner sind in der Lebensversicherung ten gelten (§17) und das unter besoriderer 
,neben der Deckungsrückstellung die Rückstellung Überwachung eines Treuhänders steht (§ 23), 
für Prämienrückerstattung (Beitragsruckerstat- und es süll ferrier dieses Vermögen hinsichtlich des 
tung), die Prämienüberträge und die Rückstellung . Zugriffs besonderen Beschränkungen zugunsten 
für schwebende Versicherungs leistungen als Be- der Ansptuchsberechtigten unterliegen (§§ 25, 
.standteil des Deckungserfordernisses anzusehen. 87 und 92). Die Versicherungsaufsichtsbehörde 
Dies kann dadurch gerechtfertigt werden, daß übt auf den Deckungsstock einen besonderen 
es sich um Vermögensteile zur Abdeckung Einfluß aus' durch Genehmigung der Treuhänder­
von Verbindlichkeiten gegenüber den aus den bestellung (§ 22 Abs. 4), durch Überwachung 
Versicherungsverträgen anspruchsberechtigten der jederzeitigen Erfüllung des Deckungser­
Personen handelt und hinsichtlich dieser. Ver- fordernisses (§ 20 Abs. 3), durch Entscheidungs~ 
mögensteile die anspruchs berechtigten Personen befugnisse hinsichtlich der Anlegungdes .Dek­
wenigstens in der Lebensversicherung wegen kungsstockvermögens (§ 77 Abs. 4), durch 
deren sozialer Bedeutung und ihres teilweisen Überwachung des Deckungsstockverzeichnisses 
Sparcharakters jenen Schutz genießen sollen, (§ 77 Abs. 6) und der Verwahrung des Deckungs­
,den die Einbeziehung in das Deckungserfordernis stockvermögens (§77 Abs. 7). Im Konkursver­
gewährt. fahren hat die Versicherungsaufsichtsbehörde den 

Aus dem Abs. 2 geht hervor, daß im Fall des Stand des Deckungsstocks festzustellen (§ 92 
Bestehens einer Rückversicherung das gesamte Abs. 1). ' . 
Deckungserfordernis ohne Abzug des in Rück- Die Abgrenzung zu ausländischen Verpflich­
versicherung gegebeneh Teils beim Erstver- tungen erfolgt wie im geltenden Recht (§ 66 
sicherer zu bedecken ist. Dies berücksichtigt den Abs. 4 VAG). Die Versicherungsunternehmen 
Umstand, daß vom Versi(;herten Ansprüche sind von der Bildung eines Deckungsstocks für 
unmittelbar nur dem Erstversicherer gegenüber ausländische Verpflichtungen nur insoweit be­
geltend gemacht werden können und diesen freit, " als im Ausland hiefür eüie . besondere 
Ansprüchen das gesamte für sie errechnete Sicherheit zu stellen ist. 
Deckungserfordernis gegenüberstehen soll. Zum Die im Abs. 2 vorgeschriebene Bildung geson," 
Ausgleich für die damit auf den Erstversicherer derter Abteilungen des Deckungsstocks für 
fallende finanzielle Belastung muß der Deckungs- bestimmte .Gruppen des Versicherurtgsbestandes 
anteil des gesamten Versicherungs entgelts beim soll gewährleisten, daß Anspruchsberechtigtecaus 
Erstversicherer verbleiben. der jeweiligen Gruppe Ansprüche nur gegenüber 

Der Abs. 3 soll den Versicherer vor unzumut- dem hiefür gebildeten Deckungsstock haben und 
baren Belastungen schützen, wenn eine Erhöhung somit keine Benachteiligung anderer Anspruchs­
der Deckungsrückstellung aus anderen Gründen berechtigter eintreten kann . 
. als wegen einer Änderung des Geschäftsumfangs Der Abs. 3 verpflichtet das Versicherungs­
notwendig wird. Eine Ausweitung des Geschäfts- unternehmen, das Deckungserfordernis durch 
umfangs erfordert in jedem' Fall eine Erhöhung eine entsprechende Dotierung des Deckungsstocks 
der Deckungsrückstellung. Erleichterungen ZU-stets voll zu erfüllen. Die Zuführung zum Dek­
gunsten des Versicherers wären jedoch im Inter- kungsstock hat daher nicht nur alljährlich anhand 
esse der Versicherten nicht gerechtfertigt, weil der aus dem Jahresabschluß feststellbarenGrund­
auch eine entsprechende Erhöhung der zu erwar- lagen für die Berechnung des Deckungserforder­
tenden VerpflichtUngen des Versicherers eintritt; nisses zu erfolgen, sondern laufend entsprechend 
es· besteht außerdem auch kein Anlaß dazu, weil der Entwicklung des Deckungserfordernisses, 
,sich im gleichen Ausmaß auch die Versicherungs- das während des Jahres allerdings nur geschätzt 
entgelte erhöhen, denen die Deckungsmittel werden kann. Oie Versicherungsaufsichtsbehörde 
entnommen werden. Als Fall, den die gegen· kann die Erfüllung des Deckungserfordernisses 
.ständlicheBestimmung erfaßt, kommt insbeson- jedenfalls jährlich anhand des Jahresabschlusses 
dere eine .Änderungder Grundsätze für die Be- und des Deckungssfockverzeichnisses prüfen. 
rechnung der Deckungsrückstellung (§ 18 Abs. 1 Wenn sie es für erforderlich hält, kann sie zur 
und 2) in Betracht. Überprüfung der laufenden Erfüllung des Dek­

.zum § 20: 

Diese· Bestimmung setzt als Rechtsfolge des 
Bestehens eines Deckungserfordernisses fest, daß 
in der Höhe des Deckungserfordernisses ein 
Deckungsstock zu bilden ist. Die Bildung des 
Deckungsstocks verfolgt zwei Ziele: Es soll in 
.der Höhe der künftig wahrscheinlich entstehenden 

kungserfordernisses Meldungen über Äriderungen 
im Deckungserfordernis und in" der Anlage des 
Deckungsstockvermögens während des Jahres 
anordnen (§. 77 Abs. 6). Wenn sie danach Be­
denken wegen der Erfüllung. des Deckungser­
fordernisses hegt, kann sie auf Grund der gegen­
ständlichen Bestimmung nähere Nachweise ver.,. 
langen. 
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Zum § 21: 

Diese Bestimmung regelt die für die Deckungs­
stockwidmung maßgebenden Rechtsakte analog 
dem § 17 (siehe die Erläuterungen hiezu). Damit ist 
klargestellt, daß dem Deckungsstockverzeichnis 
nur deklaratorische Bedeutung zukommt. 

Zum § 22: 

Neben den besonderen Vermögensanlagevor­
schriften und den besonderen. Befugnissen der 
Versicherungsaufsichtsbehörde im Zusammen­
hang mit dem Deckungsstockvermögen besteht 
die wesentliche Sicherung des Deckungsstocks 
in seiner Überwachung durch einen Treuhänder. 

In der Frage, ob, wie nach geltendem Recht, 
der Treuhänder durch das Unternehmen bestellt 
werden oder ob diese Befugnis der Versicherungs­
aufsichtsbehörde übertragen werden soll, hat 
sich der Entwurf für die Beibehaltung der gelten­
den Rechtslage entschieden. Zwar ist es ein 
wesentliches Anliegen, daß der Treuhänder vom 
Unternehmen möglichst unabhängig sei; der 
Entwurf geht jedoch davon aus, daß zur Ver­
wirklichung dieses AnliegeQs jene Mittel ge­
wählt werden sollen, die die Autonomie des 
Untern~hmens möglichst -wenig beeinträchtigen. 
Hiebei wird -davon ausgegangen, . daß durch 
Bestimmungen über den Ausschluß eines sehr 
weitgefaßt umschriebenen Personenkreises von 
der Treuhänderfunktion und das Erfordernis der 
Genehmigung der Bestellung des Treuhänders 
durch die Versicher!lngsaufsichtsbehörde die 
Unabhängigkeit des Treuhänders ausreichend 
gewährleistet ist. 

Der Treuhänder ist vom Aufsichtsrat zu be­
stellen .. Diese zwingende gesetzliche Bestimmung 
stellt zusätzlich einen Abstand des Treuhänders 
von der unmittelbaren Unternehmensleitung her. 

Wie schon. nach geltendem Recht ist· ein 
Stellvertreter des Treuhänders zu bestellen, der 
diesen im Verhinderungsfall vertritt und dann 
zu:r Ausübung aller Befugnisse des Treuhänders 
berechtigt ist. 

Im Gegensatz zum geltenden Recht sieht der 
Entwurf die Bestellung eines Treuhänders auch 
für ausländische Versicherungsunternehmen vor. 
Nach geltendem Recht (§ 110 Abs. 2 VAG) 
übt bei diesen Unternehmen die Versicherungs­
aufsichtsbehörde die Funktion eines Treuhänders 
aus. Es besteht jedoch kein Anlaß, dieausländi­
schen Versicherungsunternehmen in diesem Zu­
sammenhang anders zu behandeln als die inlän­
dischen. 

Deckungsstöcken in Betracht, daß die Über­
wachung des gesamten Deckungsstocks für einen 
einzelnen Treuhänder eine unzumutbare Belastung 
darstellen würde. 

Der Abs. 3 setzt die persönlichen Vorausset­
zungen für die Ausübung der Treuhänderfunk­
tion fest. Hinsichtlich der Vertrauenswürdigkeit 
und der· geordneten wirtschaftlichen Verhältnisse 
kann auf die entsprechenden Bestimmungen der 
W irtschaftstreuhänder-Berufsordnung verwiesen 
werden, weil hier die gleichen Gesichtspunkte 
maßgebend sind. Wesentlich ist die Unabhängig­
keit des -Treuhänders von dem Unternehmen, 
dessen Deckungsstock er überwacht. Der Treu­
händer darf daher vor allem nicht einem Organ 
des Unternehmens angehören oder dessen Ange­
stellter sein. Aber auch andere Formen eines 
Abhängigkeitsverhältnisses sind denkbar. Auf 
eine kasuistische Aufzählung dieser Fälle wird 
verzichtet, weil es von besonderen Umständen 
des einzelnen Falles abhängig sein wird, ob ein 
bestimmter Tatbestand diese Voraussetzungen 
erfüllt. 

Diese Fragen sind vom Aufsichtsrat bzw. 
vom Hauptbevollmächtigten bei der Bestellung 
des Treuhänders und seines Stellvertreters zu 
beurteilen; diese Organe unterliegen hiebei auf 
Grund des Abs. 4 der Überprüfung durch die 
Versicherungs aufsichts behörde. 

Als Abhängigkeitsverhältnis wird insbesondere 
in Betracht kommen eine frühere Tätigkeit als 
Angestellter des Unternehmens, ein Verwandt­
schaftsverhältnis zu Angehörigen der unter­
nehmensleitenden Organe oder eine ständige 
Tätigkeit als Rechtsberater und Vertreter des 
Unternehmens. 

Schließlich ist darauf zu achten, daß die als 
Treuhänder in Aussicht genommene Person 
im Hinblick auf ihre Ausbildung und ihren 
beruflichen Werdegang die erforderlichen Eigen­
schaften besitzt. In erster Linie ist also eine 
entsprechende fachliche Eignung erforderlich, 
die im Hinblick auf die Tätigkeit des Treuhänders 
ihren Schwerpunkt weniger auf dem Gebiet des 
Versicherungswesens haben muß als in der 
Kenntnis der Rechtsordnung und des Wirtschafts-­
lebens, die für die Beurteilung der V orschrifts­
mäßigkeit der Anlage und der Verwahrung des 
Deckungsstockvermögens notwendig ist. 

Zum § 23: 

Die wesentliche Aufgabe des Treuhänders 
ist es, die jederzeitige Erfüllung des Deckungs­
erfordernisses zu überwachen. Das Unternehmen 

Der Abs. 2 ermöglicht es, bei Bestehen mehrerer ist verpflichtet, dem Treuhänder die hiezuerfor­
Abteilungen des Deckungsstocks (§ 20 Abs. 2) derlichen Informationen zu geben, insbesondere_ 
für jede Abteilung gesondert einen Treuhänder ihm Einsicht in die Bücher, Belege und Schriften 
und einen Stellvertreter zu bestellen. Dies kommt zu gewähren. Der die Verwendung von Daten­
vor allem bei Unternehmen mit so umfangreichen I trägern betreffende Abs. 4 ist dem § 47 zweiter: 

764 der Beilagen XIV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)44 von 77

www.parlament.gv.at



764 der Beilagen 45 

Absatz des Handelsgesetzbuches und dem § 132 
Abs. 3 der Bundesabgabenordnung, jeweils in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBL Nr. 577{ 
1973, nachgebildet. 

Die Überwachung dei vorhandenen Deckungs­
stockwerte durch den Treuhänder ist dadurch 
gewährleistet, daß Verfügungen des Versiche­
rungsunternehmens über Werte des Deckungs­
cstockvermögens an die Zustimmung des Treu­
händers gebunden sind. Hiebei hat der Treu­
händer darauf zu achten, daß eine Entnahme aus 
dem Deckungsstockvermögen die Erfüllung des 
Deckungserfordernisses nicht in Frage stellt 
oder der entnommene Vermögenswert durch 
einen gleichwertigen ersetzt wird. 

Soweit das Deckungsstockvermögen aus 
bücherlichen Rechten besteht, ist die in dieser 
Bestimmung enthaltene Verfügungsbeschränkung 
gemäß § 11 Abs. 1 Grundbuchsanlegungsgesetz 
in das Grundbuch einzutragen. . 

Die mangelnde Zustimmung des Treuhänders 
macht die Verfügung über Deckungsstockwerte 
auch zivilrechtlich unwirksam. Hiefür gilt das 
gleiche wie für die entsprechende Bestimmung 
des § 15 über die Kaution (siehe die Erläuterungen 
hiezu). 

Der Abs. 5 überträgt der Versicherungsauf­
sichtsbehörde die Entscheidung über Mein\lngs­
verschiedenheiten zwischen dem Unternehmen 
und dem Treuhänder über seine Pflichten. Eine 
solche Meinungsverschiedenheit kann ins besondere 
darin gelegen sein, daß der Treuhänder nach 
Ansicht des Unternehmens zu Unrecht die Zu­
stimmung zu einer Verfügung über Deckungs­
stockwerte verweigert. Als weitere Fälle sind die 
Verweigerung der Bucheinsicht und ausreichender 
Auskünfte durch das Unternehmen (Abs. 3) 
und die Verweigerung der nach § 80 Abs. 1 
erforderlichen Bestätigung durch den Treuhänder 
denkbar. Nicht obliegt es aber der Versicherungs­
aufsichtsbehörde, etwa über die Angemessenheit 
der dem Treuhänder für seine Tätigkeit gewährten 
Entlöhnung zu entscheiden. 

Die Auskunftspfiicht des Treuhänders gegen­
über der Versicherungsaufsichtsbehörde ergänzt 
die dieser selbst unmittelbar zugänglichen Mög­
lichkeiten zur Wahrnehmung von für die Er­
füllung des Deckungserfordernisses maßgebenden 
Umständen. Im übrigen muß das Versicherungs­
unternehmen durch eine Verschwiegenheitspfiicht 
des Treuhänders davor geschützt werden, daß 
dieser Wahrnehmungen auf Grund seiner Tätig­
keit preisgibt. 

Zum § 24: 

Daß Versicherungsunternehmen, die eine 
:Deckungsrückstellung zu bilden haben, einen 
versicherungs mathematischen Sachverständigen 

(Aktuar) beschäftigen müssen, geht nach dem 
geltenden Recht aus § 65 Abs. 2 VAG mittelbar 
hervor, wonach ein solcher Sachverständiger 
unter der Bilanz die Richtigkeit der Berechnung 
der "Deckungsrücklage"zu bestätigen hat. 
Nach dem Entwurf soll dieses Erfordernis aus­
drücklich im Gesetz verankert werden. 

Das Erfordernis der Bestellung eines versiche­
ru~gsmathematischen Sachverständigen wird 
nicht mehr vom Bestehen einer Deckungsrück­
stellung abhängig gemacht, sondern vom Betrieb 
der im § 18 Abs. 1 angeführten Versicherungen, 
also jener, für die ein technischer Geschäftsplan 
erstellt werden muß. Dies erscheint im Hinblick 
auf die Aufgaben des versicherungsmathema­
tischen Sachverständigen gerechtfertigt. 

Im Entwurf wird nicht gesagt, welches Organ 
des Unternehmens den versicherungsmathema­
tisehen Sachverständigen zu bestellen hat; wenn 
in der Satzung nicht anderes bestimmt ist, so 
obliegt dies im allgemeinen dem Vorstand, bei 
ausländischen Versicherungsunternehmen jeden­
falls dem Hauptbevollmächtigten, es sei denn, 
dieser übt die Funktion des versicherungsmathe­
matischen Sachverständigen selbst aus. 

Der versicherungsmathematische Sachverstän­
dige kann nach dem Entwurf Angestellter· des 
Unternehmens sein, doch ist die Begründung 
eines Anstellungsverhältnisses kein gesetzliches 
Erfordernis. 

Aus dem At>s. 2 zweiter Satz und dem Abs. 3 
geht hervor, daß auch ein Vorstandsmitglied 
eines inländischen Versicherungsunternehmens 
oder der Hauptbevollmächtigte eines ausländi­
schen Versicherungs unternehmens versicherungs­
mathematischer Sachverständiger sein können. Die 
Bestellung eines Vorstandsmitglieds zum ver­
sicherungs mathematischen Sachverständigen ob­
liegt dem Aufsichtsrat. 

Der Entwurf sieht die Bestellung von wenig­
stens einem versicherungsmathematischen Sach­
verständigen vor. Die Bestellung mehrerer Sach­
verständiger ist nicht ausgeschlossen. 

Aufgabe des versicherungsmathematischen 
Sachverständigen ist es, den technischen Ge­
schäftsplan (§ 18) zu erstellen oder seine Erstel­
lung zu leiten sowie seine Einhaltung, insbe­
sondere bei der Berechnung des Deckungserfor­
dernisses anhand des Jahresabschlusses und 
seiner Schätzung während des Jahres, zu über­
wachen. Gemäß § 80 Abs. 2 hat er unter der 
Bilanz die Richtigkeit der Berechnung der Dek­
kungsrückstellung, in der Lebc:;nsversicherung 
auch der Prämienüberträge, zu bestätigen. 

Wegen der Bedeutung des versicherungsmathe­
matischen Sachverständigen für die Belange der 
Versicherten soll seine Bestellung der Genehmi­
gung der Versicherungsaufsichtsbehörde bedür-
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fen. Hiebei ist zu berücksichtigen, ob die in Aus­
sicht genommene Person die erforderliche Eig­
nung besitzt.· Der Genehmigung bedarf auch die 
Ausübung der Funktion eines versicherungs­
mathematischen Sachverständigen durch den 
Hauptbevollmächtigten eines ausländischen Ver­
sicherungsunternehmens, für die eine eigene Be­
stellung nicht erforderlich ist. 

Zum § 25: 

Nach dieser Bestimmung besitzen die An­
spruchsberechtigten, deren Ansprüche in das 
Deckungserfordernis einzubeziehen waren, für 
den Fall des Erlösehens der Versicherungsver­
hältnisse auf Grund einer Einstellung des Ge­
schäfts betriebs einen besonderen gesicherten An­
spruch auf Befriedigung. 

Gesetzes wird die Feststellung des. für die Ver­
sicherungs vereine auf Gegenseitigkeit geltenden. 
Rechts erschwert, und die sinngemäß anzuwen-· 
denden Bestimmungen des Aktiengesetzes müs­
sen erst in ihren für die Versicherungsvereine 
auf Gegenseitigkeit geltenden Inhalt iibertragen 
werden. Anderseits würde eine selbständige 
Regelung im Rahmen des Versicherungsauf­
sichtsrechts eine . unmäßige Au~blähung des 
Gesetzes mit sich bringen, und diese selbständige 
Regelung würde doch keinen wesentlich anderen 
Inhalt haben können als die sinngemäß anzu­
wendenden Bestimmungen des Aktiengesetzes, 
weil materielle Abweichungen nicht gerecht­
fertigt wären. Unter Abwägung dieser Umstände 
hält der Entwurf grundsätzlich am System des 
geltenden Rechts fest, das Aktiengesetz, soweit 
dem das Wesen der Versicherungsvereine auf 

Für die Anwendung der Bestimmung kommt -Gegenseitigkeit nicht entgegensteht, als für diese 
die Auflösung eines Versicherungsvereinsauf anwendbar zu erklären, legt sich hiebeijedoch 
Gegenseitigkeit, ohne daß der Versicherungs- eine größere Zurückhaltung auf~ 
bestand übertragen wird, in Betracht. Wesentlich 
ist ihre Anwendung auf den Fall des Erlösehens 
der Versicherungsverhältnisse durch die Kon­
kurs eröffnung gemäß § 92 Abs. 3. 

In der Lebensversicherung und in allen Arten 
der Rentenversicherung ist bei Unterdeckung 
das Verhältnis des einzelnen Deckungserforder­
nisses zum entsprechenden vorhandenen Ver­
mögenswert, in allen anderen Versicherungen, 
für die ein Deckungsstock zu bilden ist, das 
Verhältnis der Ansprüche zueinander maßgebend. 

Zum Dritten Hauptstück 

Dieses Hauptstück regelt das Recht der Ver­
sicherungsvereine auf Gegenseitigkeit. Diese Ver­
eine sind eine besondere Rechtsform für den 
Betrieb der Vertragsversicherung, die der ge­
danklichen Konzeption, zum Teil auch den Rechts­
verhältnissen nach der Genossenschaft nahesteht. 
Wesentlich für den Versicherungsverein auf 
Gegenseitigkeit ist, daß seIne Mitglieder zugleich 
Versicherungsnehmer sind, daß sie das wirt­
schaftliche Risiko des Betriebes tragen und dem­
entsprechend auch Anspruch auf einen Anteil 
des Betriebsüberschusses haben (§ 42). Der Ge­
genseitigkeitsgedanke wird in den Fällen durch­
brochen, in denen Versicherungsverträge auch 
ohne Begründung einer Mitgliedschaftabge­
schlossen werden dürfen (§ 32· Abs. 2). 

Die Rechtsverhältnisseder Versicherungsver­
eine auf Gegenseitigkeit sind, was ihre Organe 
betrifft, weitgehend dem Recht der Aktiengesell­
schaften angeglichen. Dies bringt das geltende 

Bestimmungen grundsätzlichen. Inhalts werden 
aus dem Aktiengesetz nicht durch bloße Verwei­
sung, sondern durch wörtliche oder sinngemäße 
Wiedergabe rezipiert. Die. bloße Verweisung 
wurde nur bei Bestimmungen eher ausführenden 
Charakters oder Einzelregelungen als ausreichend 
angesehen. Auch hier ist der Inhalt, zumeist 
durch Heranziehung der im Aktienge­
setz enthaltenen Überschriften, umschrieben. 
Damit ist der wesentliche Inhalt dessen, was das 
Versicherungsaufsichtsgesetz über Versicherungs­
vereine auf Gegenseitigkeit bestimmt, a\ls diesem 
Gesetz selbst ersichtlich. 

Der Entwurf enthält im gegenständlichen 
Abschnitt nicht das gesamte Recht der Ver­
sicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, sondern 
nur jene Regelungen, die für Aktiengesellschaften 
nicht zum Versicherungsaufsichtsrecht gehören" 
sondern sich im wesentlichen im Aktiengesetz 
finden. Wo es sich um' Gegenstände handelt, die 
in den übrigen Abschnitten des Entwurfs 
geregelt werden, sind allfällige für Versicherungs­
vereine auf Gegenseitigkeit geltende Sonderbe­
stimmungen in die betreffenden Abschnitte auf­
genommen worden, so im Fall der Rechnungs­
legung (§§84 und 85) und des Konkursrechts. 
(§ 96). 

Zum 1. Abschnitt: 

Recht dadurch.zum Ausdruck, daß, sofern nicht 
Sondervorschriften bestehen, das Aktiengesetz Zum § 26: 
sinngemäß anzuwenden ist (§§ 34 bis 36 VAG). 

Dieser Abschnitt enthält die Bestimmungen~ 
die für Versicherungsvereine auf. Gegenseitigkeit, 
die nicht kleine Versicherungsvereine sind, in 
vollem Umfang, für kleine nur nach Maßgabe 
des § 63 gelten. 

Dies hat zwar gewisse Nachteile: Durch die In dieser Bestimmung wird der Begriff der 
Notwendigkeit der Heianziehung eines anderen . Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit defi-
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niert. Diese Begriffsbestimmung entspricht der Zum § 30: 
herrschenden Lehre und Praxis. 

Zum §27: 

Nach § 1 Abs. 2 Z.:3 des Handelsgesetz­
buchs ist· die Übernahme von Versicherungen 
gegen Prämie, nicht aber die Versicherung auf 
Gegenseitigkeit ein Handelsgeschäft. Versiche­
rungsvereine auf Gegenseitigkeit sind daher nicht 
von vornherein Kaufleute im Sinn des Handels­
gesetzbuchs. 

Die gegenständliche Bestimmung sieht jedoch 
vor, daß Versicherungsvereine auf Gegenseitig­
keit, die nicht kleine Vereine sind, dennoch als 
Kaufleute im Sinn des Handelsgesetzbuchs 
gelten, und dementsprechend auch in das Han­
delsregister einzutragen sind. 

Versicherungsvereine, die auch Versicherungs­
verträge ohne Mitgliedschaft abschließen (§ 32 
Abs. 2), fallen unter § 1 Abs. 2 Z. 3 Handels~ 
gesetzbuch und unterliegen daher dem Handels­
gesetzbuch unmittelbar, und zwar hinsichtlich 
ihres gesamten Geschäftsbetriebes. 

Zum § 28: 

Der Name des Vereins hat unmittelbar aus­
zudrücken, daß Versicherung auf Gegenseitigkeit 
betrieben wird, oder einen entsprechenden Zu­
satz zu enthalten. Als Zusatz wird wohl nur der 
Ausdruck " Versicherungsverein auf Gegenseitig­
keit" in Betracht kommen, Im übrigen braucht 
der Hinweis auf den Betrieb der Versicherung 
auf Gegenseitigkeit nicht unbedingt in den 
Worten "auf Gegenseitigkeit" zu bestehen. Die 
attributiven Ausdrücke "gegenseitig" oder 
"wechselseitig" sind als ausreichend anzusehen. 
Die gegenständliche Bestimmung tritt für Ver­
sicherungsvereine auf Gegenseitigkeit an die 
Stelle der besonderen Firmenvorschriften des 
Handelsgesetzbuchs (§ 18 bis 28). 

Bei Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit, 
die nicht kleine Vereine sind, ist wegen des für 
diese Vereine auf Grund des § 27 geltenden 
§ 17 des Handelsgesetzbuchs der Name des Ver­
eins die Firma. 

Zum § 29: 

Diese' Bestimmung enthält zunächst entspre­
chend dem § 16 Abs. 1 Aktiengesetz 1965 das 
Erfordernis der Feststellung der Satzung durch 
notarielle Beurkundung. Es gilt für kleine Ver­
sicherungsvereine nicht. 

Ferner werden die unerläßlichen Bestandteile 
der Satzung aufgezählt, die bei Versicherungs­
vereinen auf Gegenseitigkeit neben jene treten, 
die im § 8 Abs. 3 als für alle Versicherungsunter­
nehmen geltend enthalten sind. Die gegenständ­
liche Bestimmung ersetzt für Versicherungsver­
eine auf Gegenseitigkeit den §17 Aktienge­
setz 1965. 

Hinsichtlich der Veröffentlichungen wird, je­
doch nur für Versicherungsvereine auf Gegen-­
seitigkeit, die nicht kleine Vereine sind, durch 
Übernahme des § 18 Aktiengesetz 1965 schon 
im Gesetz Näheres bestimmt. -

Nach dieser Bestimmung ist eine Veröffent-­
lichung, unbeschadet der satzungs mäßigen Fest-­
setzung anderer Bekanntmachungsorgane, von 
Gesetzes wegen in die "Wiener Zeitung" ein­
zurücken. 

Zum § 31: 

Beim Vorgang des Entstehens der Versiche­
rungsvereine auf Gegenseitigkeit wird in Anleh­
nung an die §§ 21 und 34' Aktiengesetz 1965-
zwischen Errichtung und Entstehung (Erlan­
gung der Rechtspersönlichkeit) unterschieden. 
Die Errichtung des Vereins erfolgt durch die 
Erteilung der Konzession. Versicherungsvereine, 
die nicht kleine Vereine sind, entstehen wie Ak- -
tiengesellschaften mit der Eintragung in das 
Handelsregister (§ 39). Bei kleinen Versicherungs- . 
vereinen fällt die Entstehung mit der Errichtung 
zusammen (§ 62 Abs. 4). 

Zum § 32: 

Im Abs. 1 dieser Bestimmung ist eines der­
Wesensmerkmale des Versicherungsvereins auf' 
Gegenseitigkeit enthalten, nämlich das Zusam­
menfallen von Mitgliedschaftsverhältnis und 
Versicherungsverhältnis. Das Mitgliedschaftsver­
hältnis . schließt das Versicherungsverhältnis 
grundsätzlich ein und gewährt darüber hinaus 
genossenschaftliche Rechte und Pflichten, insbe­
sondere das Recht auf Teilnahme an der Verwal­
tung. 

Der Grundsatz, daß ohne Mitgliedschaft kein, 
Versicherungsverhältnis bestehen kann, kann. 
bei Vereinen, die nicht kleine Vereine sind, aller­
dings nur durch ausdrückliche Satzungsbestim­
mung, durchbrachen werden. 

Versicherte Nichtmitglieder stehen zum Verein 
in keinem anderen Verhältnis als Versicherungs-. 
nehmer zu einer Versicherungsaktiengesellschaft. 

Über die Genehmigung des Geschäftsplans und 
einer Änderung desselben ist der Versicherungs­
aufsichtsbehörde die Einflußnahme auf die Nicht-­
mitgliederversicherung gewahrt. Aus der Nicht:­
mitgliederversicherung können Gefahren für' 
die Mitglieder entstehen, weil sie im Innenver-­
hältnis für alle Verbindlichkeiten des Vereins, 
auch die aus der Nichtmitgliederversicherung, 
haften. Im Interesse der Mitglieder wird daher 
regelmäßig eine Beschränkung der NIchtmit­
gliederversicherung verlangt werden müssen. 

Zum § 33: 

Daß den Gläubigern des Vereins gegenüber' 
der Verein als juristische Pefson haftet, ist: 
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selbstverständlich. Jedoch soll durch den Abs. 1 
dieser Bestimmung verhindert werden, daß durch 
die Satzung eine Haftung der Mitglieder neben 
der des Vereins festgesetzt wird. Unberührt 
bleibt davon die Haftung der Mitglieder dem 
Verein gegenüber im Innenverhältnis. 

Der Abs. 2 soll den Eingang der Zahlungsver­
pflichtungen des Mitglieds aus dem Versicherungs­
verhältnis im Interesse der anderen Mitglieder 
sichern. Die Aufrechnung von Forderungen des 
Vereins mit Forderungen des Mitglieds - auch 
aus dem Versicherungsverhältnis - ist nicht 
ausgeschlossen. Das Aufrechnungsverbot betrifft 
nicht Forderungen des Vereins, die einen anderen 
Rechtsgrund als das Versicht;rungsverhältnis 
haben. 

Der im Abs. 3 ausgesprochene Gleichbehand­
lungsgrundsatz bezieht sich auf das im Mit­
gliedschaftsverhältnis enthaltene Versicherungs­
verhältnis. Die Gleichbehandlung ist nur bei 
Vorliegen 'gleicher Voraussetzungen geboten; 
liegen unterschiedliche Voraussetzungen vor, 
würde eine Gleichbehandlung sogar gegen den 
Gleichbehandlungsgrundsatz verstoßen. Als Vor­
'aussetzungen im Sinn dieser Bestimmung sind 
jedoch nur versicherungstechnisch bedeutsame 
Umstände anzusehen, also Umstände, die das 
versicherte Risiko beeinflussen. Sonstige Unter­
schiede, wie etwa die wirtschaftliche Situation 
der Mitglieder oder eine langjährige Mitglied­
oSchaft, bilden grundsätzlich keine gesetzmäßige 
Handhabe zu unterschiedlicher Behandlung. 

Zum § 34: 

Der Gründungsfonds der Versicherungsvereine 
auf Gegenseitigkeit entspricht in erster Linie 
dem Organisationsfonds der Aktiengesellschaften; 
er soll also dazu dienen, die Kosten der Errichtung 
und ersten Einrichtung des Vereins zu decken. 
Daneben kann jedoch, wenn die Satzung nicht 
anderes bestimmt, der Gründungsfonds auch zur 
Deckung von Betriebsverlusten herangezogen 
werden. Der Gründungsfonds soll also höher 
bemessen werden können als die voraussicht­
lichen Kosten der Errichtung und ersten Ein­
richtung des Vereins. 

Aus der Zweckbestimmung des Gründungs­
fonds ergibt sich, daß die erforderliche Höhe die 
gleiche 1st wie für den Organisationsfonds und 
das eingezahlte· Grundkapital bei Aktiengesell­
schaften. 

Die Satzung hat gemäß Abs. 2 die Rückzahlung 
des Gründungsfonds und seine Verwendung, 
wenn er nicht zurückgezahlt wird, zu regeln. 

Eine Befreiung von der Bildung eines Grün­
dungsfonds ist grundsätzlich möglich. Im Hin­
blick auf die Zweckbestimmung des Gründungs­
fonds kommt sie insbesondere dann in Betracht, 
wenn dem Verein eine erste Einrichtung bereits 
.zur Verfügung steht. 

Zum § 35: 

Der Abs. 1 dieser Bestimmung verlangt die 
volle Einzahlung des Gründungsfonds vor Auf­
nahme des Geschäftsbetriebes. Damit soll ver­
hindert werden, daß der Geschäftsbetrieb be­
gonnen wird, ehe die Mittel für die Errichtung 
des Vereins und seine erste Einrichtung zur Ver­
fügung stehen. 

Zur Anwendung des Abs. 2 wird insbesondere 
dann Anlaß bestehen, wenn der Geschäftsbetrieb 
noch keine überschüsse erbracht hat, die ein 
angemessenes Anwachsen der Sicherheitsrück­
lage bewirkten, oder wenn eine Betriebserweite­
rung in solchem Umfang erfolgt, daß der noch 
bestehende Gründungsfonds und die bereits 
gebildete Sicherheitsrücklage nicht als ausreichende 
Sicherstellung erscheinen. 

Die Bildung des Gründungsfonds kann gegen 
Rückzahlung oder schenkungsweise erfolgt sein. 
Im ersten Fall erfolgt die Tilgung zugunsten der 
Personen, die den Gründungsfonds zur Verfügung 
gestellt haben, im zweiten Fall zugunsten des 
Vereins. Der Abs. 3 beschränkt die Rückzahlung 
in der Weise, daß sie nur im gleichen Maß erfolgen 
darf, wie die Sicherheitsrücklage aufgefüllt wird. 
Dies ergibt sich aus der Zweckbestimmung des 
Gründungsfonds, die nach Maßgabe der Bildung 
der Sicherheitsrücklage von dieser übernommen 
wird. Die Rückzahlung darf nur aus den Jahres­
überschüssenerfolgen, hat also zur Voraussetzung, 
daß überhaupt überschüsse erzielt werden. Die 
Rückzahlung geht allerdings wie die Zuführung 
zur Sicherheitsrücklage der Verteilung des über­
schusses an die Mitglieder vor (§ 42 Abs. 1). 

Der Grundungsfonds kann, muß aber nicht 
von den Gründungsmitgliedern zur Verfügung 
gestellt werden. Jedenfalls erwachsen aus der 
Beteiligung am Gründungsfonds keine Mit­
gliedschaftsrechte. Den Personen, die den Grün­
dungsfonds zur Verfügung gestellt haben, soll 
jedoch eine Teilnahme an der Verwaltung des 
Vereins satzungsmäßig gewährleistet werden 
können, um ihr Interesse am Geschäftsgang, 
von dem notwendigerweise ihre Ansprüche 
auf Rückzahlung des zur Verfügung gestellten 
Betrages abhängen, zu berücksichtigen. Hiebei 
kommt die Mitgliedschaft im Vorstand oder im 
Aufsichtsrat in Betracht. Eine Teilnahme an der 
Mitgliederversammlung oder Mitgliedervertre­
tung ist ausgeschlossen, weil es sich hiebei um 
ein Mitgliedschaftsrecht handelt. Selbstverständ­
lich können die Personen, die den Gründungsfonds 
zur Verfügung gestellt haben, zu Mitgliedern 
des Vorstands oder des Aufsichtsrats auch dann 
bestellt werden, wenn der Verein sich hiezu 
satzungsmäßig nicht verpflichtet hat. 

Der Ausschluß einer. vorzeitigen Rückzahlung 
der für den Gründungsfonds zur Verfügung 
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gestellten Beträge ist wegen der Zweckbestim- § 24 Abs. 1 VAG noch vorgesehen ist, ausge­
mung des Gründungsfonds unerläßlich. Die schlossen. Dadurch soll, dem Versicherungs­
Ungewißheit, ob die Kosten der Errichtung gedanken gegenüber dem Versorgungs gedanken 
und ersten Einrichtung des Vereins gedeckt weiter zum Durchbruch' verholfen werden. In 
werden können, würde eine Konzessionserteilung' der Praxis ist das Umlageverfahren gegenwärtig 
von vornherein nicht gestatten. nicht mehr üblich. Die Beiträge sollen so bemessen 

Da, der Gründungsfonds bar einzuzahlen ist, werdeh, daß sie voraussichtlich zur Deckung 
erfolgt auch die Rückzahlung grundsätzlich des Bedarfs ausreichen. Für den ,Fall, daß sie 
in den entsprechenden Barbeträgen. Es soll dennoch nicht ausreichen, kann die' Satzung die 
jedoch in der Satzung eine Verzinsung des Grün- Vorschreibung von Nachschüssen oder die 
dungsfonds vorgesehen werden können. Hiebei Herabsetzung, der Versicherungsleistungen vor-

sehen. kann neben dem Ausgleich von Wertverlusten 
auch ein angemessenes Entgelt für die Beteiligung 
am Gründungsfoqds gewährt we,rden. Das gleiche 
gilt für eine Beteiligung am Überschuß. Die 
Leistungen, die den Personen, die den Gründungs­
fonds zur Verfügung gestellt haben, gewährt 
werden, dürfen die Be1ange der Mitglieder nicht 
gefährden, was die Versicherungsaufsichtsbehörde 
bei der Genehmigung des Geschäftsplans , zu 
berücksichtigen hat. 

Zum § 36: 

Die Bestimmungen über die Anmeldung des 
Vereins zur Eintragung in das Handelsregister 
sind, mit den sich aus der Verschiedenheit des 
Gründungsvorgangs egebenden Vereinfachungen, 
den §§ 28 und ,29 Aktiengesetz 1965 nachgebildet. 
An die Stelle des Erfordernisses der Einzahlung 
des vor Anmeldung eingeforderten Betrages auf 
jede Aktie (§ 28 Abs. 2 Aktiengesetz) tritt das 
Erforderhis der Einzahlung des Gründungsfonds. 
Für kleine Versicherungsvereine gilt diese Be­
.stimmung nicht. 

Zu den §§ 37 und 38: 

Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit sind 
gemäß § 3 Abs. 3 der Handelsregisterverfügung 
in die Abteilung B des Handelsregisters ein­
zutragen. 

Die Bestimmungen über Inhalt und Veröffent­
lichung der Eintragung sind, mit den erforder­
lichen Vereinfachungen, den §§ 32 und 33 
Aktiengesetz 1965 nachgebildet. 

Für kleine Versicherungsvereine gelten diese 
Bestimmungen nicht. 

Zum'§ 39: 

Diese Bestimmung regelt das Entstehen des 
Vereins und die Rechtsverhältnisse vor seinem 
Entstehen analog dem § 34 Aktiengesetz 1965. 
Kleine Versicherungsvereine unterliegen der ab­
weichenden Regelung des §62 Abs. 4. 

Zum § 40: 

Der Aufwand des Vereins ist grundsätzlich 
durch Beiträge der Mitglieder zu decken. Diese 
.sind zwingend im voraus zu bemessen. Damit 
ist ein Umlageverfahren, wie es im geltenden 

Die Verpflichtung der im Lauf des Geschäfts­
jahres eingetretenen oder ausgetretenen Mit­
glieder, im Verhältnis der Dauer ihrer Mitglied­
schaft zu allfälligen Nachschüssen beizutragen, 
ist im Gegensatz zum geltenden Recht (§ 25 
Abs. 1 und 3 VAG) nach dem Entwurf zwingend. 
Dies entspricht dem Grundsatz der Tragung des 
wirtschaftlichen Risikos auf Grund der Mitglied­
schaft. Daß bei Änderung der Bemessungsgrund­
lagen die Nachschüsse nach dem höheren 
Betrag zu bemessen sind, soll die vollständige 
Deckung des Betriebsabgangs gewährleisten. 
Dieser Grundsatz ist, im Gegensatz zum gel­
tenden Recht, ebenfalls zwingend. 

Zum § 41: 

Die' Sicherheits rücklage bildet das Äquivalent 
zum Grundkapital und zur gesetzlichen Rücklage 
der Aktiengesellschaft. Ihr Bestand mindert das 
wirtschaftliche :Risiko der Mitglieder, weil die 
Sicherheitsrücklage zur Deckung von Verlusten 
heranzuziehen ist, bevor die Mitglieder durch 
Ausschreibung von Nachschüssen zur Deckung 
der Verluste verpflichtet werden können oder 
eine Herabsetzung der Versicherungsleistungen 
in Betracht gezogen werden kann. 

Die geforderte Höhe der Sicherheitsrücklage 
ist vom Umfang des Geschäftsbetriebes abhängig. 
Es ist daher zweckmäßig, den Mindestb~trag 
der Sicherheitsrücklage als Verhältniszahl zu 
einem Indikator des Betriebsumfangs, z. B. 
den Versicherungsentgelten, zu bemessen. 

Die Sicherheits rücklage ist aus dem Betriebs­
überschuß zu dotieren. Es ist in der Satzung 
vorzusehen, welchen Betrag die SiCherheits­
rücklageerreichen soll und welcher Anteil am 
Überschuß jährlich der Sicherheitsrücklage zuzu­
führen ist, wenn der Sollbetrag nicht erreicht 
ist. Die Sicherheitsrücklage ist zur Deckung von 
Verlusten aus dem Geschäftsbetrieb zweckgebun-
den. ' 

Eine Befreiung vom Erfordernis der Sicher­
heitsrücklage kann insbes~)fidere für einen Zeit­
raum gerechtfertigt sein, in qem noch ein ent­
sprechend hoher, auch zur Deckung von Verlusten 
bestimmter Gründungsfonds zur Verfügung steht. 

4 
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Zum § 42: 

Diese Bestimmung behandelt ein weiteres 
konstitutives Element des Versicherungs vereins 
auf Gegenseitigkeit. Der Anspruch der Mit­
glieder auf einen Anteil am Überschuß entspricht 
dem Umstand, daß die Mitglieder auch das 
wirtschaftliche Risiko tragen. Die' Verteilung 
des Überschusses an die Mitglieder eines Ver­
sicherungsvereins auf Gegenseitigkeit, die dem 
Mitgliedschaftsverhältnis entspringt, ist von der 
Prämienrückerstattung (Beitragsrückerstattung) 
zu unterscheiden, die ein Element des Ver­
sicherungsverhältnisses und von der Mitglied­
schaft bei einem Versicherungsverein auf Gegen­
seitigkeit unabhängig ist. Die Verteilung des 
Jahresüberschusses an die Mitglieder entspricht 
vielmehr der Verteilung des Reingewinns bei 
einer Aktiengesellschaft (§ 52 Aktiengesetz 1965). 

Der Anspruch der Mitglieder auf Anteil am 
Überschuß steht allen anderen Verwendungs­
zwecken des Überschusses, insbesondere der 
Dotierung der Sicherheits rücklage, nach. 

Die Grundsätze für die Verteilung des Über­
schusses sind in der Satzung festzusetzen. J eden­
falls anspruchsberechtigt sind die Personen, 
die am Bilanzstichtag Mitglieder waren, gleich­
gültig, ob sie seither ausgeschieden sind oder 
nicht. Ob auch im vorangegangenen Geschäfts­
jahr ausgeschiedene Mitglieder anspruchsberech­
tigt sind, ist der Satzung überlassen. Jedenfalls 
kommen Kriterien, die keinen Einfluß auf das 
versicherte Risiko haben, wie etwa langjährige 
Mitgliedschaft, bei der Überschußverteilung, 
anders als bei Ansprüchen aus dem Versiche­
rungsvertrag in Frage. Der Überschuß kann 
auch für einzelne Versicherungszweige (Ver­
sicherungsarten) gesondert ermittelt und verteilt 
werden. 

Zum § 43: 

Diese Bestimmung legt in Analogie zum 
Aktiengesetz die Organe des Versicherungs­
vereins auf Gegenseitigkeit fest, wobei das 
oberste Organ an die Stelle der Hauptversamm­
lung tritt. 

Bestehende Sonderformen der Verfassung von 
Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit sollen 
erhalten bleiben können, sofern die im Abs. 1 
zwingend vorgeschriebenen Organe bestehen 
oder eingerichtet werden. Das gilt insbesondere 
für die sogenannten "Landesanstalten", die die 
Wesensmerkmale von Versicherungsvereinen auf 
Gegenseitigkeit aufweisen, bei denen aber Landes­
organe Vereinsfunktionen ausüben. 

Für die kleinen Versicherungsvereine gilt 
hinsichtlich der zwingend vorgeschriebenen Orga­
ne der § 66; die Abs. 2 und 3 der gegenständ­
lichen Bestimmung, von denen allerdings nur 
der Abs. 2 praktisch in Betracht kommt, gelten 
auch für sie. 

Zu den §§ 44 bis 46: 

Diese Bestimmungen regeln das für den V or­
stand geltende Recht in weitestgehender Über­
einstimmung mit dem Aktiengesetz. Ausge­
nommen hievon bleibt lediglich der § 83 Aktien­
gesetz 1965, weil an seine Stelle besondere 
Vorschriften über die Konkurseröffnung treten 
(§ 89). Hinsichtlich der Sorgfaltspfticht (§ 84 
Aktiengesetz 1965) besteht lediglich die Ab­
weichung, daß an die Stelle des § 84 Abs. 3 
Aktiengesetz 1965 der dieser Bestimmung wei­
testgehend nachgebildete § 45 Abs. 2 tritt. 

Die §§ 44 Abs. 1 und 2 und 46 gelten auch 
für kleine Versicherungsvereine. Daneben treten 
für sie die Sonderbestimmungen der §§ 67 und 68. 

Zum § 47: 

Diese Bestimmung regelt das für den Auf­
sichtsrat geltende Recht in weitestgehender 
Übereinstimmung mit dem Aktiengesetz. Nicht 
zur Anwendung kommt der § 86 Abs. 1 dritter 
Satz Aktiengesetz 1965 über die nach dem 
Grundkapital gestaffelte Höchstzahl der Auf­
sichtsratsmitglieder; bei Versicherungsvereinen 
auf Gegenseitigkeit soll die Höchstzahl allgemein 
zwanzig betragen. Ferner entfallen ersatzlos 
der § 86 Abs. 2 zweiter bis vierter Satz über 
die Beschränkung der Aufsichtsratssitze einer 
Person, der § 87 Abs. 1 zweiter bis vierter Satz 
über die gesonderte Bestellung von Aufsichts­
ratsmitgliedern durch Teile des Grundkapitals 
und der § 88 über die Entsendung von Auf­
sichtsratsmitgliedern durch einzelne Aktionäre. 
Auf Grund der beiden letzteren Ausnahmen 
von der Anwendbarkeit des Aktiengesetzes 
ergibt sich, daß Aufsichtsratsmitglieder nur vom 
obersten Organ als Ganzem bestellt werden 
können. An Stelle des § 98 Abs. 3 über den 
Anteil am Jahresgewinn und des § 99 über die 
Sorgfaltspflichi treten die Abs. 6 und 7 der 
gegenständlichen Bestimmung. . 

Die Anwendung der arbeitsverfassungsrecht­
lichen Bestimmungen über die Mitgliedschaft. 
im Aufsichtsrat auf Versicherungsvereine auf 
Gegenseitigkeit im Sinn des § 110 Abs. 4 des 
Arbeitsverfassungsgesetzes wird durch entspre­
chende Vorbehalte klargestellt. Kleine Ver­
sicherungsvereine müssen keinen Aufsichtsrat 
haben. Für den Fall, daß ein solcher zu bestellen 
ist, gelten die Abs. 1, 2 und 5 erster bis dritter 
Satz auch für sie; daneben besteht die Sonder­
regelung des § 70. 

Zum § 48: 

In dieser Bestimmung werden für Versiche­
rungsvereine auf Gegenseitigkeit die §§ 100 und 
101 Aktiengesetz 1965 über das Handeln von 
Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern zum 
Schaden der Gesellschaft zwecks Erlangung gesell­
schaftsfremder Vorteile sinngemäß übernommen. 
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Zu den §§ 49 und 50: 

Das oberste Organ kann entweder die Ver­
sammlung aller Mitglieder (Mitgliederversamm­
lung) oder die Versammlung von Vertretern 
der Mitglieder (Mitgliedervertretung) sein. In 
der Praxis kommt wohl bei Versicherungs­
vereinen, die nicht kleine Vereine sind, haupt­
sächlich die Mitgliedervertretung in Betracht. 
Ob eine Mitgliederversammlung oder eine Mit­
gliedervertretung bestellt wird, entscheidet die 
Satzung. 

In der Satzung ist auch das Nähere über die 
Zusammensetzung und die Bestellung der Mit­
gliedervertretung zu regeln. Vom Entwurf wird 
vorausgesetzt, daß als Mitgliedervertreter nur 
Mitglieder in. Frage kommen. Es ist daher 
zwingend in der Satzung vorzusehen, daß mit 
dem Erlöschen der Mitgliedschaft das Aus­

kleine Versicherungsvereine. Daneben tritt für 
sie die Sonderregelung des § 69. 

Zum § 51: 

Diese Bestimmung regelt die Sonderprüfung 
von Vorgängen bei der Gründung oder Ge­
schäftsführung in Anlehnung an die §§ 118 bis 121 
Aktiengesetz 1965. Für kleine Versicherungs­
vereine kommt sie nicht zur Anwendung. 

Zum § 52: 

Diese Bestimmung regelt die Geltendmachung 
von Ersatzansprüchen gegen die Mitglieder des 
Vorstands oder Aufsichtsrats in Anlehnung an 
die §§ 122 und 123 Aktiengesetz 1965. Für 
kleine Versicherungsvereine kommt sie nicht 
zur Anwendung. 

scheiden aus der Mitgliedervertretung verbunden Zum § 53: 

ist. 'Diese Bestimmung regelt die Satzungsänderung 
Über die Wahl der Mitgliedervertretung ist in Anlehnung an die §§ 145 und 148 Aktien­

im Entwurf nichts bestimmt. Es ist daher, gesetz 1965. Nach einer Beibehaltung des gelten­
sobald einmal eine (erste) Mitgliedervertretung den § 39 Abs. 3 VAG, der gemäß § 156 VAG 
besteht, das System der Kooptierung durch die auch für Versicherungsaktiengesellschaften gilt, 
Mitgliedervertretung selbst zulässig. Dieses System besteht nach den Wahrnehmungen der Ver­
wird aus praktischen Gründen bei Versiche- waltungspraxis kein Bedürfnis. 
rungsvereinen auf Gegenseitigkeit, die nicht Die Beschränkungen hinsichtlich der allge­
kleine Vereine sind, häufig angewendet werden meinen Versicherungs bedingungen, die gegen­
müssen. wärtig im § 41 VAG enthalten sind, werden in 

Das für das oberste Organ geltende Recht 
ist in weitestgehender Übereinstimmung. mit 
dem Aktiengesetz (Vorschriften für die Haupt­
versammlung) geregelt. Ausgenommen bleiben 
§ 105 Abs. 3 zweiter Satz (Hauptversammlung 
am Sitz einer Börse), die §§107 Abs. 2 und 3 
und 108 Abs. 2 zweiter Satz (Hinterlegung der 
Aktien), § 110 zweiter Satz (Ausübung des 

den Entwurf nicht übernommen. Die aus­
schließliche Befugnis des obersten Organs, solche 
Änderungen zu beschließen, erscheint aus prak­
tischen Gründen nicht zweckmäßig. Es bleibt 
jedoch dem Versicherungsverein unbenommen, 
die Befugnis zu solchen Änderungen durch 
eine entsprechende Satzungsbestimmung dem 
obersten Organ vorzubehalten. 

Stimmrechts für fremde Aktien), § 114 Abs. 1 bis 4 Für kleine Versicherungsvereine gelten nur 
(Stimmrecht auf Grund des Aktienbesitzes) die Abs. 2 und 3. 
und die §§ .115 bis 117 (Vorzugsaktien). Nur 
für eine Mitgliederversammlung enthält der Zu den §§ 54 und 55: 
Abs. 4 eine dem § 114 Abs. 3 Aktiengesetz 1965 
entsprechende Regelung über die Ausübung des Diese Bestimmungen regel;; die Anfechtbarkeit 
Stimmrechts durch Bevollmächtigte, weil die und die Nichtigkeit von Beschlüssen des obersten 
Mitgliedervertreter selbst schon als bevollmächtigt I Organs in Anlehnung an die §§ 195 bis 202 
anzusehen sind. Aktiengesetz 1965 .. Sie gelten für kleine Ver­

Hinsichtlich der In den sinngemäß anwend­
baren Vorschriften des Aktiengesetzes enthaltenen 
Minderheitenrechte hat die Satzung die erforder­
liche Minderheit des obersten Organs festzu­
setzen. Dies kann zusammenfassend für alle 
Minderheitenrechte geschehen. Die· betreffenden 
Bestimmungen sind § 106 Abs. 2 (Einberufung 
der Hauptversammlung), § 118 Abs. 2 und 3 
(Bestellung von Sonderprüfern), § 122 Abs. 1 
(Geltendmachung von Ersatzansprüchen) und 
§ 196 Abs. 2 Aktiengesetz (Anfechtungsbefugnis). 

Der § 49, mit Ausnahme von Abs. 3 letzter 
Satz, und der § 50 Abs. 3 bis 5 gelten auch für 

sicherungsvereine nicht. 

Zu den §§ 56 und 57: 

Das Recht der Auflösung von Versicherungs­
vereinen auf Gegenseitigkeit wird im wesentlichen 
übereinstimmend mit den §§ 203 bis 214 Aktien­
gesetz 1965· geregelt, wobei jedoch wie im gel­
tenden Recht (§§ 42, 43 und 45 bis 48 VAG) 
auf Besonderheiten der Versicherungsvereine auf 
Gegenseitigkeit Bedacht genommen wird. 

Der § 56 entspricht im wesentlichen den 
geltenden §§ 42 und 43 VAG. Für Versicherungs­
vereine auf Gegenseitigkeit spezifisch ist der 
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Abs. 4, der die Wirkung der Auflösung auf die 
Versicherungsverhältnisse der Mitglieder regelt. 

Der Zeitpunkt des Erlösehens der Versiche­
rungsverhältnisse zwischen den Mitgliedern des 
Vereins und dem Verein ist grundsätzlich im 
Auflösungsbeschluß zu bestimmen. Früher als 
vier Wochen nach Fassung des Auflösungsbe­
schlusses dürfen die Versicherungsverhältnisse 
nicht erlöschen. Mit dem Versicherungsverhältnis 
erlischt auch die Mitgliedschaft. Das Recht, 
den Versicherungsvertrag vor Erlöschen zu 
kündigen, bleibt unberührt. 

Die Bestimmung betrifft nur die Versiche­
rungsverhältnisse der Mitglieder. Versicherungs­
verträge, durch die keine Mitgliedschaft be­
gründet wird (§ 32 Abs. 2), bedürfen, wie im 
Fall der Auflösung einer Aktiengesellschaft, zu 
ihrer Beendigung. der Kündigung. 

Der Sinn der gegenständlichen Sondervor­
schrift für Mitglieder von Versicherungsvereinen 
auf Gegenseitigkeit besteht darin, daß diese 
selbst. durch ihr oberstes Organ die Auflösung 
beschließen und somit nicht gegen ihren Willen 
von der Auflösung betroffen sind, sodaß die 
Beendigung der Versicherungsverhältnisse als 
Rechtsfolge des Auflösungsbeschlusses geboten 
erscheint. Auf Grund dieser Erwägung wurde, 
abweichend vom geltenden Recht (§ 43 Abs. 3 
VAG), auch die Lebensversicherung in die 
Anwendbarkeit der gegenständlichen Bestimmung 
einbezogen. 

Im § 56 Abs. 3 wird der Auflösungsbeschluß 
der Genehmigung der Versicherungsaufsichts­
behörde unterworfen, Diese hat darauf Bedacht 
Zu nehmen, daß durch die Auflösung den Ver­
sicherten möglichst keine Nachteile entstehen 
und insbesondere die Vermögensverteilung (§ 57 
Abs. 5) nach sachlichen Gesichtspunkten erfolgt. 
Die Versicherungsaufsichtsbehörde kann im Rah­
men dieser Befugnis darauf hinwirken, daß es 
bei Versicherungen, in denen, wie etwa in der 
Krankenversicherugg, die Beendigung der Ver­
sicherungsverhältnisse besondere Nachteile mit 
sich bringt, Zu einer Bestandübertragung kommt. 

Sonderregelungen für Versicherungsvereine auf 
Gegenseitigkeit enthält auch der § 57 Abs. 3 bis 5. 
Beim Abs. 3 handelt es sich jedoch nur um 
eine Anwendung des § 209 Ahs. 1 Aktiengesetz 
1965 auf das Versicherungsgeschäft, sodaß die 
Rechtslage keine andere ist als bei Versiche­
rungsaktiengesellschaften. 

Der § 57 Abs. 4 setzt eine Rangordnung für 
die Befriedigung der Gläubiger des Vereins fest. 
Die Ansprüche der Personen, die den Grün­
dungsfonds zur Verfügung gestellt haben, auf 
Rückzahlung stehen allen anderen Forderungen 
an den Verein nach. Hinsichtlich anderer Forde­
rungen wird kein Unterschied gemacht; die 
Anführung 4er Ansprüche der Mitglieder aus 

Versicherungsverhältnissen ist eine nur beispiels­
weise. Sie besitzen keinen Vorrang insbesondere 
vor Ansprüchen aus dein Versicherungsverhältnis . 
von Versicherungsnehmern, die nicht Mitglieder 
des Vereins sind (§ 32 Abs. 2). Im Gegensatz 
zum Konkurs (§ 94) besteht kein Vorrang der 
Ansprüche aus den Versicherungsverträgen, und 
zwar· im wesentlichen aus der Erwägung, daß 
die Ansprüche durch das vorhandene Vermögen 
gedeckt sein müssen. Die vorrangigen Ansprüche 
am Deckungsstock (§ 25) gelten auch im Fall 
der Auflösung. 

Nach dem § 57 Abs. 5 hat die Verteilung 
des nach Bestreitung oder Sicherstellung aller 
Schulden des Vereins verbleibenden Vermögens 
grundsätzlich nur an die Personen zu erfolgen, 
die zur Zeit der Auflösung Mitglieder des 
Vereins waren. Wie im. geltenden Recht ist 
jedoch die Bestimmung anderer Berechtigter 
durch die Satzung zulässig. 

Die Bestimmungen über die Auflösung gelten 
mit Ausnahme des § 56 Abs. 5 und des § 57 Abs. 6 
auch für kleine Versicherungsvereine. Der § 71 
enthält für sie weitere Sondervorschriften. 

Zum § 58: 

Für die Übertragung. des Versicherungsbe­
standes eines Vereins zur Gänze oder teilweise 
auf ein anderes Unternehmen gilt diese Be­
stimmung neben dem § 13. Das Erfordernis 
der· Zustimmung des obersten Organs zur 
Bestandübertragung entspricht dem Grundsatz, 
daß über alle unternehmensrechtlich bedeutsamen 
Vorgänge, angefangen von der Satzungsänderung, 
vom obersten Organ entschieden werden soll. 
Ein übernehmender Verein benötigt keine Zu­
stimmung des obersten Organs; für ihn stellt 
sich die Bestandübertragung als eine bloße 
Aufnahme neuer Mitglieder dar, über die in 
der Regel der Vorstand entscheidet. 

Bei der Bestandübertragung erlischt das Mit­
gliedschaftsverhältnis zum übertragenden Verein; 
bei einem übernehmenden Verein wird ein 
neues Mitgliedschaftsverhältnis begründet. Die 
neuen Mitgliedschaftsrechte und -pflichten richten 
sich nach der Satzung des neuen Vereins, hin­
sichtlich der Versicherungsverhältnisse ist wegen 
des Gleichbehandlungsgrundsatzes ehestmöglich 
die Anpassung an die Verhältnisse beim über­
nehmenden Verein vorzunehmen. Bei der Über­
tragung auf eine Aktiengesellschaft wird .das 
Versicherungsverhältnis von einem mit der 
Vereinsmitgliedschaft verbundenen in eines auf 
Prämie umgewandelt; die Beiträge werden 
Prämien, eine allfällige Nachschußpflicht entfällt. 

Zum §59: 

Das geltende Recht enthält keine Bestimmungen 
über die. Verschmelzung von Versicherungs-
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vereinen auf Gegenseitigkeit. In der BRD wurden 
solche Bestimmungen als § 44 a in das VAG 
eingefügt. Ob die Zulässigkeit einer Verschmel­
zung unter Ausschluß der Abwicklung bereits 
aus dem Grundsatz der Vertragsfreiheit erftießt, 
ist strittig. Jedenfalls besteht nach diesem Rechts­
institut wegen der bedeutenden Vereinfachung 
~nd Kostenersparnis, die es gegenüber einer 
Ubertragung des gesamten Versicherungs be­
standes bei gleichzeitiger Auflösung des über-

o tragenden Vereins bietet, zweifellos ein dringendes 
Bedürfnis. Es besteht auch kein Anlaß, dieses 
Rechtsinstitut, von dem Aktiengesellschaften auf 
Grund der §§ 219 bis 233 Aktiengesetz 1965 
Gebrauch machen 0 können, den Versicherungs­
vereinen auf Gegenseitigkeit vorzuenthalten. 
Die Möglichkeit der Verschmelzung von Ver­
sicherungs vereinen auf Gegenseitigkeit wird aus 
diesen Erwägungen im 0 Entwurf ausdrücklich 

Gemäß Abs. 2 bedarf die Verschmelzung zu 
ihrer Wirksamkeit der Zustimmung der obersten 
Organe der beteiligten Vereine, also bei Ver­
schmelzung durch Aufnahme auch des auf­
nehmenden Vereins. Dieses Erfordernis ent­
spricht dem Erfordernis der Zustimmung der 
Hauptversammlungen bei einer Ver~chmelzung 
von Aktiengesellschaften (§ 220 Abs. 1 Aktien­
gesetz). Von der Zustimmung müssen die 
wesentlichen Punkte des Verschmelzungsver­
trages erfaßt sein, sie wird daher zweckmäßiger­
weise erst nach Abschluß des Verschmelzungs­
vertrages erfolgen. Hinsichtlich der Mehrheits­
erfordernisse gilt das gleiche wie im Fall der 
Auflösung. 

Die Abs. 1 und 2 gelten auch für kleine Ver­
sicherungsvereine. Daneben tritt für sie die 
Sonderregelung des § 72. 

verankert. Die Übertragung des gesamten Ver­
sicherungsbestandes bei gleichzeitiger Auflösung Zum § 60: 
des übertragenden Vereins wird dadurch nicht Das geltende Recht kennt zwar die Übertragung 
ausgeschlossen. des Vermögens einer Aktiengesellschaft auf 

Zum Wesen der Verschmelzung gehört, daß einen Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit 
sie eine Gesamtrechtsnachfolge ist und wenigstens (§ 236

0 

Aktiengesetz), nicht aber die Übertragung 
ein Verein erlischt. Dies stellt den wesentlichen des Vermogens eines Versicherungsvereins auf 
Unterschied zur Übertragung des gesamten Gegenseitigkeit auf eine Aktiengesellschaft. In 
Versicherungsbestandes von einem Verein auf der BRD wurden entsprechende Bestimmungen 
einen anderen dar. Das Element der Bestand- als § 44 b in das VAG eingefügt. Im Entwurf 
übertragung ist in der Verschmelzung mitent- wird diese Lücke auch für die österreichische 
halten, woraus sich im Zusammenhalt mit dem Rechtsordnung geschlossen. Hiefür waren die 
§ 13 Abs. 2 ihre Genehmigungsbedürftigkeit gleichen Erwägungen maßgebend wie bei der 
ergibt. Verschmelzung. 

Die Regelung der Verschmelzung von Ver- Das Rechtsinstitut der Vermögensübertragung 
sicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit entspricht ist dem der Verschmelzung durch Aufnahme 

im wesentlichen den ,§§ 219 bis 233 Aktienge- nahe verwandt; es unterscheidet sich von ihr 
setz 1965. Insbesondere regelt der Abs. 1 das jedoch dadurch, daß es sich nicht um Unter­
Wesen der Verschmelzung in enger Anlehnung nehmen derselben Rechtsform, sondern um 
an den § 219 Aktiengesetz 1965. Wie in dieser Unternehmen mit verschiedener Rechtsform han­
Bestimmung sind zwei Formen der Verschmel- delt. 
zung vorgesehen, nämlich die . Verschmelzung 
durch Aufnahme und die Verschmelzung durch Voraussetzung für die Übertragung des Ver­
Neubildung. Bei der ersteren bleibt einer der mögens eines Vereins auf eine Aktiengesellschaft 
beteiligten Vereine bestehen und übernimmt ist naturgemäß, daß die Aktiengesellschaft den 
das Vermögen eines anderen Vereins, der dadurch Betrieb der Vertragsversicherung zum Gegen­
aufgelöst wird. Bei 0 der letzteren werden alle stand hat. 
beteiligten Vereine aufgelöst und es entsteht Wie in der Verschmelzung ist auch in der 
ein neuer Verein, der das Vermögen der beteilig- Vermögensübertragung eine Bestandübertragung 
ten Vereine übernimmt. Auf diese Weise können enthalten, sodaß auch sie gemäß § 13 Abs. 2 
auch mehr als zwei Vereine miteinander ver- d fti . 
schmolzen werden. 

Die Bestimmung regelt auch das rechtliche 
Schicksal des Mitgliedschaftsverhältnisses im 
Fall der Verschmelzung. Die Mitgliedschaft 
beim übertragenden Verein (bei den sich ver­
einigenden Vereinen) erlischt, und zwar im 
gleichen Zeitpunkt, in dem diese Vereine unter­
gehen. Die Mitgliedschaft beim übernehmenden 
(neu gebildeten) Verein wird von Gesetzes 
wegen begründet. 

genehmigungs be ür . g 1st. 

Die Abs. 1 und 3 gelten auch für kleine Ver­
sicherungsvereine. Daneben tritt für diese die 
Sonderregelung des § 73. 

Zum § 61: 

Nach dieser Bestimmung soll den Versiche­
rungsvereinen 0 auf Gegenseitigkeit auch 0 das 
Rechtsinstitut der Umwandlung in eine Aktien­
gesellschaft erschlossen werden. 
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Die Umwandlung besteht lediglich in einem 
Wechsel der Betriebs- und Rechtsform; die 
Person bleibt dieselbe, es findet daher keine Ver­
mögensübertragung statt. Dadurch unterscheidet 
sich die Umwandlung von der Verschmelzung 
und der Vermögel;lsübertragung. Die Gemein­
samkeit besteht im Ausschluß der Auflösung und 
der Abwicklung sowie der Neugründung des 
Unternehmens, die bei Fehlen von Umwand­
lungsbestimmungen für einen Wechsel der 
Betriebsform notwendig sind. 

Der Entwurf geht davon aqs, daß eine Um­
wandlung in eine Aktiengesellschaft nur bei 
Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit in 
Betracht kommt, die nicht kleine Vereine sind. 

In der BRD wurden Bestimmungen über die 
Umwandlung von Versicherungs vereinen auf 
Gegenseitigkeit in eine Aktiengesellschaft durch 
das Bundesgesetz vom 15. August 1969, 
DBGBl. I S. 1171, in das Aktiengesetz eingefügt 
(§§ 385 d bis 385 1). Auch in der BRD sind klei­
nere Versicherungsvereine von der Umwand­
lungsmöglichkeit ausgeschlossen (§ 385 d Abs. 1 
deutsches Aktiengesetz). 

Der Entwurf hält sich zum Teil an die ange­
führten Bestimmungen des deutschen Aktien­
gesetzes. 

Die Umwandlung bedarf eines Beschlusses'des 
obersten Organs. Die Bestimmung über die 
Mehrheitserfordernisse stimmt mit denen bei 
anderen unternehmensrechtlichen Vorgängen 
überein. 

Mit der Umwandlung tritt zwar in den Ver­
sicherungsverhältnissen keine Anderung ein, die 
Mitgliedschaftsverhältnisse gehen jedoch unter. 
An ihre Stelle tritt ein Anspruch auf Aktien­
beteiligung. Dieser Vorgang soll nicht stattfinden 
können, ohne daß hiezu eine Willensäußerung 
des einzelnen Mitglieds, wenn auch durch Still­
schweigen, eingeholt wird. Dem Mitglied soll 
daher· die Möglichkeit geboten werden, gegen 
die Umwandlung Widerspruch zu erheben. Die 
Rechtsfolge des Widerspruchs besteht darin, daß 
das Mitglied vermeiden kann, Aktionär der 
Aktiengesellschaft zu werden, indem es seine 
Aktien der Gesellschaft zur Verfügung stellt 
(Abs. 12). 

Um dem Mitglied die rechtzeitige Erhebung 
des Widerspruchs zu ermöglichen, ist der V or­
stand verpflichtet, den einzelnen Mitgliedern des 
Vereins den Inhalt des beabsichtigten U mwand­
lungsbeschlusses spätestens gleichzeitig mit der 
Einberufung der Versammlung des obersten 
Organs, in der er gefaßt werden soll, mitzuteilen. 

Die Umwandlung beda~f der Genehmigung 
der Versicherungsaufsichtsbehörde. Diese hat 
darauf zu achten, daß die Interessen der Mitglieder 
nicht gefährdet werden. Andere Interessen kom-

men nicht in Betracht, weil die Mitgliedschaft 
beim Verein die einzige Rechtssphäre ist, in die 
durch die Umwandlung in eine Aktiengesellschaft 
eingegriffen werden kann. 

Die Umwandlung der Mitgliedschaftsrechte 
der Vereinsmitglieder in Aktienanteile an der 
Aktiengesellschaft ist das Kernstück des Um­
wandlungsvorgangs. Die Festsetzung der Aktien­
anteile ist daher wesentlicher Inhalt des Umwand­
lungsbeschlusses. Der für den Aktiennennbetrag 
festgesetzte Höchstbetrag von S 1000,- soll 
gewährleisten, daß möglichst viele Mitglieder 
Aktionäre der Gesellschaft werden können. 

Da das Recht der Mitglieder zur Erhebung 
eines Widerspruchs nur zur Folge hit, daß das 
Mitglied auf seine Aktienbeteiligung verzichten 
kann, ohne daß dies jedoch den Beteiligungs­
schlüssel beeinflussen würde, ist es in erster Linie 
Aufgabe der Versicherungsaufsichtsbehörde, im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens die Recht­
mäßigkeit und sachliche Vertretbarkeit der 
Aktienbeteiligung der Mitglieder' zu überprüfen. 
Grundsätzlich ist es zulässig, daß die Beteiligung 
linear mit gleichen Anteilgn aller Mitglieder 
erfolgt. Diese einfachste Vorgangsweise wird 
vor allem dann zu wählen sein, wenn Versiche­
rungssummen und Beitragsleistungen der Mit­
glieder nicht nennenswert differieren. In allen 
anderen Fällen ist ein ungleicher Verteilungs­
schlüssel festzusetzen, für den im Abs. 6 Z. 1 bis 5 
die zulässigen Maßstäbe aufgezählt werden. Die 
Aufzählung ist taxativ, sodaß andere Maßstäbe 
nicht in Betracht kommen. Welche Maßstäbe 
anzuwenden sind, hängt von der Art der betrie­
benen Versicherungsgeschäfte und der Mitglieder­
struktur des Vereins ab. 

Nach Festsetzung der Anteile der Vereins­
mitglieder am Grundkapital ist festzustellen, 
welche Mitglieder danach den niedrigsten Aktien­
nennwert nicht erreichen. Diese Mitglieder sind 
sodann zu befragen, ob sie zu einer Rechts­
gemeinschaft an einer Aktie im Sinn des § 63 
Aktiengesetz 1965 zusammengefaßt werden 
wollen. Scheiden danach Mitglieder aus der Ver­
teilung aus,. ist die Verteilung unter den ver­
bleibenden Mitgliedern unter Zugrundelegung 
desselben Verteilungs schlüssels neu vorzuneh­
men. Da die konkreten Anteile in der Regel nicht 
mit dem runden Aktiennennbetrag oder einem 
Vielfachen desselben übereinstimmen werden, 
sind die Anteile so zu runden, daß sie einen 
Aktiennennbetrag ausmachen oder durch einen 
solchen teilbar sind, wobei darauf Bedacht zu 
nehmen ist, daß das Grundkapital bei der end­
gültigen Festsetzung der Aktienanteile ausge­
schöpft wird. 

Stehen die Aktienanteile endgültig fest, so 
sind sie mit den ursprünglichen errechneten 
Anteilen am Grundkapital, wie. sie sich aus dem 
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Umwandlungsbeschluß ergeben, zu vergleichen. 
Differenzbeträge werden durch Zahlung der 
Mitglieder an die Aktiengesellschaft und Zah­
lungen der Aktiengesellschaft an die Mitglieder 
abgegolten. Da bei der Festsetzung der Aktien­
anteile das Grundkapital ausgeschöpft werden 
muß, ergibt sich ein vollkommener Ausgleich, 
sodaß Mitglieder von der Aktiengesellschaft 
insgesamt nicht mehr erhalten kannen als den 
Betrag, den andere Mitglieder insgesamt an die 
Gesellschaft entrichten. 

Gemäß Abs. 9 sind bestimmte Vorschriften 
über die Gründung von Aktiengesellschaften 
sinngemäß anzuwenden. Als Vorbild hiefür dient 
der § 247 Abs. 1 Aktiengesetz 1965, der die ent­
sprechende Regelung für die Umwandlung einer 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung in eine 
Aktiengesellschaft trifft. Daneben sind weitere 
Bestimmungen aus der Regelung dieses verwand­
ten Rechtsinstituts (§§ 245 bis 253 Aktiengesetz 
1965) sinngemäß anwendbar. 

Der Abs. 11 regelt die Wirkung der Eintragung 
der Umwandlung in Anlehnung an den für die 
Umwandlung einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung in eine Aktiengesellschaft geltenden 
§ 250 Aktiengesetz 1965. Es wird damit das 
Weiterbestehen der Rechtsperson bei bloßem 
Wechsel der Rechtsform klargestellt. 

Der Abs. 12 regelt die Rechtswirkung eines 
von Mitgliedern des Vereins gegen die Umwand­
lung erhobenen Widerspruchs und gleichzeitig die 
Form, in der der Widerspruch erhoben worden 
sein muß. Die Rechtswirkung ist die gleiche, wie 
wenn ein Gesellschafter einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung der Umwandlung derselben 
in eine Aktiengesellschaft widersprochen hat: Sie 
besteht im Recht des Mitglieds, der Gesellschaft 
die Aktien, die auf ihn nach der Umwandlung 
entfallen, zur Verfügung zu stellen. Die weitere 
Vorgangsweise ist durch sinngemäße Anwendung 
der für die Umwandlung einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung -in eine Aktiengesellschaft 
geltenden Vorschriften geregelt. 

Der Abs. 13 dient der Erleichterung der Aus­
gabe der Aktien an die - in der Regel zahl~ 
reichen - Aktionäre. Diese sind unter Frist­
setzung zur Behebung der ihnen zustehenden 
Aktien aufzufordern. Werden Aktien nicht recht­
zeitig behoben, können sie für kraftlos erklärt 
werden. Die sinngemäß anwendbare Bestimmung 
des § 179 Abs. 3 Aktiengesetz 1965 betrifft die 
Ausgabe neuer an Stelle der für kraftlos erklärten 
Aktien. 

Zum 2. Abschnitt: 

In diesem Abschnitt wird das Recht der kleinen 
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit (im 
geltenden Recht als "kleinere Vereine" bezeich­
net) vollkommen neu geregelt. Ein Abgehen vom 

geltenden Recht erwies sich schon insofern als 
erforderlich, als dieses auf Bestimmungen des 
deutschen BGB und des deutschen Genossen­
schaftsgesetzes verweist (§ 53 Abs. 2 VAG), die 
dem österreichischen Recht fremd sind. Ferner 
erweist sich die Abgrenzung der kleineren Vereine 
von Vereinen, die nicht kleine Vereine sind 
(§ 53 Abs. 1 VAG), im Licht des Legalitätsprinzips 
des österreichischen Rechts als problematisch. 

Zum § 62: 

Diese Bestimmung grenzt die kleinen Ver­
sicherungsvereine von anderen Versicherungs­
vereinen auf Gegenseitigkeit ab. Die geltende 
Abgrenzung nach den Kriterien einer sachlichen, 
örtlichen und persönlichen Beschränkung (§ 53 
Abs. 1 VAG) wird übernommen, jedoch präzi­
siert. Die Abgrenzungskriterien sind im Gegensatz 
zum geltenden Recht kumulativ formuliert, sodaß 
die Beschränkung bei Vereinen, die die Sach­
schaden-. oder die Tierversicherung betreiben, in 
allen Punkten eingehalten werden muß, wenn ein 
kleiner Verein vorliegen soll. 

Der Betrieb der Tierversicherung neben der 
Sachschadenversicherung von Gebäuden und des 
zugehörigen Inventars ist zulässig.· 

Für Pensions- und Sterbekassen gilt als einziges 
Abgrenzungskriterium, daß ihre Versicherungs­
nehmer Dienstnehmer desselben Dienstgebers 
sind. 

Die Abgrenzungskriterien sind so gewählt, daß 
sie dem derzeitigen Bestand an Vereinen, die 
als kleinere Vereine im Sinn des § 53 VAG 
behandelt werden, entsprechen. 

Zum § 63: 

Diese Bestimmung zählt die für kleine Vereine 
nicht geltenden Vorschriften des vorigen Ab­
schnitts auf. Die wesentliche Ausnahme betrifft 
den § 27, wonach kleine Versicherungsvereine 
nicht als Kaufleute gelten. Die weiteren Aus­
nahmen sind zum Großteil eine Folge dieses 
Umstandes. 

Zum § 64: 

Diese Bestimmung verpflichtet den kleinen 
Versicherungsverein zur Festsetzung eines Höchst­
betrages des von ihm getragenen Risikos. 

Im allgemeinen wird dieser mit der Versiche­
rungssumme oder, wenn ein Quoten- oder ein 
Summenexzedentenrückversicherungsvertrag be­
steht, mit dem Eigenbehalt zusammenfallen, doch 
bleibt die Möglichkeit offen, das Bestehen etwa 
eines Schadenexzedentenrückversicherungsver­
trages angemessen zu berücksichtigen. 

Mit dieser Begrenzung soll vermieden werden, 
daß der Verein im Einzelfall Verpflichtungen ein­
geht, die zu seinem Geschäftsvolumen in einem 
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Mißverhältnis stehen und die daher die Erfüllung 
seiner sonstigen Verpflichtungen gefährden wür­
den. Die Festsetzung des Höchstbetrages unter­
liegt als Bestandteil des Geschäftsplans der 
Genehmigung durch die Versicherungsaufsichts­
behörde. Die zulässige Höhe wird nach verschie­
denen Faktoren zu beurteilen sein, wie dem 
Geschäftsvolumen des Vereins (Gesamtversiche­
rungssumme), der Risikostreuung (Zahl der 
Mitglieder) oder dem Verhältnis der Eigenmittel 
(Sicherheitsrücklage) zum Geschäftsvolumen. 

Zum § 65: 

Diese Bestimmung regelt die Rechtsfolgen 
einer Überschreitung" der im § 62 festgesetzten 
Grenzen, also den Fall, daß ein ursprünglich 
kleiner Verein nicht mehr als kleiner Verein im 
Sinn des § 62 anzusehen ist. Ab diesem Zeitpunkt 
gelten für den Verein an sich die Vorschriften des 
ersten Abschnitts ohne die sich aus dem § 63 
ergebenden Einschränkungen. Die Versicherungs­
aufsichtsbehörde hat jedoch dem Verein als Alter­
native zu den sich daraus ergebenden Erforder­
nissen, insbesondere der Anmeldung zur Eintra­
gung in das Handelsregister, zur Wahl zu stellen, 
den Betrieb bis zum Ablauf einer bestimmten 
Frist wieder den Beschränkungen des § 62 zu 
unterwerfen. Die" rechtliche Bedeutung dieser 
Bestimmung besteht darin, daß bis zum Ablauf 
dieser Frist die Konsequenzen aus dem Umstand~ 
daß der Verein eigentlich kein kleiner Verein 
mehr ist, aufgeschoben sind und der Verein nicht 
das Gesetz verletzt, wenn er diesem Umstand 
nicht Rechnung trägt, zugleich aber den Betrieb 
auf die im § 62 festgesetzten Grenzen einschränkt. 

Trägt der Verein dem Umstand, daß er kein 
kleiner Verein im Sinn des § 62 mehr ist, nicht 
Rechnung und unterwirft er den Geschäftsbetrieb 
auch nicht wieder den Beschränkungen des § 62, 
so hat die Versicherungsaufsichtsbehörde den 
Geschäftsbetrieb mit der Wirkung der Vereins­
auflösung zu untersagen. Damit wird vermieden, 
daß ein Verein mit Erfolg auf Dauer die beson­
deren Regelungen für kleine Versicherungsvereine 
in Anspruch nimmt, ohne ein kleiner Versiche­
rungsverein im Sinn des Gesetzes zu sein. 

Zum § 66: 

Die für einen kleinen Versicherungs verein 
zwingend vorgeschriebenen Organe sind nur ein 
Vorstand und ein oberstes Organ (Mitglieder­
versammlungoder Mitgliedervertretung). Die 
Bestellung eines Aufsichtsrats ist, wie schon nach 
geltendem Recht (§ 53 Abs. 3 VAG), takultativ. 

Zu den §§ 67 und 68: 

Der Entwurf trifft die Regelungen über den 
Vorstand eines kleinen Versicherungsvereins weit­
gehend selbst und verweist nur hinsichtlich einiger 
Punkte auf das Aktiengesetz 1965 (§§ 67 Abs. 2 

und 68 Abs. 5). Jedoch wurde auch sonst, soweit 
sich nicht aus den folgenden Ausführungen 
anderes ergibt, den Regelungen des Aktiengesetzes 
1965 gefolgt. 

Der § 68 Abs. 1 regelt die Bestellung und Abbe­
rufung der Vorstandsmitglieder abweichend. Der 
wesentliche Unterschied zu den Bestimmungen 
des Aktiengesetzes besteht darin, daß der Vorstand 
jedenfalls vom obersten Organ bestellt und abbe­
rufen wird, und zwar auch dann, wenn ein Auf-
sichtsrat bestellt ist. " 

Durch den § 68 Abs. 2 wird der § 76 Aktien­
gesetz 1965 ersetzt. Er ist dieser Bestimmung 
nachgebildet, doch tritt, wie nach geltendem 
Recht, an die Stelle des Gerichts die Versiche­
rungsaufsichtsbehörde. 

Die Funktionen in kleinen Versicherungsver­
einen "sollen grundsätzlich ehrenamtlich sein. Aus 
Zweckmäßigkeitsgründen ist es jedoch unerläßlich, 
den Vereinen die Gewährung eines Entgelts an 
Vorstandsmitglieder zu gestatten, weil mit dieser 
Tätigkeit, zumindest bei verhältnismäßig größeren 
Vereinen, ein erheblicher Arbeitsaufwand ver­
bunden ist und andernfalls kaum Personen als V or­
stands mitglieder solcher Vereine gewonnen 
werden könnten. Das Entgelt muß dem Zeit- und 
Arbeitsaufwand entsprechen und darf nur in 
festen Beträgen" bemessen werden. Die Ver­
knüpfung mit variablen Bemessungsgrundlagen 
(z. B. Beitragseinnahmen) ist ebenso unzulässig 
wie eine Gewinnbeteiligung. 

Die Kreditgewährung an Vorstandsmitglieder, 
Angestellte des Vereins, ihre nahen Familien­
angehörigen und an Dritte, die für Rechnung 
dieser Person handeln, ist, im Gegensatz zum 
§ 80 Aktiengesetz 1965, zwar nicht gesetzlichen 
Beschränkungen unterworfen, bedarf aber der 
Genehmigung durch die Versicherungsaufsichts­
behörde. Wegen des meist relativ geringen 
Vereinsvermögens kann nur eine möglichst wirk­
same Kontrolle die Belange der Mitglieder aus­
reichend wahren. 

Der § 68 Abs. 5 regelt die Verantwortlichkeit 
der Vorstandsmitglieder in Anlehnung an den 
§ 84 Aktiengesetz 1965, jedoch diesem gegenüber 
weitgehend vereinfacht. Die Verpflichtung zur 
Geltendmachung von Ersatzansprüchen ent­
spriCht im wesentlichen dem § 122 Abs. 1 Aktien­
gesetz 1965. 

Der § 68 Abs. 6 regelt die Vertretung des 
Vereins im Rechtsstreit gegen Vorstandsmit­
glieder in Anlehnung an die für Aktiengesell­
schaften und sinngemäß für Versicherungsver­
eine, die nicht kleine Vereine sind, geltenden V or­
schriften (§ 97 Abs. 1, § 122 Abs. 2 Aktiengesetz 
1965), wobei jedoch darauf Bedacht genommen 
wird, daß die Bestellung eines Aufsichtsrats nur 
fakultativ ist. Die Vertretung durch vom Auf­
sichtsrat oder vom obersten Organ gewählte 
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Personen ist im Gegensatz zum Aktienrecht 
zwingend. 

besondere obliegt ihm nicht die Bestellung des 
Vorstands, sein Vorsitzender ist nicht Vorsitzen­
der der Versammlung des obersten Organs, und 

Zum § 69: der Vorstand ist ihm gegenüber nicht zur regel-
Auch die Bestimmungen über das oberste Organ mäßigen Berichterstattung verpflichtet. 

werden, so weit wie möglich, durch sinngemäße Auch auf den Aufsichtsrat sollen jedoch soweit 
Wiedergabe oder durch Zitierung aktienrecht- wie möglich die Bestimmungen des Aktien-, 
licher Bestimmungen getroffen. gesetzes sinngemäß angewendet werden. 

Der Abs. 1 regelt, gegenüber dem § 104 Aktien- Der Abs. 6 regelt die Verantwortlichkeit der 
gesetz 1965 etwas vereinfacht, die ordentliche Aufsichtsratsmitglieder, und zwar vereinfacht 
Versammlung des obersten Organs zur Entlastung gegenüber dem nach § 47 Abs. 7 für Mitglieder -
der Mitglieder der vereinsleitenden Organe. Hin- des Aufsichtsrats eines Versicherungsvereins, der 
s,ichtlich der Fristverlängerung tritt an die Stelle nicht kleiner Verein ist, sinngemäß geltenden § 84, 
des Gerichts die Versicherungsaufsichtsbehörde. Aktiengesetz 1965. Die Verpflichtung zur Gel-

Der Abs. 2 regelt die Einberufung des obersten tendmachung von Ersatzansprüchen entspricht 
Organs auf Verlangen einer Minderheit seiner dem § 112 Abs. 1 Aktiengesetz 1965. 
Mitglieder in weitgehender Anlehnung an den 
§ 106 Abs."2 bis 4 Aktiengesetz 1965, wobei jedoch 
hinsichtlich der Ermächtigung von Mitgliedern 
zur Einberufung ebenfalls, wie im geltenden 
Recht, an die Stelle des Gerichts die Versiche­
rungsaufsichtsbehörde tritt. 

Der Abs. 4 regelt den Vorsitz im obersten 
Organ anstelle des § 108 Abs. 4 zweiter Satz 
Aktiengesetz 1965 und trägt dem Umstand Rech­
nung, daß die Niederschrift über die Versamm­
hing des obersten Organs nicht durch einen Notar 
aufgenommen werden muß. Zum "Vorsitz im 
obersten Organ ist nicht der Vorsitzende des Auf­
sichtsrats, sondern der Vorsitzende des Vorstands, 
und zwar auch dann, wennn ein Aufsichtsrat 
bestellt ist, berufen. Mangels eines V orstandsvor­
sitzenden oder eines Stellvertreters" tritt an die 
Stelle des Notars als Leiter der Versammlung zur 
Wahl eines Vorsitzenden das an Jahren älteste 
Mitglied des obersten Organs. 

Der Abs. 5 verpflichtet den Verein zur Auf­
nahme einer Niederschrift über die Versamm­
lungen des obersten Organs. Sie ist vom V or­
sitzenden zu unterfertigen. Sonstige Formvor­
schriften, insbesondere das Erfordernis der Auf­
nahme der Niederschrift durch einen Notar, wie 
nach § 111 Abs. 1 Aktiengesetz 1965, bestehen 
nicht. 

Der Abs. 6 regelt die Auskunftspflicht gegen­
über den Mitgliedern des obersten Organs, und 
zwar weitgehend vereinfacht gegenüber dem § 112 
Aktiengesetz 1965. Beschränkungen der Aus­
kunftspflicht können mit Rücksicht auf die Natur 
des Geschäftsbetriebes kleiner Versicherungs­
vereine entfallen. 

Z{.m § 70: 

Die Bestellung eines Aufsichtsrats ist für kleine 
Versicherungsvereine nur fakultativ. Wird ein 
Aufsichtsrat bestellt, so sind seine Befugnisse und 
Verpflichtungen gegenüber dem Aufsichtsrateines 
Versicherungsvereines, der nicht ein kleiner Ver­
sicherungsverein ist, erheblich vermindert. Ins-

Zum § 71: 

Diese Bestimmung trifft Sonderregelungen für 
die Auflösung kleiner Versicherungsvereine. 

Der' Abs. 1 beinhaltet zunächst, abweichend 
vom § 206 Abs. 1 Aktiengesetz 1965, den Aus­
schluß juristischer Personen von der Durch-" 
führung der Abwicklung. 

Der Abs."2 tritt für die Auflösung kleiner Ver­
sicherungsvereine an die Stelle des für Vereine, die 
nicht kleine Versicherungsvereine sind, geltenden 
§ 206 Abs. 2 Aktiengesetz 1965, wobei an die Stelle 
der Zuständigkeit des Gerichts zur Bestellung und 
Abberufung von Abwicklern auf Antrag einer 
Minderheit des obersten Organs die dei Versiche­
rungsaufsichtsbehörde tritt. 

Der Abs. 3 tdtt für kleine Vereine an die Stelle 
des für Vereine, die nicht kleine Vereine sind, 
geltenden § 211 Abs. 1 und 2 Aktiengesetz 1965, 
wobei den für kleine Versicherungsvereine gel­
tenden besonderen Vorschriften über die Rech­
nungslegung (§ 85) Rechnung getragen wird. 

Die Mitteilung über den Schluß der Abwick­
lung an die Versicherungsaufsichtsbehörde tritt 
an die Stelle der nach § 214 Abs. 1 Aktiengesetz. 
1965 vorgeschriebenen Eintragungin das Handels­
register. 

Zum § 72: 

Diese Bestimmung trifft Sonderregel~ngen über 
Verschmelzungen, an denen kleine Versicherungs­
vereine beteiligt sind. 

Der Abs. 1 hat zur Folge, daß" eine Verschmel­
zung, an der ein kleiner Versicherungsverein 
beteiligt ist, nur in Form einer Aufnahme des. 
kleinen Vereins durch einen Versicherungsverein, 
der nicht ein kleiner Verein ist, zulässig ist. 

Mit dem Abs.4 werden die für die Aufnahme 
eines kleinen Vereins durch einen Verein, der 
nicht ein kleiner Verein ist, erforderlichen Ergän­
zungen getroffen. Der erste Satz tritt an die Stelle 
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des § 225 Abs. 1 Aktiengesetz 1965. Der sinnge­
mäß anwendbare § 225 Abs. 2 Aktiengesetz 1965 
betrifft den Inhalt der Anmeldung des Verschmel­
-zungsvertrags. Die Schadenersatzpflicht der Mit­
glieder des Vorstands und des Aufsichtsrats des 
übernehmenden Vereins richtet sich in gleicher 
Weise wie bei der Aufnahme eines Vereins, der 
nicht kleiner Verein ist, nach dem § 231 Aktien~ 
gesetz 1965. 

Im Abs. 5 wird, in Entsprechung zum § 231 
Aktiengesetz 1965, der hinsichtlich der Schaden­
ersatzpflicht der Verwaltungsträger eines über­
nehmenden Vereins, der nicht kleiner Verein ist, 
auf die §§ 84 und 99 Aktiengesetz 1965 bezug 
nimmt, hinsichtlich der Schadenersatzpflicht von 
Verwaltungs trägern eines übernehmenden kleinen 
Vereins auf die §§ 68 Abs. 5 und 70 Abs. 6 des 
Entwurfs verwiesen. Für die Schadenersatzpflicht 
der Verwaltungs träger von Vereinen, die im Zuge 
der Verschmelzung untergehen, gilt in jedem Fall 
die Sonderbestimmung des § 229 Aktiengesetz 
1965 sinngemäß. 

Der Abs. 6 behandelt den Fall, daß durch eine 
Verschmelzung kleiner Vereine miteinander, sei 
es durch Aufnahme oder durch Neubildung, ein 
Verein entsteht, der nicht ein kleiner Verein ist, 
weil die Grenzen des § 62 überschritten werden. 

Der Abs. 7 tritt für den Fall, daß durch die Ver­
schmelzung kleiner Vereine miteinander durch 
Neubildung ein neuer kleiner Verein entsteht, an 
die Stelle des § 233 Abs. 6 Aktiengesetz 1965, 
wobei die Eintragung des neuen Vereins in das 
Handelsregister durch die Genehmigung der Ver­
schmelzung durch die Versicherungsaufsichts­
behörde ersetzt wird. 

Zum § 73: 

In dieser Bestimmung wird im wesentlichen 
eine ergänzende Regelung zur Übertragung des 
Vermögens eines kleinen Versicherungsvereins 
auf eine Aktiengesellschaft, betreffend die Anmel­
dung der Eintragung der Vermögensübertragung 
in das Handelsregister, in Anlehnung an den § 225 
Abs. 1 Aktiengesetz 1965 und durch sinngemäße 
Übernahme des § 225 Abs. 2 Aktiengesetz 1965 
,getroffen. 

Zum Vierten Hauptstück 

In diesem Hauptstück werden, wie schon 
im geltenden Recht (§§ 54 bis 80 VAG), Bestim­
mungen über die Rechnungslegung und die 
Kapitalanlage von Versicherungsunternehmen 
unter dem Titel "Geschäftsführung von Ver­
'sicherungsunternehmen" zusammengefaßt. Alle 
Bestimmungen jedoch, die sich nicht auf Rech­
nungslegung und Vermögensanlage beziehen, 
werden im Entwurf aus diesem Abschnitt ausge­
schieden: so die grundlegenden Bestimmungen 
über die Deckungsrückstellung und den Deckungs-

stock sowie über den Treuhänder für den Dek­
kungsstock (§§ 65 bis 67 und 70 bis 76 VAG), 
die sich nunmehr in einem eigenen Hauptstück 
über Versicherungen, für die eine Deckungsrück­
stellung zu bilden ist, finden (§§ 18 bis 25 des Ent­
wurfs), und die exekutions- und konkursrecht­
lichen Bestimmungen hinsichtlich des Deckungs­
stocks (§§ 77 bis 79 VAG) sowie die konkurs­
rechtlichen Vorschriften für die Schadenversiche­
rung (§ 80 VAG), die nunmehr in einem eigenen 
exekutions- und insolvenzrechtlichen Hauptstück 
geregelt werden (§§ 87 bis 98). Hingegen wird 
die Regelung über die Beteiligung von Versiche­
rungsunternehmen an anderen Unternehmen (§ 82 
VAG) in das gegenständlidie Hauptstück (§ 76) 
übernommen, weil es sich hiebei dem Wesen nach 
um eine Bestimmung über Kapitalanlage handelt. 

Durch diese Maßnahmen soll die Systematik 
des Gesetzes anschaulicher und übersichtlicher 
werden. Freilich handelt es sich bei den im vorlie­
genden Hauptstück geregelten Gegenständen be­
reits auch um Angelegenheiten der Beaufsichti­
gung v~n Versicherungsunternehmen, die sonst 
im Sechsten Hauptstück geregelt sind. Bei den 
Bestimmungen über die Kapitalanlage handelt es 
sich um einen Sonderfall von aufsichtsbehörd~ 
lichen Anordnungen im Interesse der Versicher­
ten, deren allgemeine Regelung der § 104 darstellt. 
Die Bestimmungen über die Rechnungslegung 
dienen vor allem auch der Informationsbeschaf­
fung der Versicherungsaufsichtsbehörde, die ihr 
die Wahrnehmung von die Belange der Versicher­
ten gefährdenden Umständen ermöglichen soll. Sie 
sind daher ein Fall jener Gegenstände, die sonst in 
den §§ 100 bis 103 geregelt werden. Die besondere 
Bedeutung und der Umfang der Bestimmungen 
über Kapitalanlage und Rechnungslegung legen 
jedoch eine Herausnahme aus dem Rahmen der 
übrigen Bestimmungen vergleichbaren Inhalts 
nahe. 

Zum 1. Abschnitt: 

In den Bestimmungen über die Kapitalanlage 
bleibt der Entwurf weitgehend im Rahmen des 
geltenden Rechts. Während jedoch bisher nur der 
Grundstückserwerb (§ 54 VAG), die Beteiligung 
(§ 82) und die Anlage des Deckungsstockvermö­
gens (§§ 68 und 69 VAG) gesetzlich geregelt sind, 
bezieht der Entwurf auch die technischen Ver­
bindlichkeiten und die Kaution in die Regelung 
der Kapitalanlage ein.. Er folgt damit aber im 
wesentlichen der bereits bestehenden Verwaltungs­
praxis. Sowohl für die technischen Verbindlich­
keiten als auch für die Kaution liegen Verwal­
tungsvorschriften vor, die in ihren Grundzügen 
der nunmehr beabsichtigten gesetzlichen Rege­
lung entsprechen. 

Die Befugnisse der Versicherungsaufsichts'­
behörde im Bereich der Kapitalanlagen bedeuten 
wohl eine Beeinträchtigung der Autonomie des 
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·einzelnen Unternehmens in dieser Hinsicht, doch 
ist zu berücksichtigen, daß die Kapitalanlage von 
überragender Bedeutung für die Wahrung der 
jederzeitigen Liquidität der Versicherungsunter­
nehmen und ihre eingehende Überwachung daher 
im Interesse der Versicherten unerläßlich ist. 

Zum § 74: 

Mit dieser Bestimmung wird erstmals für die 
gesamte Kapitalanlage von Versicherungsunter­
nehmen eine umfassende Richtlinie aufgestdlt. Es 
handelt sich dabei nicht nur um eine programma­
tische Grundsatzerklärung, sondern um einen 
Maßstab für die Handhabung der der Versiche­
rungsaufsichtsbehörde in den §§ 75 und 76 einge­
räumten Befugnisse sowie allfällige auf den § 104 
gestützte Anordnungen, die sich auf die Kapital-
anlage beziehen. . 

In der Reihe der bei der Kapitalanlage zu 
beachtenden Grundsätze steht die Sicherheit oben­
an. Daneben ist zu beachten, daß die Anlagen 
rentabel sind. Wegen des laufenden Bedarfs an 
ilüssigen Mitteln darf jedoch ein entsprechender 
Teil des Vermögens nicht langfristig gebunden 
und muß die Fälligkeit langfristig gebundener 
Anlagen zeitlich so gestreut sein, daß sich ein 
dem Bedarf entsprechender Zustrom zu den flüssi­
gen Mitteln ergibt. 

~Zum § 75: 

Die Bestimmung über die Genehmigungs­
bedürftigkeit des Erwerbs von Liegenschaften 
entspricht inhaltlich im wesentlichen dem gelten­
den § 54 Abs. 1 VAG. Die Ausnahme von der 
Genehmigungsbedürftigkeit wird jedoch auch 
auf den Erwerb einer Liegenschaft zum Zweck 
der Sicherung einer eingetragenen Forderung 
ausgedehnt, für den der § 54 Abs. 1 VAG die 
Genehmigung zwingend vorschreibt. Eine solche 
Genehmigung ohne jeglichen behördlichen Beur­
teilungs- und Entscheidungsspielraum erscheint 
nicht sinnvoll. 

Der weitere im § 54 Abs. 1 VAG angeführte 
'Tatbestand, der eine Genehmigung zwingend vor­
schreibt, daß nämlich die Liegenschaft für den 
eigenen Geschäftsbetrieb bestimmt ist, wird in 
den Entwurf nicht übernommen. Es besteht kein 
Anlaß, der Versicherungsaufsichtsbehörde in 
diesem Bereich eine Einflußnahme zu verwehren, 
weil auch der Erwerb einer für den Geschäfts­
betrieb bestimmten Liegenschaft die Interessen 
der Versicherten gefährden kann, insbesondere 
wenn die Liegenschaft nur zum Teil für den 
Geschäftsbetrieb bestimmt ist. 

Zum § 76: 

Diese Bestimmung bindet die Beteiligung eines 
Versicherungs unternehmens an einem anderen 

Unternehmen, sofern sie wegen der Möglichkeit 
einer Einflußnahme auf dieses Unternehmen oder 
wegen ihres Wertes im Rahmen des Gesamt­
vermögens des Versicherungsunternehmens von 
besonderer Bedeutung ist, an die Genehmigung 
der Versicherungsaufsichtsbehörde. Dies ge­
schieht aus der Erwägung, daß es sich hier um 
eine Kapitalanlage handelt, aus der besonders 
schwerwiegende Gefahren für die Interessen der 
Versicherten entstehen können. 

Die Genehmigungsbedürftigkeit knüpft daher 
an die Überschreitung zweier Grenzen an: die 
eine bezieht sich auf das Eigenkapital des Unter­
nehmens, an· dem die Beteiligung erfolgt; die 
andere auf das Eigenkapital des Versicherungs­
unternehmens. Ist das Unternehmen, an dem 
die Beteiligung erfolgen soll, keine Kapitalgesell­
schaft, so kann die Bedeutung der Beteiligung nur 
im Einzelfall beurteilt werden. Um die Wahrung 
der Interessen der Versicherten sicherzustellen, 
ist es daher noi:wendig, solche Beteiligungen 
uneingeschränkt der Genehmigungspflicht zu 
unterwerfen. 

Das gegenwärtige Rechtsinstitut der Unter­
sagung einer Beteiligung (§ 82 VAG) wird somit 
in abgewandelter Form übernommen und im 
Rahmen der Kapitalanlage geregelt. Dadurch ist 
klargestellt; daß als Beteiligung im Sinn des Ent­
wurfs nur eine Beteiligung gilt, die Vermögens­
wert hat, also insbesondere eine Kapitalbeteili­
gung. 

Zwischen der Beteiligung an Versicherungs­
unternehmen und an anderen Unternehmen wird, 
im Gegensatz zum geltenden § 82 VAG, nicht 
unterschieden. Eine Gefährdung der Interessen 
der Versicherten kann auch durch eine Beteiligung 
an einem Versicherungsunternehmen herbeige­
führt werden. 

Eine Gefährdung der Interessen der Versicher­
ten kann auch erst dann eintreten, wenn die Betei­
ligung bereits zustande gekommen ist. Für diesen 
Fall ist der Versicherungsaufsichtsbehörde die 
Befugnis eingeräumt, die Beendigung des Betei­
ligungsverhältnisses anzuordnen. 

Der Abs. 6 soll der Versicherungsaufsichts­
behörde die Wahrnehmung ihrer Befugnis zur 
Genehmigung oder U ntersagung der Beteiligung 
eines Versicherungs unternehmens an einem ande­
ren Unternehmen erleichtern. Um zu beurteilen, 
ob die Beteiligung an einem Unternehmen eirie 
Gefahr für das Versicherungs unternehmen in sich 
birgt, ist die Kenntnis wesentlicher Verhältnisse 
des Unternehmens, an dem sich das Versicherungs­
unternehmen beteiligt, unerläßlich. Das Mindest­
erfordernis ist wohl eine Kenntnis des J ahres- . 
abschlusses, dessen Vorlage daher bei der Ver­
pflichtung des Versicherungs unternehmens zur 
Auskunftserteilung über das Unternehmen,an 
dem es sich beteiligt, beispielsweise erwähnt wird. 
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Die Intensität der Überprüfung vor Eingehen 
der Beteiligung sowie der Überwachung, nachdem 
die Beteiligung vorgenommen worden ist, wird 
sich insbesondere nach dem Umfang der Beteili­
gung zu richten haben, also danach, inwieweit 
diese schon nach dem von ihr verkörperten Ver­
mögenswert im Verhältnis zum gesamten Ver­
mögen des Versicherungsunternehmens . geeignet 
ist, das Versicherungs unternehmen zu gefährden. 

Die Auskunftserteilung darf nicht unter Beru­
fung auf eine nach anderen Vorschriften beste­
hende Verschwiegenheitspflicht verweigert wer­
den.' Als solche kommt im gegenständlichen· Fall 
in erster Linie die Pflicht zur Wahrung des 
Betriebs- und Steuergeheimnisses in Betracht. 

Zum § 77: 

In dieser Bestimmung werden Sonderregelun­
gen für die Anlage des Deckungsstockvermögens 
getroffen, die dem Bedürfnis nach besonderer 
Sicherheit der Veranlagung dieses Vermögens 
Rechnung tragen sollen. 

Der Abi;. 1 enthält die von Gesetzes wegen 
zulässigen Anlageformen des Deckungsstock­
vermögens und entspricht weitgehend dem gel­
tenden § 68 Abs. 1 VAG. Hinsichtlich der Mündel­
sicherheit ist nach der geltenden Rechtslage 
(§ 68 Abs. 1 Z. 1 VAG) § 1807 des deutschen 
BGB unmittelbar anzuwenden. In Hinkunft 
sollen die jeweils in Österreich für die Mündel­
sicherheit geltenden Vorschriften maßgebend sein. 
Das Sicherheitserfordernis für Hypotheken soll 
sich in Hinkunft ausschließlich nach den Bestim­
mungen über die Mündelsicherheit richten. Eine 
dem § 69 VAG entsprechende Bestimmung ent­
fällt daher. 

Die Polizzendarlehen (§ 68 Abs. 1 Z. 3 VAG) 
scheinen deshalb nicht mehr unter den deckungs­
stockfähigen Anlagen auf, weil sich das Deckungs­
erfordernis um ihren Betrag vermindert (§ 19 
Abs.1). 

Für Liegenschaften wird nunmehr die V orausw 

setzung aufgestellt, daß sie einen ständigen Ertrag 
abwerfen und vorwiegend W ohn- oder Geschäfts­
zweckendienen. Das Erfordernis eines Ertrages 
ist für das Deckungsstockvermögen tinerläßlich, 
weil auch die Verpflichtungen des Versicherungs­
unternehmens aus durch den Deckungsstock 
gesicherten Versicherungen vielfach das Element 
einer entsprechenden Ertragssicherung für den 
Versicherungsnehmer enthalten. Für die gefor­
derte Höhe des. Ertrages ist jener Ertrag maß­
gebend, der im allgemeinen aus deckungs stock­
fahigen Kapitalanlagen gewonnen werden kann. 
Danach ist es also ohne Einzelgenehmigung 
insbesondere nicht zulässig, Liegenschaften, die 
ausschließlich dem eigenen Geschäftsbetrieb die­
nen,.in den Deckungsstock einzubringen. Die 
Einschränkung auf Liegenschaften, die Wohn-

oder Geschäftszwecken dienen, erfolgt aus der­
Erwägung, daß nur bei solchen Liegenschaften 
ein regelmäßiger und entsprechend hoher Ertrag­
erwartet werden kann. 

Wie der geltende § 68 Abs. 2 zweiter Satz VAG 
sieht der Entwurf eine Höchstgrenze für dem 
Deckungsstock gewidmete Liegenschaften vor, 
die jedoch statt derzeit 25 v. H. nunmehr 30 v. H •. 
betragen soll. Eine Überschreitung dieser Grenze 
soll die Versicherungsaufsichtsbehörde, wie nach. 
geltendem Recht, gestatten können. 

Die Erträge des . Deckungsstockvermögens. 
sollen, anders als nach dem geltenden Abs. 1 der 
Verordnung vom 21. April 1936, DRGBl. I 
S. 376, nicht von selbst zum Deckungsstock 
gehören; sie sollen jedoch dem Deckungsstock 
gewidmet werden können. 

Für auf ausländische Währung lautende Ver­
pflichtungen ist die kongruente Bedeckung vorge­
schrieben. Auf inländische Währung lautende 
Verpflichtungen können gegebenenfalls auch 
durch auf ausländische Währung lautende ·Werte 
bedeckt werden, wenn dies auch im Hinblick aur 
die Grundsätze der Sicherheit und der Liquidität 
der Anlagen eine Ausnahme wird bleiben müssen .. 

Der Abs. 4 tritt an die Stelle des geltenden § 68 
Abs. 3 zweiter Satz VAG und ermöglicht es der 
Versicherungsaufsichtsbehörde, die Anlage des' 
Deckungsstockvermögens in anderen als den 
nach Abs. 1 von Gesetzes wegen zulässigen 
Werten zu gestatten. Diese Befugnis wird nun­
mehr inhaltlich so umschrieben, wie es bereits der' 
Verwaltungspraxis bei der Handhabung des § 68 
Abs. 3 zweiter Satz VAG entspricht. Wesentlich 
ist die annähernde Gleichwertigkeit der Anlagen 
mit den von Gesetzes wegen zulässigen Anlagen. 

, Die obere Grenze für die Anrechnung von 
Vermögensanlagen auf den Deckungsstock ist 
grundsätzlich der Bilanzwert. Er richtet sich nach. 
§ 133 Aktiengesetz 1965 bzw. nach allfälligen nach 
§ 83 Abs. 2 Z. 1 ergangenen Sondervorschriften. 
Ist der Verkehrswert niedriger als der Bilanzwert, 
so ist der Verkehrswert maßgebend. Mit Erlaubnis, 
der Versicherungsaufsichtsbehörde ist jedoch 
auch eine Bewertung mit einem höheren Wert 
als dem Bilanzwert zulässig. Dies wird jedoch 
nur bei einer stillen Reserve von erheblichem 
Umfang in Betracht kommen." 

Die Bestimmungen über die Führung des,' 
Deckungsstockverzeichnisses und über die Mel­
dungen über Änderungen im Deckungserfordernis 
und in der Anlage des Deckungsstockvermögens. 
entsprechen der geltenden Rechtslage (§ 66 Abs. 6 
VAG) und der herrschenden Verwaltungspraxis. 
Der Versicherungsaufsichtsbehörde wird dadurch 
ermöglicht, sowohl die Erfüllung des Deckungs­
erfordernisses als auch die Gesetzmäßigkeit der' 
Anlagen des Deckungsstockvermögens zu prüfen_ 
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Ebenso 'wird die Feststellung des Standes des 
Deckungsstocks im Zeitpunkt der Konkurs­
.eröffnung, die nach § 92 Abs. 1 der Versicherungs­
aufsichtsbehörde obliegt, erleichtert. Die Ver­
sicherungsaufsichtsbehörde kann sich auf diese 
Weise auch ein Urteil über die Zuverlässigkeit des 
Treuhänders für den Deckungsstock bilden und, 
wenn sie gegen seine Tätigkeit Bedenken hat, 
seine Abberufung verlangen .. 

Daß das Deckungsstockverzeichnis jedoch für 
die Deckungsstockzugehörigkeit von Vermögens­
werten nicht konstitutive, sondern nur deklarative 
Bedeutung hat, ist durch den § 21 Abs. 1, der 
die für die Deckungsstockwidmung konstitutiven 
Rechtsakte festsetzt, klargestellt. 

Durch ,den Abs. 7 wird gewährleistet, daß die 
'Versicherungsaufsichtsbehörde jederzeit Kenntnis 
'von den Verwahrungsstellen für das Deckungs­
stöckvermögen hat. Das Erfordernis der geson­
·derten Verwaltung des Deckungsstockvermögens 
. und die besonderen für dieses Vermögen geltenden 
Vorschriften machen eine getrennte Verwahrung 
von' anderen Vermögensbeständen unerläßlich. 
Die geltende !3estimmung, daß das Deckungs­
!'Stockvermögen grundsätzlich am Sitz des Unter­
nehmens zu verwahren ist (§ 66 Abs. 5 VAG), 

·entfällt jedoch. Eine Sondergenehmigung etwa 
für die Verwahrung von Wertpapieren beim 
emittierenden Kreditinstitut ist danach nicht mehr 
,erforderlich. Dafür kann die Versicherungsauf­
sichtsbehörde eine Änderung der Verwahrung 
,anordnen, wenn sie gegen die Verwahrungsstelle 
Bedenken hat. Genehmigungspflichtig ist die Ver­
wahrung im Ausland. 

.Zum § 78: 

Das geltende Recht enthält keine Bestimmun­
gen über die Bildung' von Rückstellungen für 
. technische Verbindlichkeiten und die Anlage des 
dafür gewidmeten Vermögens. Diese Gegen­
.stände sind derzeit im Erlaß weg geregelt. Durch 
·den gegenständlichen Paragraphen soll im we­
,sentlichen die bestehende Verwaltungspra:xis auf 
·eine einwandfreie gesetzliche Grundlage gestellt 
werden. 

Was als technische Verbindlichkeit anzusehen 
ist, richtet sich nach den jeweiligen versicherungs­
wirtschaftlichen Gegebenheiten. Beispielsweise 
sind im Abs. 2 aufgezählt die Prämienüberträge, 
·die Rückstellung für schwebende Versicherungs­
leistungen, die Rückstellung für Prämien (Bei­
trags)rückerstattung und die Rückstellung für 
den schwankenden Jahresbedarf. 

Prämienüberträge sind Prämienbestandteile 
(Beitragshestandteile), die vor dem Bilanzstichtag 

·eingenommen, jedoch als Entgelt für Verpflich­
tungen bezahlt worden sind, die erst nach dem 
Bilanzstichtag entstehen können. Dieser Fall tritt 
·ein, wenn die Versicherungsperiode nicht mit 
,dem Geschäftsjahr zusammenfällt. 

Die Rückstellung für schwebende Versiche­
rungsleistungen dient der Deckung des Ersatzes 
von Schäden, die zum Bilanzstichtag bereits an­
gemeldet, jedoch vom Versicherungsunterneh­
men noch nicht liquidiert worden sind. 

Durch die Rückstel.ung für den schwankenden 
Jahres bedarf soll eine überdurchschnittliche Scha­
denbelastung gedeckt werden, soweit mit ihr 
erfahrungsgemäß in den jeweiligen Versicherungs­
arten gerechnet werden muß. 

Soweit technische Verbindlichkeiten zum Dek­
kungserfordernis zählen (§ 19 Abs. 1) und deshalb 
für sie ein Deckungsstock zu bilden ist, gelten an 
Stelle der gegenständlichen Bestimmung die Ver­
anlagungsvorschriften des § 77 .. 

Im Gegensatz zum Deckungserfordernis sind 
von den technischen Verbindlichkeiten außerhalb 
des Deckungserfordernisses Rückversicherungs­
anteile abzuziehen. Eine weitere Erleichterung 
gegenüber dem Deckungsstock ist die Beschrän­
kungder Deckungspflicht auf den Geschäfts­
betrieb im Inland .. 

Auf jeden Fall dürfen deckungsstockfähige 
Werte der Bedeckung der technischen Verbind­
lichkeiten gewidmet werden. Hypotheken dürfen 
in gewissem Umfang unabhängig von ihrer Mün­
delsicherheit herangezogen werden, ebenso unter 
bestimmten Voraussetzungen Darlehen an Ge­
meinden, an Energieversorgungsunternehmen 
oder an vom Bund oder einem Bundesland ein­
gerichtete Fonds sowie Darlehen, für die mündel­
sichere Wertpapiere oder bestimmte Hypotheken 
verpfändet>worden sind. Nur bis zu bestimmten 
Höchstsätzen dürfen Aktien, nicht deckungs­
stockfähige festverzinsliche Wertpapiere und Fes,t­
geldeinlagen in das zur Deckung der technischen 
Verbindlichkeiten gewidmete Vermögen aufge­
nommen werden. Liegenschaften können schon 
dann berücksichtigt werden, wenn sie einen stän­
digen Ertrag erst erwarten lassen oder für den 
eigenen Geschäftsbetrieb bestimmt sind, doch ist, 
entsprechend dem § 77 Abs. 1 Z. 3, eine Höchst­
grenze von 30 v. H. der technischen Verbindlich­
keiten einzuhalten. Alle. Höchstgrenzen können 
mit Erlaubnis der Versicherungsaufsichtsbehörde . 
überschritten werden. Für die Bedeckung von 
Verpflichtungen in ausländischer Währung ist 
eine dem §, 77 Abs. 3 entsprechende Regelung ge­
troffen. EjJenso wird die für den Deckungsstock 
geltende Anrechnungsvorschriftdes § 77 Abs. 5 
übernommen. Auch zur Bedeckung der techni­
schen Verbindlichkeiten kann die Versicherungs­
aufsichtsbehörde Werte zulassen, die nicht schon 
von Gesetzes wegen zulässig sind.' Die Regelung 
entspricht der des § 77 Abs. 4 für den Deckungs­
stock. 

Die Bedeckungspflicht vermindert sich auf 
Grund des Abs. 8 um Kassenbestände und jeder­
zeit oder kurzfristig kündbare Guthaben bei Kre-. 
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ditinstituten. Das macht eine dem § 77 Abs. 1 Stelle dieser Bestimmung. Die Abs. 5 und 6 
Z. 4 entsprechende Regelung über die Erträge des -stellen nur Ergänzungen der Bestimmungen des 
gebundenen Vermögens entbehrlich. Aktiengesetzes 1965 über die Abschlußprüfung 

. . . dar, sodaß dessen §§ 134, 135 und 137 bis 141 
Durch dIe Anordnung ~er Me~depfhcht auf uneingeschränkt gelten, und zwar für Aktienge­

~rund d~s Ab~. 9 k~m~ dI7 Versicherungsauf- sellschaften unmittelbar und für Versicherungs­
sichtsbehorde dIe Zuiassigkeit. der Veranlagung, vereine die hicht kleine Vereine sind mittelbar 
im ~usammenhalt. mit dem Jahres~bschluß die auf Gr~nd des § 84. Für kleine Ver:icherungs­
a~sre~chen~e Dot1er~ng der techmschen. Ver- vereine gelten die Bestimmungen über die Ab­
bIn~IChke1ten un.? dIe Bede~~ung .?urch Ihnen schlußprüfung nicht (§ 85 Abs. 2 letzter Satz). 
gewIdmete Vermogenswerte uberprufen. 

Zum § 79: 

Für das der Kaution gewidmete Vermögen 
sollen im wesentlichen die gleichen Grundsätze 
wie für den Deckungsstock gelten. Eine Melde­
pflicht kann wie für das der Bedeckung der tech­
nischen Verbindlichkeiten gewidmete Vermögen 
angeordnet werden. 

Zum 2. Abschnitt: 

Zum § 80: 

Der Abs. 1 dieser Bestimmung entspricht voll­
inhaltlich dem geltenden § 73 VAG. Hinsichtlich 
der Vorschriftsmäßigkeit der Anlage des Dek­
kungsstockvermögens ist die gesetzliche Zulässig­
keit (§ 77 Abs. 1) sowie die Zulässigkeit auf Grund 
einer Einzelgenehmigung oder auf Grund einer 
allgemeinen Anordnung der Versicherungsauf­
~~chtsbehörde (§ 77 Abs. 4) zu berücksichtigen. 
Uber Meinungsverschiedenheiten zwischen dem 
Treuhänder und dem Versicherungs unternehmen 
in diesem Zusammenhang entscheidet gemäß 
§ 23 Abs. 5 die Versicherungsaufsichtsbehörde 
(vgl.,die Erläuterungen hiezu). Wird die Bestäti­
gung verweigert, so ist darauf in der Bilanz hin­
zuweisen. Für eine wissentlich unrichtige Be­
stätigung ist der Treuhänder gemäß § 112 Abs. 2 
strafrechtlich verantwortlich. 

Ist ein Unternehmen zur Bestellung eines ver­
sicherungsmathematischen Sachverständigen ver­
pflichtet, so hat dieser gemäß Abs. 2 die richtige 
Berechnung der Deckungsrückstellung zu be­
stätigen. Die Richtigkeit der Berechnung ergibt 
sich aus der Einhaltung der. gemäß § 18 Abs. 1 
zum Geschäftsplan gehörenden Grundsätze. Wird 
die Bestätigung verweigert, so ist darauf in der 
Bilanz. hinzuweisen. Für eine wissentlich unrich­
tige Bestätigung ist der Sachverständige nach 
§ 112 Abs. 1 Z. 2 strafrechtlich verantwortlich. 
Die gegenständliche Bestimmung ersetzt den gel­
tenden §65 Abs. 2 VAG und entspricht ihm 
im wesentlichen. 

Zum § 81: 

Durch die Abs. 1 bis 4 dieser Bestimmung wird 
§ 136 Aktiengesetzl965 für Versicherungsunter­
nehmen ersetzt. Er tritt als lex specialis an die 

Die Abs. 1 bis 4 regeln die Bestellung des Ab­
schlußprüfers abweichend vom § 136 Aktien:.. 
gesetz 1965. Die Abweichung besteht im wesent­
lichen in der Einschaltung der Versicherungs­
aufsichtsbehörde, die der Bestellung des Ab­
schlußprüfers widersprechen kann und gegebenen­
falls selbst die Abschlußprüfer benennen muß. 

Diese Einflußnahme auf die Abschlußprüfung 
ist eine wesentliche Ergänzung der der Versiche­
rungsaufsichtsbehörde sonst zustehenden mate­
riellen Kontrollbefugnisse. 

Die Hauptversammlung (das oberste Organ) 
wirkt an der Bestellung der Abschlußprüfer nicht 
mit. Das für die Bestellung der Abschlußprüfer 
ausschlaggebende Organ des Unternehmens ist 
der Aufsichtsrat. Wie nach § 136 Abs. 1 Aktien­
gesetz 1965 trifft die Pflicht, die Abschlußprüfer 
mit der Prüfung zu beauftragen, den Vorstand. 
Im wesentlichen deckt sich die Bestimmung in­
haltlich mit dem geltenden § 58 VAG. 

Der Abs. 5 erlaubt der Versicherungsaufsichts­
behörde, die Prüfung ergänzen zu lassen, wenn 
sie es für erforderlich hält. Dadurch soll der Ver­
sicherungsaufsichtsbehörde ein Einfluß darauf 
eingeräumt werden, daß der Prüfungsbericht ein 
vollständiges und zuverlässiges Bild über den 
Stand des Unternehmens bietet. Auch dies soU_ 
die unmittelbaren Kontrollbefugnisse der Ver­
sicherungsaufsichtsbehörde in zweckmäßiger 
Weise ergänzen. Die Verantwortlichkeit der Ab­
schlußprüfer (§ 141 Aktiengesetz 1965) wird da­
durch nicht berührt. Ebenso bleibt die straf­
rechtliche Verantwortlichkeit der Abschlußprüfer 
(§ 111) aufrecht. 

Der Abs. 6 tritt neben den § 135 Aktiengesetz 
1965, der die Entscheidung bei Meinungsver­
schiedenheiten zwischen den Abschlußprüfern -
und dem Vorstand des Unternehmens dem Ge­
richt überläßt. Soweit die gegenständliche Vor­
schrift nicht Abweichendes bestimmt, bleibt 
diese Zuständigkeit unberührt. Danach tritt le­
diglich bei Meinungsverschiedenheiten über die 
Auslegung der spezifischen Rechnungslegungs-­
vorschriften für Versicherungsunternehmen an 
die Stelle des Gerichts die Versicherungsauf-­
sichtsbehörde. Dies erscheint zweckmäßig, weil 
auch die Überwachung der Einhaltung dieser 
Vorschriften in erster Linie der V ersicherungs~­
aufsichts behörde obliegt. 
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Die in der gegenständlichen Bestimmung fest­
gelegten Befugnisse der Versicherungsaufsichts­
behörde im Rahmen der Abschlußprüfung wer­
den ergänzt durch die ihr im § 83 Abs. 2 Z. 4 
eingeräumte Befugnis, Anordnungen über die 
Durchführung der Abschlußprüfung und den 
Prüfungsbericht zu erlassen. 

Zum § 82: 

Diese Bestimmung regelt die von Gesetzes 
wegen ,der Versicherungsaufsichtsbehörde jähr­
lich vorzulegenden Unterlagen in Anlehnung an 
die bestehende Verwaltungs praxis. Es sind dies 
alle Unterlagen, die mit dem Jahresabschluß un­
mittelbar zusammenhängen. Die Vorlage muß 
ehestmöglich erfolgen, und zwar hinsichtlich 
jeder Unterlage einzeln. Jede der in den Z. 1 bis 6 
angeführten Unterlagen ist daher vorzulegen, so­
bald sie dem Versicherungsunternehmen zur Ver: 
fügung steht. Eine gemeinsame Vorlage aller 
Unterlagen ist nicht gefordert. 

Gemäß § 83 Abs. 2 Z. 5 kann die Versicherungs­
aufsichtsbehörde, ebenfalls in Entsprechung zur 
bestehenden Verwaltungspraxis, weitere Nach­
weise zum Jahresabschluß und sonstige Mittei­
lungen verlangen. 

Der Bericht an die Versicherungsaufsichtsbe­
hörde soll vor allem der laufenden Überwachung 
des Versicherungsunternehmens und der recht­
zeitigen Wahrnehmung von Umständen dienen, 
die die Versicherten gefährden. 

\ 

Zum § 83: 

Diese Bestimmung bietet, wie der geltende § 55 
Abs. 2 VAG, die Grundlage dafür, daß die Ver­
sicherungsaufsichts behörde besondere Rechnungs­
legungsbestimmungen für Versicherungsunter­
nehmen erlassen kann, wie sie bereits bestehen. 
Das Erfordernis solcher Bestimmungen ergibt 
sich aus der Eigenart des Betriebes der Vertrags­
versicherung. Dies ist auch der wesentliche Maß­
stab, nach dem die Versicherungsaufsichtsbehörde 
von der ihr in der gegenständlichen Bestimmung 
eingeräumten Ermächtigung Gebrauch machen 
darf. Von den weiteren Kriterien sei das Erforder­
nis der Führung und Veröffentlichung von Ver­
sicherungsstatistiken hervorgehoben, wozu die 
Versicherungsaufsichtsbehörde gemäß § 116 
Abs. 2 verpflichtet ist. Die Versicherungsstati­
stiken dienen sowohl der Information der Öffent­
'lichkeit über die Geschäftsgebarung der Versiche­
rungsunternehmen als auch deren Überwachung 
durch die Versicherungsaufsichtsbehörde, sodaß 
zwischen all diesen Kriterien ein innerer Zusam­
menhang besteht. 

Im Abs. 2 sind die in den Rechnungslegungs­
vorschriften zu regelnden Gegenstände beispiels­
weise angeführt. Hiezu gehören die §§ 81 und 82 
ergänzende Anordnungen über die Durchfüh-

rung der Abschlußprüfung und den Prüfungsbe­
richt sowie über den Bericht an die Versicherungs­
aufsichtsbehörde (Z. 4 und 5). 

Gemäß Abs. 2 Z. 1 bis 3 können Vorschriften 
erlassen werden, die von den §§ 127 bis 129, 131 
bis 133 und 142 bis 144 Aktiengesetz 1965 unter 
Bedachtnahme auf die im Abs. 1 angeführten 
Kriterien für Versicherungsunternehmen abwei­
chen oder sie ergänzen. 

Zum § 84: 

Für Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, 
die nicht kleine Vereine sind, gelten die Rech­
nungslegungsbestimmungen für Aktiengesell­
schaften (§§ 125 bis 144 Aktiengesetz 1965) mit 
Ausnahme des § 130 (gesetzliche Rücklage) und 
des auch für Versicherungsaktiengesellschaften 
nicht geltenden § 134 (Bestellung der Abschluß­
prüfer). Die Vorschriften über die. Gewinnver­
teilung (§ 126 Aktiengesetz 1965) sind auf die 
Verwendung des Jahresüberschusses (§ 42) an­
zuwenden. 

Die Funktion der gesetzlichen Rücklage über­
nimmt . bei Versicherungsvereinenauf Gegen­
seitigkeit die Sicherheitsrücklage (§ 41). 

Zum § 85: 

Für kleine Versicherungsvereine gelten die 
Bestimmungen des Aktiengesetzes 1965 über die 
Rechnungslegung nicht. Die Anforderungen an 
die Rechnungslegung kleiner Vereine unter­
scheiden sich erheblich von denen bei anderen 
Versicherungs unternehmen. Diesem Umstand 
trägt auch der geltende § 157 VAG Rechnung. 

Über die Aufstellung, die Feststellung und die 
Prüfung des Jahresabschlusses enthalten die Abs. 1 
und 2 die wesentlichen Regelungen. Im übrigen 
ist die Rechnungslegung kleiner Versicherungs­
vereine von der Versicherungsaufsichtsbehörde 
unter Bedachtnahme auf die Eigenart dieser Ver­
eine zu regeln. 

Zum § 86: 

Der Abs. 1 dieser Bestimmung bietet die Grund­
lage für die Erstellung eines gesonderten Jahres­
abschlusses der inländischen Zweigniederlassung 
eines ausländischen Versicherungsunternehmens, 
wie sie bereits der bestehenden Verwaltungspraxis 
entspricht. Für die Rechnungslegung dieser 
Zweigniederlassungen gelten die gleichen V ör­
schriften des Aktiengesetzes 1965 wie für inlän-­
dische Aktiengesellschaften mit Ausnahme der 
Feststellung des Jahresabschlusses. (§ 125), der 
Gewinnverteilung (§ 126), des Geschäftsberichtes 
(§§ 127 und 128), der gesetzlichen Rücklage 
(§ 130) und der Veröffentlichung (§ 143). 

Die Bestimmung des Organs der Veröffentli­
chung durch das Gesetz im Abs. 3 ist erforderlich, 
weil die Zweigniederlassung keine Satzung hat,. 
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in der die Bekanntmachungsblätter zu bestimmen 
.sind. Neben dem Jahresabschluß der Zweig­
niederlassung ist auch der Jahresabschluß des 
Gesamtunternehmens im Inland zu veröffent-
lichen. '. 

Die Vorlagepflicht gegenüber der Versiche­
rungsaufsichtsbehörde ist entsprechend dem § 82 
.geregelt. Hinsichtlich des Gesamtunternehmens 
beschränkt sie sich auf den Jahresabschluß, den 
Geschäftsbericht und die Veröffentlichung des 
Jahresabschlusses im Inland. Anhand dieser 
Unterlagen soll die Versicherungsaufsichtsbe­
hörde Umstände in der Geschäftsgebarung des 
Gesamtunternehmens wahrnehmen können, die 
die Interessen insbesondere a~ch der inländischen 
Versicherten gefährden. 

Zum Fünften Hauptstück 

Dieses Hauptstück faßt die nach der geltenden 
Rechtslage über das Gesetz verstreuten exeku­
tions- und insolvenzrechtlichen Bestimmungen 
zusatnn:)en, ohne daß wesentliche Neuerungen 
vorgesehen sind. 

.Zum § 87: 

In dieser Bestimmung wird die Exekution auf 
'Werte des Deckungsstocks inhaltlich überein­
~timmend mit dem geltenden § 77 Abs. 2 VAG 
geregelt. Die Exekution auf Werte des Deckungs­
'stocks ist in der Weise beschränkt, daß es sich 
um einen Anspruch handeln muß, der in das 
Deckungserfordernis einbezogen worden ist. Für 
die Lebensversicherung und alle Arten der' Ren­
tenversicherung soll eine Regelung getroffen 
'werden, die dem § 25 Abs. 1 entspricht, also eine 
Beschränkung auf das inc!ividuelle Deckungser­
fordernis bzw. den diesem entsprechenden Teil 
des Deckungsstockvermögens. 

Durch den Abs. 4 soll klargestellt werden, daß 
im Fall von dem Deckungsstock gewidmeten 
Liegenschaften durch die sich aus der Deckungs­
-stockwidmung ergebenden Exekutionsbeschrän­
kungen mietenrechtliche Bestimmungen nicht 
berührt werden. Hiebei ist vor allem an die Exe­
kutionsbeschränkungen des§ 42 des Mieten­
gesetzes zu denken. 

Zum § 89: 

Diese Bestimmung . räumt der Versicherungs­
aufsichtsbehörde, wie schon der geltende § 88 
VAG, die entscheidende Rolle bei der Eröffnung 
des Konkurses über das Vermägen von Versiche­
rungsunternehmen ein: Damit wird dem Umstand 
Rechnung getragen, daß die Versicherungsauf­
sichtsbehörde am leichtesten feststellen kann, ob 
die Voraussetzungen für die Eröffnung des Kon­
kurses vorliegen, und vermieden, daß die Ver­
sicherungsaufsichtsbehärde durch Anträge vom 
anderer Seite in ihrer Möglichkeit beeinträchtigt 
wird, Maßnahmen, insbesondere solche nach 
§ 98, zu treffen, die einen Konkurs verhindern 
sollen. 

Der Abs. 1 ersetzt die Pflicht des Vorstandes 
und der Abwickler von Versicherungsaktien­
gesellschaften, bei Vorliegen der Konkursvoraus­
setzungep den Antrag auf Eröffnung des Kon­
kurses zu stellen, durch die Pflicht, diese Voraus- . 
setzungen der Versicherungsaufsichtsbehörde an­
zuzeigen. Für Versicherungsvereine auf Gegen­
seitigkeit besteht die gleiche Rechtslage. 

Die Stellung eines Antrages auf Konkurser­
öffnung ist der Versicherungsaufsichtsbehörde 
vorbehalten. Dies bedeutet eine Sonderregelung 
gegenüber den§§ 70 und 71 der Konkurso,rdnung. 
An der geltenden Regelung, wonach das Gericht 
hinsichtlich der Konkurseröffnung an den Antrag 
der Versicherungsaufsichtsbehörde gebunden ist, 
wird jedoch nicht festgehalten, weil dadurch das 
Gericht in verfassungsmäßig bedenklicher Weise 
an einen weisungsähnlichen Rechtsakt einer Ver­
waltungsbehörde gebunden würde. Ebenso wird 
an der Unanfechtbarkeit der Konkurseröffnung 
nicht festgehalten. Durch die sinngemäße An­
wendung des § 71 der Konkursordnung ist klar­
gestellt, daß die Versicherungsaufsichtsbehörde 
im Verfahren über die Eröffnung des Konkurses 
wie ein Gläubiger zu behandeln ist. 

Zum § 90: 

Das geltende Recht (§ 78 VAG) kennt einen 
Pfleger für die Versicherten, der dazu bestellt ist; 
deren Vorzugsrechte am Deckungsstock wahr­
zunehmen. Nach dem Entwurf wird diese Insti­
tution unter der B.ezeichnung"Kurator der Ver-

Zum § 88: sicherungsnehmer" auf die Wahrung aller An-
Diese Bestimmung schafft eine Beschränkung sprüche aus Versicherungsverträgen ausgedehnt. 

der Exekution hinsichtlich der Werte, die der Im Hinblick auf die in der Regel zahlreichen An­
Kaution gewidmet sind. Sie schränkt .die Zu- spruchsberechtigten erscheint dies' als zweck-" 
lässigkeit der Exekutiori auf Werte der Kaution mäßig. Der weiteren Vereinfachung des Anmel­
auf Ansprüche ein, deren Befriedigung durch die dungsverfahrens dient, daß die aus den Büchern 
Kaution siehergestellt werden soll. Um die Er- . des Unternehmens feststellbaren Ansprüche von 
:füllung weiterer Ansprüche nicht zu gefährden, Gesetzes wegen als angemeldet gelten. 
soll die Exekution auf Werte der Kaution nur in Die Rechte des Kurators nach Abs. 2 bilden 
dem Umfang zulässig sein, als das übrige Ver- die Voraussetzung für seine Tätigkeit, weil er 
mögen des Versicherungs unternehmens zur Be- nur durch Kenntnis der Bücher und Aufzeich­
friedigung von Ansprüchen nicht ausreicht. nungen des Unternehmens die anzumeldenden 
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Ansprüche feststellen kann. AQf. Verlangen ist 
eine. entsprechende Einsichtnahme -auch den An­
~pruchsberechtigten zu. gewähren. 

Die Ansprüche des Kurators gegen die Kon­
kursmasse sind wie die Ansprüche des Masse­
verwalters (§ 125 Konkursordnung)- geregelt~ 

Zum § 91: 

Diese Bestimmung entspricht dem geltenden 
§ 77 Abs. 3 erster Satz im Zusammenhalt mit dem 
§ 79 VAG. Es handelt sich um eineSonderbe­
stimmung gegenüber dem § 13 des Versicherungs­
vertragsgesetzes. 

unter, sondern sind wie sonstige Forderungen 
aus Versicherungsverträgen zu behandeln (vgl. 
§ 94 Abs. 1). 

Zum § 93: 

Auch die Kaution ist im Konkurs eine Sonder­
masse im Sinn des§ 48 Abs. 1 Konkursordnuttg. 
Es besteht also ein Absonderungsrecht der An­
spruchsberechtigten, deren Ansprüche durch die 
Kaution sichergestellt werden sollten. ' 

Die Sonderstellung der Versicherungsnehmer 
erklärt sich aus dem Zweck der Kaution, wonach 
vorausgesetzt ist, daß die sonst den Versicherten 
gebotenen Sicherheiten ungenügend sind. Die 

Z" um § 92: Kautionsstellung kommt vor allem bei ausländi-
schen Unternehmen in Betracht, die im gesamten 

Diese Bestim,mung regelt die Befriedigung nicht der inländischen Aufsicht unterliegen, sodaß 
von Ansprüchen aus Versicherungen, für die ein durch dieseeinerfürdie Versicherten nachteiligen 
Deckungsstock besteht, im Konkursverfahren. Entwieklung nicht im gleichen Maß' wie bei in-

Stichtag für den Stand des Deckungsstocks, ländischen Unternehmen vorgebeugt werden 
der für dessen Behandlung im Konkursverfahren kann.' 
maßgebend ist, ist der Zeitpunkt der Konkurs- Die Befriedigung der sichergestellten Ansprüche 
eröffnuilg~' zu dem auch in bestimmten Versiche- aus den Kautionswerten erfolgt verhältnismäßig. 
rungen gemäß§ 91dieVersicherungsverhältnisse Auch für die durch Kaution sichergestellten 40-
erlöschen. Die' Feststellung des Standes des sprüche gilt, daß sie in dem Maß, als sie' niclJ.t aus 
Deckungsstocks obliegt der' Versicherungsauf- den Kautionswerten befriedigt werden, wie 
sichtsbehörde. Sie kann hiebeidie Richtigkeit des sonstige Forderungen flUS Versicherungsverträgen 
ihr anläßlich der Konkurseröffnung übermittelten zu behandeln sind. 
Deckungsstockverzeichnisses anhand des Dek­
kungsstockverzeichriisses überprüfen, das ihr 
zuletzt gemäß § 77 Abs. 6 vorgelegt wurde. 

Der Abs. 2, der den Deckungsstock zur Son­
derrnasse im Sinn des § 48 Abs. 1. Konkursord­
nung erklärt, hat zur Folge, daß, die Anspruchs­
berechtigtenhinsichtlich des Deckungsstock­
vermögens wie· Absonderungsgläubiger behan­
delt werden. Eine Befriedigung anderer Gläubi­
ger aus den Beständen des' Deckungsstocks ist 
damit ausgeschlossen. Erst wenn die Befriedigung 
dei: Anspruthberechtigten, deren Ansprüche in 
das Deckungserfordernis einbezogen sind, die 
Bestäflde des Deckungsstocks nicht erschöpft, 
fließt der Rest in die gemeinschaftliche Konkurs­
masse. (§ 48. Abs. 2 Konkurs ordnung). 

Nach dem Abs.3 ist der § 25 Abs. 1 bis 3 auf 
das Konkursverfahren anzuwenden. Das bedeutet, 
daß für Ansprüche aus Versicherungsverträgen 
in der Lebensversicherung und in allen Arten der 
Rentenversicherung das individuelle Deckungser­
fordernis bzw. der diesem entsprechende Teil des 
Deckungsstockvermögens maßgebend sind. Die 
Befriedigung sonstiger Ansprüche aus V ersiche~ 
rungsverträgen,· für die ein Deckungsstock be­
steht, erfolgt verhältnismäßig, wenn der Dek­
kringsstock zu ihrer Befriedigung in voller Höhe 
nicht ausreicht. . 

-Wentl ~in~:V9l1ständige Befriedigung der An­
sprüche an' der Sonderrnasse aus dieser ,nicht 
möglich ist, gehen die Ansprüche nicht etwa 

Zum § 94: 

Die Bestimmungen über den Rang der Forde­
rungen aus Versicherungsverträgen gegen die 
gemeinschaftliche Konkursmasse entsprechen in­
haltlich dem geltenden Recht (§ 80 VAG). Da­
nach bilden diese Forderungen im Konkurs von 
Versicherungsunternehmen eine eigene Klasse, 
die zwischen .die zweite und die dritte Klasse der 
Konkursforderungen eingefügt wird. Die· Be­
stimmung ist für Versicherungen, die in einen 
Deckungsstock oder eine Kaution einbezogen 
sind, nur insofern von Bedeutung, als die An­
sprüche nicht aus Deckungsstock oder Kaution 
gedeckt werden. 

Wie schon nach geltendem Recht zerfällt die 
Klasse der Forderungen aus Versieherungsver­
trägen in zwei Unterklassen, und zwar in der 
Weise, daß Ansprüche auf die Versicherungs­
leistung sonstigen Ansprüchen vorgehen. Unter­
einander sind die Forderungen gleichen Ranges, 
wie auch sonst im Konkursverfahren (§ 50 Kon­
kurs ordnung), verhältnismäßig zu befriedigen. " 

Zum §95: 

Der Ausschluß eines Ausgleichs entspricht dem 
geltenden Recht (§ 16 der Einführungsverordnung 
zum VAG). An die Stelle des Ausgleichsverfah­
rens tritt die Befugnis der Versicherungsaufsichts­
behörde zum Verbot und zur Herabsetzung von 
Leistungen (§ 98). . 

5 

. -- - ------ - ----
~~~---=~------------------------------------------- - ---'---_._---

764 der Beilagen XIV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 65 von 77

www.parlament.gv.at



66 

Wie das Ausgleichsverfahren überhaupt, soll 
auch der Zwangsausgleich im Rahmen des Kon­
kursverfahrens (§§ 140 ff Konkursordnung) aus­
geschlossen sein. Dies ist eine Konsequenz des 
Umstandes, daß die Möglichkeit einer Vermei­
dung des Konkurses von der Versicherungsauf­
sichtsbehörde im Rahmen ihrer Befugnis nach 
§ 98 wahrgenommen werden kann. Wenn die 
Versicherungsaufsichtsbehörde, statt von dieser 
Möglichkeit Gebrauch zu machen, den Antrag 
auf Eröffnung des Konkurses gestellt. hat und 
der Konkurs rechtskräftig eröffnet worden ist, 
soll dies nicht mehr von anderer Seite rückgängig 
gemacht werden können. 

Zum § 96: 

Der Abs. 1 dieser Bestimmung entspricht in­
haltlich weitgehend dem geltenden Recht (§ 88 
Abs. 2 dritter Satz VAG). Sind Nachschüsse, die 
zur Deckung von Verlusten ausgeschrieben wor­
den sind, binnen sechs Monaten nach Fälligkeit 
nicht eingegangen, wird ihre Uneinbringlichkeit 
vermutet, und eine sönst bestehende überschul­
dung des Vereins kann durch die Einsetzung der 
Forderung auf die Bezahlung der überschüsse 
bei den Aktiven nicht mehr ausgeglichen werden. 

Wie schon nach geltendem Recht (§ 52 VAG) 
gelten für die Berechnung und die Eintreibung 
der Nachschüsse im Konkurs von Versicherungs­
vereinen auf Gegenseitigkeit die entsprechenden 
genossenschaftsrechtlichen Bestimmungen. Diese 
beinhalten im wesentlichen den übergang des 
Rechts zur Eintreibung von Nachschüssen auf 
den Masseverwalter. Die satzungsmäßige Höchst­
grenze für die Ausschreibung von Nachschüssen 
ist einzuhalten. 

Der Antrag auf Eröffnung des Konkurses darf 
nach dieser Bestimmung nur abgewiesen werden, 
wenn das Vereinsvermögen zuzüglich des Höchst­
maßes der zulässigen Nachschüsse die Kosten des 
Konkursverfahrens voraussichtlich nicht deckt. 
Die im Konkursverfahren zulässigen Nachschüsse 
werden in dieser Hinsicht also wie bereits be­
stehende Forderungen des Vereins behandelt. 

Der Abs. 4 entspricht dem geltenden § 51 
Abs. 1 VAG. 

Zum § 97: 

Die Auflösung der inländischen Zweignieder­
lassung eines ausländischen Versicherungs unter­
nehmens durch die Eröffnung des Konkurses 
über deren Vermögen entspricht der Auflösung 
eines inländischen Versicherungsunternehmens 
durch Eröffnung des Konkurses gemäß dem auch 
für Versicherurigsvereine auf Gegenseitigkeit 
geltenden § 203 Abs. 1 Z. 3 Aktiengesetz 1965. 

.Zum § 98: 

. Diese Bestimmung bildet einen Ersatz für das 
bei Versicherungsunternehmen nicht in.Betracht 

kommende Ausgleichsverfahren. Die" Entschei­
dung darüber, ob bei Vorliegen der Konkursreife 
der Konkurs vermieden und dafür' von den nach 
dieser Bestimmung gegebenen Möglichkeiten Ge­
brauch gemacht werden soll, obliegt der Versiche­
rungsaufsichtsbehörde, weil dadurch die Wah­
rung der Interessen der Versicherten am besten 
gesichert erscheint. 

Die Zulässigkeit der nach dieser Bestimmung 
vorgesehenen Maßnahmen ist von zwei V oraus­
setzungen abhängig: Das Versicherungsunter­
nehmen muß sich in Zahlungsschwierigkeiten 
befinden, die den Eintritt der Konkursreife be­
fürchten lassen, die Vermeidung des Konkurses 
muß jedoch im Interesse der Versicherten gelegen 
sein. Letzteres wird häufig der Fall sein, insbe­
sondere in der Personenversicherung, da bei 
längerfristigen Verträgen, die im Zug des Kon­
kursverfahrens abgewickelt werden, ein entspre­
chender Ersatz für den Versicherungsschutz 
wohl nur mehr unter ungünstigeren Bedingungen 
gefunden werden kann. Als weitere selbstver­
ständliche Voraussetzung für die Zulässigkeit der 
nach dieser Bestimmung vorgesehenen Maßnah­
men kommt hinzu, daß sie' Erfolg versprechen 
müssen, daß sie also erwarten lassen, daß sich 
danach die Zahlungsfähigkeit des Unternehmens 
wieder einstellt. Ist hingegen anzunehmen, daß 
sich durch eine weitere Tätigkeit des Unterneh­
mens dessen finanzielle Situation nur noch ver­
schlechtert, ist die Versicherungsaufsichtsbehörde 
zur Wahrung der Interessen der Versicherten 
verpflichtet, den Antrag auf Eröffnung des Kon­
kurses zu stellen. 

Wie bereits der geltende § 89 Abs. 1 VAG vor­
sieht, kann die Versicherungsaufsichtsbehörde 
Zahlungsverbote, insbesondere hinsichtlich der 
Versicherungsleistungen, in der Lebensversiche­
rung auch hinsichtlich von Rückkäufen und der 
Gewährung von Polizzendarlehen, erlassen. Das 
Zahlungsverbot steht der Versicherungsaufsichts­
behörde für alle Versicherungsarten offen. Es 
handelt sich jedoch nur um eine vorläufige Maß­
nahme, also um eine behördliche Stundung der 
Forderungen an das Versicherungsunternehmen, 
die als solche in ihrer vollen Höhe unberührt 
bleiben. Dadurch soll ermöglicht werden, daß 
sich die finanziellen Verhältnisse des Versiche­
rungsunternehmens innerhalb eines bestimmten 
Zeitraums konsolidieren, 

Im Gegensatz dazu handelt es sich bei der Her­
absetzung der Verpflichtungen des Unterneh­
mens aus der Lebensversicherung um eine end­
gültige Maßnahme. Die Ansprüche an das V<;:r­
sicherungsunternehmen werden indem von der 
Versicherungsaufsichtsbehörde für. erforderlich 
gehaltenen Ausmaß endgültig gemindert. Diese 
Befugnis besitzt die Versicherungsaufsichtsbe­
hörde ausschließlich ini Bereich der Lebensver­
sicherung. 
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Der Abs. 3, der dem geltenden§ 89 Abs. 2 
letzter Satz VAG entspricht, im Gegensatz zu 
diesem aber nicht nur auf die Herabsetzung von 
Leistungen, sondern auch auf das zeitweilige Zah­
lungsverbot anwendbar ist, dient lediglich der 
Klarstellung. Die Maßnahmen nach Abs. 1 kön­
nen naturgemäß ihren Zweck nur erfüllen, wenn 
es sich um eine Minderung bzw. zeitweilige Auf­
schiebung der Verpflichtungen der Versiche­
rungsunternehmen handelt, ohne. daß sich an 
ihren Einnahmen aus den Versicherungsverträgen 
etwas ändert. . 

Zum Sechsten Hauptstück 

Dieses Hauptstück begründet die Verwirkli­
chung des Prinzips der materiellen StaatsaufsiCht, 
das schon dem geltenden Versicherungsaufsichts­
recht zugrunde liegt und an dem auch der Entwurf 
festhält. Es wird im wesentlichen auch an den 
Befugnissen der Versicherungsaufsichts behörde 
festgehalten, wie sie sich schon aus dem geltenden 
Recht (§§ 81 bis 89 V AG) ergeben. Die Verpflich­
tungen der Versicherungsaufsichtsbehörde im 
Zusammenhang mit dem Konkursverfahren (§ 88 
VAG) 'und die Befugnisse zur Untersagung von 
Zahlungen und zur Herabsetzung von Leistungen 
(§ 89 VAG) sind aus systematischen Gründen im 
vorangegangenen Hauptstück ·geregelt. 

Das gegenständliche Hauptstück ordnet die 
Bestimmungen über die materielle Staatsaufsicht 
unter dem. Gesichtspunkt, daß ein erster Teil 
(§§ 99 bis 103) die Voraussetzungen für eine 
ausreichende Information der Versicherungs­
aufsichtsbehörde über die Geschäftsgebarung 
des Versicherungsunternehmens schaffen soll, ein 
zweiter die Maßnahmen der Versicherungsauf­
sichtsbehörde behandelt, die sie auf Grund ihrer 
Wahrnehmungen zu treffen befugt ist (§ 104), 
und ein dritter die Mittel der Durchsetzung der. 
Anordnungen der Versicherungsaufsichtsbehörde 
regelt (§§ 105 bis 107). 

Das gegenständliche Hauptstück faßt jene Be­
stimmungen der materiellen Staatsaufsicht zu­
sammen, die nicht aus überwiegenden systemati­
schen Gründen in einen anderen Zusammenhang 
gehören. Der Informationsbeschaffung der Versi­
cherungsaufsichtsbehörde dienen etwa auch die 
Bekanntgabe der Organe des Versicherungsunter­
nehmens (§ 11) und die Bestimmungen über den 
Bericht an die Versicherungsaufsichtsbehörde im 
Rahmender Rechnungslegung (§§ 82 und 86 
Abs. 4). Eine Maßnahme im Rahmen der materiel­
len Staatsaufsicht ist auch ein Tätigwerden der 

. Versicherungsaufsichtsbehörde im Rahmen der 
Bestimmungen über die Kapitalanlage. Der 
Durchsetzung der Anordnungen der Versiche­
rungsaufsichtsbehörde dient auch die Strafbe­
stimmung des § 108 Z. 6. 

Zum § 99: 

Diese Bestimmung setzt, im wesentlichen ent~ 
sprechend dem geltenden § 81 Abs. 1 VAG, die 
grundsätzliche Befugnis und Verpflichtung der 
Versicherungsaufsichtsbehörde fest, den gesam­
ten Geschäftsbetrieb des Versic~erungsunter­
nehmens zu überwachen. Durch diese überwa­
chung kann sich die Versicherungsaufsichts.,. 
behörde die notwelldigen Informationen ver­
schaffen; um allfällige, die Interessen der Versicher­
ten gefährdende Umstände wahrzunehmen. Die 
folgenden Bestimmungen (§§ 100 bis 103)ent­
halten einen Katalog besonderer überwachungs­
mittel. 

Die überwachung erstreckt sich ausdrücklich 
auf den gesamten Geschäftsbetrieb, also nicht 
nur auf den Betrieb der Vertragsversicherung im 
eigentlichen Sinn. Eingeschränkt ist die über­
wachungsbefugnis nur durch den Zweck des 
Gesetzes im Ganzen, das auf die Wahrung der 
Interessen der Versicherten abgestellt ist. In 
diesem Rahmen obliegt es der Versicherungsauf­
sichtsbehörde, allen Geschäftsvorfällen Beach­
tung zu schenken, wobei zu berücksichtigen ist, 
daß sich auch aus Angelegenheiten, die mit dem 
Abschluß und der Abwicklung von Versiche­
rungsverträgell unmittelbar nicht zusammenhän., 
gen, mittelbar Schädigungen der Interessen der 
Versicherten ergeben können. 

Im besonderen ist als Gegenstand der über:­
wachung die Einhaltung der für den Betrieb der 
V ertragsversicherunggeltenden Vorschriften und 
des Geschäfisplans angeführt, weil sich vor allem 
daraus Wahrnehmungen von Umständen, die die 
Interessen der Versicherten gefährden oder zu 
gefährden geeignet sind, ergeben können. 

Zum § 100: 

Der Abs. 1 dieser Bestimmung gibt der Ver­
sicherungsaufsichtsbehöt:de die Möglichkeit, von 
den Versicherungsunternehmen Auskunft über 
bestimmte Angelegenheiten der Geschäftsgeba­
rung einzuholen und die Vorlage von Unterlagen 
über diese Angelegenheiten zu verlangen. Anlaß 
hiezu kann bestehen, wenn sich auf Grund be­
stimmter Anhaltspunkte, etwa aus der Beschwerde 
von Versicherten, ergibt, daß die Interessen von 
Versicherten. gefährdet sein könnten. 

Nach dem Abs. 2 haben die Versicherungs­
unternehmen der· Versicherungsaufsichtsbehörde 
auf deren Verlangen bestimmte Geschäftsgri.Uld­
lagen· vorzulegen· und den Abschluß bestimmter 
Versicherungsverträge zu melden. Die Grenze 
dieser Verpflichtung besteht darin, daß das Ver­
langen der Versicherungsaufsichtsbehörde unter 
dem Gesichtspunkt der Wahrung der Interessen 
der Versicherten gerechtfertigt sein muß. 

Die Bestimmung kann angewendet werden, 
um Vorlagen und Meldungen in bestimmten ein-
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zeinen Fällen zu verlangen. Ihre wesentliche, Be-:­
deutllng liegt aber, darin, daß die Versicherungs­
aufsichtsbehördc'allgemein eine regelmäßige Vor­
lage bestimmfer UnterlagenÜtld die Meldung be­
stimmter Geschäftsv'orfälle anordnen kann. Da­
durch wird dneÜberwachung von für die Belange 
det Versicherten besonders bedeutsamen Umstän­
den und Geschäftsvorfällen auch außerhalb der 
Prüfung der Geschäftsgebarung, wie sie in den 
$§,101 und 102 vorgesehen ist, ermöglicht. 

Gegenstand der Vorlagepflicht sind Geschäfts­
grundlagen, die nicht zum Geschäftsplart gehören 
und daher nicht gemäß den §§ 8 Abs. 1 und 18 
der Genehmigungspflicht unterliegen. Unter Ge­
schäftsgrundlagen sind alle beim Abschluß und 
bd der, Abwicklung der Versicherungsverträge 
regelmäßig verwendeten Unterlagen zu verstehen. 
Als wichtiges Beispiel sind die Tarife ausdrück­
lich angeführt. Darüber hinaus kommen etwa 
Antrags- und Polizzenformulare als Gegenstand 
der Vorlagepflicht in Betracht. 

Gegenstand der Meldepflicht ist der Abschluß 
bestimmter Arten von Versicherungsverträgen. 
Es kommen hiebei solche Verträge in Betracht, 
aus denen sich wegen ihrer Bedeutung für das 
Gesamtgeschäft eine Gefährdung der Interessen 
der Versicherten ergeben kann. Dies wird vor 
allem bei Gruppenversicherungsverträgen mit 
zahlreichen Versicherten der Fall sein. Die Mel~ 
dung gibt der Versicherungsaufsichtsbehörde die 
Möglichkeit, Auskünfte vom Versicherungs­
unternehmen einzuholen, die Vorlage der Unter­
lagen zu verlangen oder die Unterlagen an Ort 
und Stelle zu prüfen. 

Normierung eines bestimmten Zeitabstandes, wie 
sie das geltende Recht enthält (§ 84 Abs. 1 VAG), 
sieht der Entwurf ab. Der zdtliche Abstand der 
regelmäßigen Prüfung soll sich vielmehr nach der 
jeweils notwendigen Überwachungsintensität und 
den verwaltungstechnischen Möglichkeiten der 
Versicherungsaufsichtsbehörde .richten. 

Im folgenden stellt die gegenständliche Be­
stimmung klar, daß die Pflicht zur regehrtäßigen 
Gesamtprüfung die grundsätzliche Befugnis zur 
jederzeitigen Prüfung der Geschäftsgebarung im 
Sinn des Abs. 1 nicht berührt. Die Versicherungs­
aufsichtsbehörde kann die gesamte Geschäfts­
gebarung auch außerhalb des, regelmäßigen 
Turnus prüfen; wenn hiefür ein besonderer An­
laß besteht, also Wahrnehmungen auf Grund 
anderer Überwachungs mittel oder auf Grund der 
letzten turnusmäßigen Prüfung auf schwerwie­
gende Mängel in der Geschäftsgebarung schließen 
lassen. Sind diese Mängel nur bei einem bestimm­
ten Teil der Geschäftsgebarung oder hinsichtlich 
besonderer eioz,elner Angelegenheiten der Ge­
schäftsgebarung ,anzunehmen, so kann sich die 
PrÜfung auf diesen Teil'beschränken. Bestimmte 
Teile der Geschäftsgebarung können auch, in 
kürzeren Abständen als die gesamte Geschäfts­
gebarung regelmäßig geprüft werden, wenn si~h 
bei ihnen eine größereIntensität der Überwachung 
als erforderlich erweist. 

Zum § 102: 

per Abs. 1 dieser Bestimmung verpflichtet die 
Versicherungsaufsichtsbehörde, die.' Prüfung an­
zukündigen, wenn, dies den Zweck der Prüfung 
nicht' vereitelt. Von der geltenden Rechtslage, 
wonach die Prüfung möglichst unvermutet statt-

Zum § 101: zufinden hat (§ 84 Abs. 1 VAG), wird also abge-
Wie berdts das geltende Recht (§ 83 Abs. 2 gangen. Ferner müssen nach der gegenständlichen 

VAG) sieht auch der Entwurf eine Prüfung der Bestimmung die Prüfungsorgane Organe der 
Versicherungsunternehmen durch die Versiche- Versicherungsaufsichtsbehörde sein. Die Heran­
rungsaufsichtsbehörde vor. Diese stellt als un-ziehung anderer Personen ist, im Gegensatz zum 
mittelbare Einsichtnahme die intensivste Form geltenden § 84 Abs. 1 VAG, nicht mehr vorge­
der Überwachung der Geschäftsgebarung dar sehen, ebenso der Anschluß einer Prüfung durch 
und bildet die hauptsächliche Gelegenheit für die Versicherungs aufsichts behörde an eine Ab­
die Wahrnehmung von die Belange der Versicher- schlußprüfung. Damit wird die, Unmittelbarkeit 
ten gefährdenden Umständen. Gegenstand der der Wahrnehmungen durch die Versicherungs­
Prüfung ist die gesamte Geschäftsgebarurig, so- aufsichtsbehörde gewährleistet. Die Pflicht der 
weit dieÜberwachungspflicht der Versicherungs- Versicherungsaufsichtsbehörde, die Prüfungs­
aufsichtsbehörde reicht (vgl. die' Erläuterungen orga~e mit einem Prüfungsauftrag zu versehen, 
zum§ 99). Die Prüfung findet in den Arbeits- und die Pflichi:der Prufungsorgane, sich auszuwd­
und Geschäftsräumen des ,Versicherungsunter- sen und den Prüfungs auftrag vorzuweisen, sollen 
nehmens statt. Sie' ist im allgemeinen eine prä- dem Versicherungsunternehmen Gewähr geben, 
ventive Maßnahme. In der näheren Ausgestaltung daß es die ihm im Rahmen der Prüfung obliegenden 
des Rechtsinstitutes der Prüfung (§ 102) folgt der Pflichten nur gegenüber Personen erfüllt, die zur 
Entwurf im wesentlichen der herrschenden Ver- llrüfung tatsächlich berechtigt sind. 

waltungspraxis. Dem Recht der Versicherungsaufsichtsbehörde 
Der Abs. 2 setzt die Verpflichtung der Ver- zur Prüfung steht die Verpflichtung des Versiche­

sicherungsaufsichtsbehorde fest, die gesamte Ge": rungsunternehmens zur Bereitstellung der für die 
schäftsgebarungder Versicheruogsunternehmen Prüfung erforderlichen Unterlagen, zur Einsicht­
ip. regelmäßigen Abständen zu prüfen. Von der gewährung und zur Auskutiftserteilung gegen-
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über. Diese Verpflichtung ist daher durch den auskunftspflichtigenPersonen ist nicht beschränkt. 
Umfang der Prüfungsbefugnis (vgl. die Erläute- Es kommen hiefür alle Personen in Betracht, 
rungen zum § 101), aber auch nur durch diesen denen auf welche Weise immer Angelegenheiten 
begrenzt. Da es sich um eine Prüfung an Ort und der Geschäftsgebarung von Versichetungsunter­
Stelle handelt, setzt ihre V ornahme- den Zutritt zu nehmen bekannt geworden sind, insbesondere 
den Geschäfts- und Arbeitsräumen des Versiche- Abschlußprüfer, Angestellte des Unternehmens, 
rungsunternehmens voraus. Dieser muß daher. Versicherungsmakler, selbständige Versicherungs­
für die Dauer der Prüfung innerhalb der üblichen vertreter -und Versicherungsnehmer. Gegenstand 
Geschäfts- und Arbeitszeit jederzeit gewährt der Auskunftspflicht kann alles sein, was der 
werden. In der Frage der Zutrittsgewährung wird Überwachung durch die Versicherungsaufsichts:.. 
nicht auf die Eigentumsverhältnisse an den be- behörde unterliegt (vgl.die Erläuterungen 
treffenden Räumen abgestellt. Der Zutritt ist also zum § 99). 
auch zu den Räumen zu ermöglichen, die im Ei­
gentum eines anderen Unternehmens stehen, 
wenn dort Tätigkeiten für das _geprüfte Unter­
nehmen durchgeführt werden. 

Nach dem Abs. 3 ist zur Auskunftserteilung 
und zur Vorlage von Geschäftsunterlagen jede 
im Unternehmen beschäftigte Person im Rahmen 
ihres Wirkungsbereiehes verpflkhtet, unabhängig 
davon, ob sie ein vertretungsbefugtes Organ des 
Unternehmens ist oder -nicht. 

Die Bereitstellung der erfoderlichen Räumlich­
keiten und Hilfsmittel ist notwendig, damit die 
Prüfungsorgane ihre Aufgaben wirksam wahr­
nehmen können. Die Verpflichtung zur Lesbar­
machung von Unterlagen, die unter Verwendung 

Für den Treuhänder ist die Auskunftspflicht. 
weil sie nicht von einem entsprechenden Ver­
langen der _ Versicherungsaufsichtsbehörde ab­
hängig. sein soll, im § 23 Abs. 6 gesondert fest­
gesetzt. 

Das Ausmaß der Auskunftspflicht wird dadurch 
näher bestimmt, daß sie die Verpflichtung 
umfaßt, der Versicherungsaufsichtsbehörde Ur­
kunden und andere schriftliche Unterlag~n vor­
zulegen. Diese Verpflichtung ist durch den 
Umfang der Auskunftspflicht beschränkt. Statt 
die Vorlage zu verlangen, kann sich die Ver­
sicherungsaufsichtsbehörde auf eine Einsicht­
nahme beschränken. 

von Datenträgern zustandegekommen und auf- Zum § 104: 
bewahrt worden sind, entspricht der gleichen 
Verpflichtung, wie sie auf Grund des Bundesge- Diese Bestimmung, die den Grundsatz der 
setzes vom 8. November 1973, BGBL Nr.S77, materiellen Staatsaufsicht über Versicherungs­
im §47 zweiter Absatz des Handelsgesetzbuchs unternehmen in wesentlichen Punkten konkre­
und im § 132 Abs. 3 der Bundesabgabenordnung tisiert, enthält drei allgemeine Tatbestände, die 
festgesetzt ist. einen Eingriff der Versicherungsaufsichtsbehörde 

in die Geschäftsgebarung von Versicherungs-
Die schriftliche Festhaltung der in der Prüfung unternehmen ermöglichen. 

getroffenen Feststellungen ist sowohl für die 
Versicherungsaufsichtsbehörde als auch für das Der erste Fall ist die NichteinPaltung der für 
Versicherungs unternehmen von Bedeutung. Der den Betrieb der Vertragsversicherung geltenden 
Versicherungsaufsichtsbehörde dient sie als Grund- Vorschriften und des Geschäftsplans. Die V or­
lage der weiteren Überwachung, dem Versiche- schriften, deren Verletzung die Befugnis der 
rungsunternehmen als Grundlage für die Ab-_ Versicherungsaufsichtsbehörde zur Erlassung von 
stellung allfälliger wahrgenommener Mängel. Anordnungen auslöst, decken sich mit denen, 

deren Einhaltung die Versicherungsaufsichts-
Das Versicherungsunternehmen hat einen An- behörde _ gemäß §99 zu überwachen hat. Eine 

spruch darauf, zu den Prüfungsfeststellungen gleichartige Anordnungsbefugnis ist im geltenden 
Stellung zu nehmen. Dies kann im Rahmen einer § 81 Abs. 2 VAG enthalten. 
Besprechung mit Vertretern des Versicherungs-
unternehmens geschehen, die nach Beendigung Der zweite Fall betrifft ein Verhalten von 
der Prüfung abgehalten wird. Eine solche Be- Versicherungsunternehmen, das Interessen der 
sprechung wird sich jedenfalls nach einer Prüfung Versicherungsnehmer oder - anderer aus den 
der gesamten Geschäftsgebarung als zweckmäßig Versicherungsverträgen Anspruchsberechtigter 
erweisen. gefährdet. Es ermächtigt die Versicherungsauf­

Zum § 103: 

Über einzelne Angelegeriheiten der Geschäfts­
gebarung soll die Versicherungsaufsichtsbehörde 
Auskünfte sowohl innerhalb als auch außerhalb 
des VersicherungSunternehmens eiriholen können, 
die erforderlich sind, um Klarheit über diese 
Angelegenheiten zu gewinnen. Der Kreis der 

sichtsbehörde zu allen Anordnungen, die zur 
Beseitigung einer solchen Gefahr erforderlich 
sind, und tritt damit an die Stelle des die Belange 
der Versicherten gefährdenden -Mißstands im 
Sirin des geltenden § 81 Abs. 2 VAG. 

Der Kreis der geschützten Personen ist in 
diesem -Fall um solche erweitert, mit denen 
der Abschluß von Versicherungsverträgen erst 
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angebahnt wird oder werden soll. Dies erscheint 
erforderlich, weil gerade im Zusammenhang 
mit Vorgängen, die zum Abschluß von Ver­
sicherungsverträgen führen sollen, ein Verhalten 
der Versicherungsunternehmen, das geeignet ist, 
die Interessen der Betroffenen zu gefährden, 
vermieden werden soll: / 

Als Verhalten des Versicherungsunterrtehmens 
kommt in diesem Zusammenhang jeder Vorgang 
im Rahmen der Geschäftstätigkeit in Betracht. 
Es kann in einem Handeln oder in einem Unter­
lassen bestehen. Die Gefährdung kann unmittelbar 
oder mittelhar bei den Versicherungsnehmern 
oder anderen aus den Versicherungsverträgen 
Anspruchs berechtigten eintreten. Sie kann also 
auch in einem Verhalten zu erblicken' sein, das 
sich nicht auf das eigentliche Versicherungs­
geschäft bezieht, jedoch wegen der für das 
Unternehmen zu befürchtenden Folgen, insbe­
sondere finanzieller Art, die Leistungsfähigkeit 
des Unternehmens zum Schaden der Versicherten 
beeinträchtigt. 

Der dritte Fall ist darin gelegen, daß die 
Geschäftsgebarung von Versicherungsunterneh­
men zu anerkannten Grundsätzen des Geschäfts­
betriebes von Versicherungs unternehmen in 
Widerspruch steht. Dadurch wird der im § 81 
Abs. 2 VAG enthaltene Fall eines Mißstands, 
der den Geschäftsbetrieb mit den guten Sitten 
in Widerspruch bringt, durch eine Vorschrift 
vergleichbaren Inhalts ersetzt. 

Der Entwurf nennt ausdrücklich einen Sonder­
fall des Widerspruchs zu anerkannten Grund­
sätzen des Geschäftsbetriebes von Versiche­
rungsunternehmen: die Ungleichbehandlung von 
Versicherungsnehmern. 

Die Gleichbehandlung der Mitglieder von 
Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit ist 
nach § 33 Abs. 3 gesetzliches Gebot. Eine Un­
gleichbehandlung stellt daher die Verletzung 
einer für den Betrieb der Vertragsversicherung 
geltenden Vorschrift im Sinn des' Abs. 1 dar. 
Nach der gegenständlichen Bestimmung ist die 
unsachliche Ungleichbehandlung von Versiche­
rungsnehmern schlechthin der Fall eines Wider­
spruchs zu anerkannten .Grundsätzen des Ge­
schäftsbetriebes. Die Hauptfälle einer solchen 
Ungleichbehandlung sind ungerechtfertigte Be­
günstigungsverträge und Sondervergütungen, die 
bereits vom geltenden Recht (§ 81 Abs. 2 VAG) 
als besondere Fälle von Mißständen behandelt 
werden. Im übrigen deckt sich der Inhalt der 
gegenständlichen Bestimmung mit der des § 33 
Abs. 3 (vgl. die Erläuterungen hiezu). 

Im Abs. 5 werden zwei Sonderfälle von 
Anordnungen der V ersicherungsauf~ichtsbehörde 
angeführt, die im Sinn des Abs. 2 erforderlich 
sein können, um eine Gefährdung der Interessen 

der Versicherungsnehmer und anderer auf Grund 
von Versicherungsverträgen anspruchsperechtig­
ter Personen zu· beseitigen. 

Die Anordnung einer Änderung des Ge­
schäftsplans ist zulässig, wenn der bestehende 
Geschäftsplan die Interessen der Versicherten 
gefährdet .. Dies -ist etwa dann anzunehmen, 
wenn allgemeine Versicherungsbedingungen nicht 
mehr den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen 
oder wenn die in einem zum Geschäftsplan 
gehörenden Tarif festgesetzten Versicherungs­
entgelte sich als unzureichend oder überhöht 
erweisen. 

Eine Erhöhung der Eigenmittel kann ange­
ordnet werden, wenn diese im Hinblick auf den 
Geschäftsumfang und die Art des Geschäfts­
betriebes nicht mehr ausreichen, um die dauernde 
Erfüllbarkeit der Leistungen aus den Vetsiche­
rungsverträgen. zu gewährleisten. 

Nach dem Abs. 6 können Adressaten von 
Anordnungen der Versicherungsaufsichtsbehörde 
zur Abwendung einer Gefährdung der Interessen 
der Versicherten auch Versicherungsmakler und 
selbständige Versicherungsvertreter sein. Dies 
erweist sich als zweckmäßig, weil diese Personen 
rechtlich und faktisch in der Lage sind, auf. 
Grund ihrer Stellung beim Abschluß von Ver­
sicherungsverträgen ein die Interessen der Ver­
sicherten gefährdendes Verhalten eines Ver­
sicherungsunternehmens entscheidend herbeizu­
führen. 

Zum § 105: 

Wie bereits nach dem geltenden Recht (§ 83 
Abs. 3 VAG) soll die Versicherungsaufsichts­
behörde in bestimmten Fällen die Möglichkeit 
haben, die Hauptversammlung (das oberste 
Organ) oder den Aufsichtsrat eines Versiche­
rungsunternehmens einzuberufen und die Be­
schlußfassung über bestimmte Tagesordnungs­
punkte zu verlangen. Die Versicherungs auf­
sichtsbehörde kann somit jene Beschlüsse vor­
schlagen, die geeignet sind, die Anordnungen 
der Versicherungsaufsichtsbehörde zu verwirk­
lichen (z. B. Beschlußfassung über eine Erhöhung 
des Grundkapitals, über die Abberufung eines 
bestimmten Vorstandsmitglieds, einer Person als 
Treuhänder). Diese Bestimmung stellt den maß­
vollsten Eingriff in die Autonomie des Unter­
nehmens dar" weil es dessen Organen überlassen 
bleibt, die entsprechenden Beschlüsse zu fassen. 
Der Versicherungsaufsichtsbehörde wird lediglich 
die Möglichkeit eingeräumt, Initiativen zu· er­
greifen. 

Naturgemäß kommen die in dieser Bestimmung 
festgesetzten Befugnisse nur für inländische 
Unternehmen in Betracht. 
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Zum § 106: 

. Die Einsetzung eines Sonderbeauftragten wird 
10 enger Anlehnung an den geltenden Art. 3 
der Verordnung vom 21. April 1936, DRGBI. I 
S. 376, geregelt. 

. F~ die Einsetzung eines Sonderbeauftragten 
1st Insbesondere erforderlich daß die Ver­
sicherungsaufsichtsbehörde wi;derholt zur Ein­
haltung der geltenden Vorschriften und des 
Geschäftsplans gemahnt hat. Dies kann in Form 
von Anordnungen nach § 104 oder formlos 
geschehen sein. Andere Maßnahmen, also insbe­
s~.ndere die, die der Versicherungsaufsichtsbe­
~orde gemäß § 105 eingeräumt werden, müssen 
SIch als unzureichend erwiesen haben oder als 
voraussichtlich unzureichend erscheinen; weil 
etwa eine entsprechende Beschlußfassung von 
Unternehmensorganen überhaupt nicht oder nicht 
so rechtzeitig zu erwarten ist, daß eine Schädigung 
der Interessen der Versicherten vermieden wird. 

Um dem Sonderbeauftragten die Durchsetzung 
der vom Versicherungsunternehmen verletzten 
': orschrift oder des Geschäftsplans zu ermög­
h~hen, kann es erforderlich sein, ihtn die Befug­
msse von Organen des Unternehmens zu über­
tragen. ~ie gegenständliche Bestimmung räumt 
~er ~ersI.cherungsaufsichtsbehörde diese Mög­
hchkeit em. Ihre Grenze ergibt sich aus dem 
~wec~ der Bestellung des Sonderbeauftragten 
1m Eu~zelfall. Dem Sonderbeauftragten kann 
auch die gesamte Geschäftsführung übertragen 
werden, wenn sich die verletzte Vorschrift auf 
die gesamte Geschäftsführung bezieht oder so 
viele Vorschriften verletzt wurden, daß eine 
Abgrenzung unmöglich ist. . 

I 

Dem Sonderbeauftragten muß für seine Mühe-
waltung eine Vergütung zugestanden werden. 
~~ese wird von der Versicherungsaufsichtsbe­
horde festgesetzt. Ihre Höhe richtet sich nach 
den A~fgaben des Sonderbeauftragten im Einzel­
fall. DIe Kosten der Bestellung und die Vergütung 
fallen dem· Versicherungsunternehmen zur Last. 
Dies ist eine Konsequenz aus dem Umstand, 
daß es durch sein Verhalten die Einsetzung 
des Sonderbeauftragten erforderlich gemacht hat. 

Zum § 107: 

Diese Bestimmung bietet wie der geltende § 87 
VAG die Möglichkeit, den Geschäftsbetrieb 
eines Versicherungsunternehmens zu untersagen. 
Ei~e s~lche Mögli.chkeit muß vorgesehen werden, 
weIl. die KonzessIon zum Betrieb der Vertrags­
v~rsIc~~rung grundsätzlich unentziehbar ist (vgI. 
~e Erlauteru?gen zum § 12). Für die Untersagung 
1st erforderlich, daß das Versicherungs unter­
nehme? seinen vorschriftsgemäßen Verpflichtun­
gen fortgesetzt zuwiderhandelt. Es muß sich 
um ein dauerndes, durch andere MaßnahmejJ. 
nicht zu steuerndes Verhalten handeln. Nach 

dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit muß 
es sich um schwerwiegende Verstöße handeln, 
aus denen sich eine erhebliche Gefährdung der 
Interessen der Versicherten ergibt. 

Die Wirkung der Untersagung besteht darin, 
daß neue Versicherungen nicht abgeschlossen 
und bestehende nicht erhöht oder verlängert 
~er~en dürf~n. Dies schließt die Verpflichtung 
10 sIch, Versicherungsverträge zu kündigen, die 
son~t nach den Versicherungsbedingungen al,lto­
mattsch verlängert würden. Im übrigen bleiben 
die bestehenden V ('!rsicherungsverträge unbe­
rührt. Die Untersagung kann den gesamten 
Geschäftsbetrieb umfassen, sie kann aber auch 
auf einzelne Versicherungs zweige (Versicherungs­
arten) beschränkt werden, wenn die Umstände 
die eine Untersagung rechtfertigen, nur bei 
ihnen vorliegen. 

Die Untersagung des gesamten Geschäfts­
betriebs wird gewöhnlich unternehmens rechtliche 
Folgen nach sich ziehen, auch wenn diese nicht 
~ie im F~ll des Abs. 4 ausdrücklich angeordnet 
slOd. Wird das Unternehmen nach der Unter­
s~gung aufgelöst oder führt die Untersagung 
die Auflösung unmittelbar herbei, so hat sich 
die .Untersagung als eine endgültige Maßnahme 
erWIesen. Grundsätzlich gilt sie jedoch als vor­
läufig, was insbesondere in den Fällen einer 
nur teilweisen Untersagung zu praktischer Aus­
wirkung kommen wird. Wenn nach den Um~ 
stä.nden des Falles anzunehmen ist, daß nach 
WIederaufnahme des Geschäftsbetriebes die 
G:ründe, die zur Untersagung geführt haben, 
111cht mehr eintreten werden, ist die Untersagung 
daher zu widerrufen. 

Besondere Maßnahmen zur Sicherung des 
Vermögens des Unternehmens können sich als 
erforderlich erweisen, um den Zweck der Unter­
sagung nicht zu vereiteln. Das geeignete Mittel 
hiezu ist die Übertragung der Vermögensver­
waltung durch die Versicherungsaufsichtsbehörde 
auf . Personen ihrer Wahl. Hiefür gelten die 
Besttmmungen über den. Sonderbeauftragten ent­
sprechend. 

Wie schon nach dem geltenden Recht (§ 87 
Abs. 3 VAG) soll die Untersagung des gesamten 
Geschäftsbetriebs eines Versicherungsvereins auf 
Gegenseitigkeit so wirken, als hätte das oberste 
~rg~n ~e Auflösung beschlossen. Die Wirkung 
hinSIchtlich neuer Verträge ist die gleiche wie 
bei Versicherungs aktiengesellschaften, zudem sind 
jedoch die bestehenden abzuwickeln, und ein 
Widerruf der Untersagung kommt keinesfalls 
meht in Betracht. 

Zum 1iiebenten Hauptstück 

Die Strafbestimmungen des Entwurfs sind 
zunächst vom Gedanken einer möglichst weit­
gehenden Entkriminalisierung beherrscht. Das 
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geltende Recht (§§ 134 bis 145 VAG) enthält 
in seinen Straf vorschriften nur gerichtlich· straf­
bare Handlungen. 

Insbesondere werden die Sttafhandlungen der 
§§ 134 und 140 VAG grundsätzlich in Ver­
waltungsübertretungen umgewandelt (§§ 109 
und 110). Die Bestimmungen des § 135 VAG 
werden nunmehr im allgemeinen durch die 
Bestimmung des § 108 des Entwurfs ersetzt. 
Die §§ 137 bis 139, 141 und 143. VAG finden 
in den §§ 111 bis 114 des Entwurfs ihre" Ent­
sprechnung, die weiterhin gerichtlich strafbare 
Handlungen enthalten. Das Bedürfnis an einer 
Beibehaltung der übrigen Bestimmungen des 
geltenden Rechts kann verneint werden. 

Zum 1. Abschnitt: 

Zum §108: 

In dieser Bestimmung sind Tatbestände ge­
sammelt, die in gleicher oder ähnlicher Form 
auch das geltende Recht, allerdings als gerichtlich 
strafbare Tatbestände, enthält. Die Z. 1 ent­
spricht dem § 135 Abs. 1 Z. 4 VAG; die Z. 2 
dem § 140 Abs. 2 VAG. 

Die Z. 3 bis 5 betreffen die Geschäftsgebarung 
hinsichtlich der Bildung, Anlage und Verwahrung 
des Deckungsstocks. Entsprechende Bestimmun­
gen finden sich gegenwärtig im §. 135 Abs. 1 Z. 2 
und, sofern es sich um den Treuhänder handelt, 
im § 138 VAG. Das Erfordernis der Strafbarkeit 
ergibt sich aus der großen Bedeutung der be­
treffenden Vorschriften für die Belange der 
Versicherten. 

Die Z. 6 schließlich macht eine Verletzung 
von Anordnungen der Versicherungs aufsichts­
behörde, die auf Grund des § 104 ergehen, 
strafbar~ Dadurch ist es der Versicherungsauf~ 
sichtsbehörde, möglich, einen Druck auf die 
Einhaltung ihrer Anordnungen auch außerhalb 
der ihr nach den §§ 105 bis 107 zustehenden 
Befugnisse auszuüben und möglicherweise den 
Rückgriff auf diese in die Unternehmensautonomie 
eingreifenden· Befugriisse überhaupt entbehrlich 
zu machen. 

. Die Z. 7 soll dem rechtspolitischen Anliegen 
auf Geheimhaltung personenbezogener Daten 
auch im Bereich der Vettragsversicherung Rech­
nung tragen. Hinsichtlich der in Verwendung 
stehenden Begriffe sei auf die Regierungsvorlage 
des Datenschutzgesetzes (72 der Beilagen zu 
den Stenographischen Protokollen des National­
rates XIV. G. P.) verwiesen. 

Zum § 109: 

Diese. Bestimmung entspricht im wesentlichen 
dein geltenden § 134 VAG. 

Zum § 110: 

Diese Bestimmung entspricht im wesentlichen 
derri geltenden § 140 Abs.1 VAG. Sie schließt 
darüber hinaus auch den Fall eines Geschäfts­
betriebes, der nach § 107 untersagt worden ist~ 
ein und verstärkt damit die Wirksamkeit dieser 
Bestimmung. 

Zum 2. Abschnitt: 

Zum § 111: 

Nach dieser Bestimmung sind falsche Angaben 
der Abschlußprüfer im Prüfungsbericht über 
das Ergebnis· der Prüfung strafbar. Sie tritt 
damit an die Stelle des geltenden § 137 Abs. 1 
VAG. 

Zum § 112: 

Der Abs. 1 Z. 1 dieser Bestimmung ermöglicht 
ins besondere. eine Sanktion falscher Angaben des 
Treuhänders für die Überwachung des Deckungs­
stocks im Rahmen der ihn nach § 23 Abs. 6-
treffenden Auskunftspflicht. Aber auch andere 
Personen, insbesondere Angestellte des Unter­
nehmens, denen die Besorgung entsprechender 
Angelegenheiten obliegt, können sich nach dieser 
Bestimmung strafbar machen. Die relativ hohe 
Bestrafung falscher Angaberi Über Deckungserfor­
dernis und Deckungsstock ist wegen deren großer 
Bedeutung· für die Interessen der Versicherten, 
gerechtfertigt. . 

Der Abs. 1Z. 2 qnd der Abs. 2 enthalten Sank­
tionen für falsche Bestätigungen im Sinn des 
§ 80 Abs. 1 und 2. Hiebei wird die Bestätigung 
der versicherungsmathematischen Sachverständi­
gen einer strengen Strafdrohung unterstellt, weil 
sie für die Sicherheit der Erfüllbarkeit der An­
sprüche aus den Versicherungsverttägen von 
fundamentaler Bedeutung ist. 

Zum § 113: 

Diese Bestimmung entspricht dem geltenden 
§ 141 VAG. 

Zum § 114: 

Diese Bestimmung entspricht dem für Aktien­
gesellschaften geltenden § 255 Aktierigesetz 1965 .. 

Zum Achten Hauptstqck 

Zum § 115: 

Mit dieser Bestimmung wird an der Rechtslage . 
festgehalten, wie sie sich derzeit aus dem § 34 des· 
Behörden-Überleitungsgesetzesergibt. Der Ver­
zicht auf eine selbständige Versicherungs aufsichts­
behörde entspricht der österreichischen Tradition 
und hat sich im wesentlichen bewährt, sodaß er 
aus Gründen der Verwaltungsäkonomiebeibe,:" 
halten werden sollte. 
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Zum§ 116: Zum Neunten Hauptstück 

Die Bestimmungen über die amtlichen Ver­
öffentlichungen, das Vertragsversicherungswesen 
betreffend, werden gegenüber dem geltenden 
§ 103 VAG präzisiert und entsprechen der der­
zeitigen Veröffentlichungspraxis. 

Zum § 117: 

Diese Bestimmung entspricht vollkommen dem 
geltenden § 101 VAG, ist also nicht als eine neue 
Bestimmung, sondern als eine Beibehaltung des 
geltenden Rechts anzusehen. 

Zum§ 119: 

Zur Aufrechterhaltung einer kontinuierlichen 
ausreichenden Beaufsichtigung der Versicherungs­
unternehmen ist es notwendig, daß die Versiche­
rungsaufsichtsbehörde bestimmte Verordnungen, 
zu denen sie nachdem Entwurf ermachtigt sein 
soll (z. B. hinsichtlich der Rechnungslegung 
gemäß § 83), .so rechtzeitig erläßt, daß sie gleich­
zeitig mit dem Inkrafttreten des Gesetzes in 
Kraft treten können. 

Diese von den Bestimmungen des A VG ab- Zu den §§ 120 bis ·128: 
weichenden Kostentragungsbestimmungen sind Diese Bestimmungen enthalten die notwendigen 
darin begründet, daß die Auferlegung von Ver-Obergangsregelungen, soweit durch den Entwurf 
waltungsabgaben ausschließlich für einzelne die. Rechtslage geändert werden soll. 
Amtshandlungen der Eigenart der aufsichtsbe-
hördlichen Tätigkeit· nicht entsprechen würde. 
Die Besonderheit dieses Gegenstandes liegt darin, 

. daß die aufsichtsbehärdliche Tätigkeit zu einem 
erheblichen Teil in einer Prüfungstätigkeit be­
steht, wobei sich die Dauer und· Intensität der 
Prüfung einzelner Versicherungsunternehmen 
nicht von vornherein absehen läßt und auch 
schwer abzuschätzen ist, welche Kosten dadurch 
jeweils erwachsen. Eine pauschalierte Kosten­
tragung, die sich nach dem Prämienaufkommen 
der Versicherungsunternehmen richtet, erscheint 
als die am ehesten sachgerechte Lösung und als 
zur Regelung des Gegenstandes erforderlich: 

Eine Verpflichtung der Versicherungsunter­
nehmen, die Kosten der Versicherungsaufsicht 
zur Gänze oder größtenteils zu tragen, besteht in 
einer Reihe anderer europäischer Lände~; wie 
etwa Belgien, Dänemark, der BRD, Italien, 
den Niederlanden, Norwegen, Spanien, Schwe­
den, der Schweiz und der Türkei. 

Zum § 118: 

Eine gegenseitige Auskunftserteilung durch die 
Versicherungsaufsichtsbehörden in internatio­
nalem Rahmen trägt der internationalen Verflech­
tung der. Versicherungs wirtschaft Rechnung.· 

Der Abs. 1 der gegenständlichen Bestimmung 
setzt die Auskunftserteilungspflicht der öster­
reichisehen Versicherungsaufsichtsbehörde über 
von ihr beaufsichtigte international tätige Ver­
sicherungsunternehmen gegenüber denjenigen 
ausländischen Behörden fest, die diese Auskünfte 
für die ihnen obliegende Aufsicht benötigen. Sie 
ist von der Gewährung der Gegenseitigkeit ab­
hängig. 

Im Interesse der Versicherungsunternehmen 
muß die Geheimhaltung der Mitteilungen, die 
eine ausländische Behörde über sie erhält, sicher­
gestellt werden. In einer entsprechenden vertrag­
lichen Vereinbarung wird jedenfalls eine aus­
reichende Sicherstellung zu erblicken sein. 

Zum § 129: . 

Die im Zug der Rekonstruktionsgesetzgebung 
zugelassenen steuerfreien Rücklagen sollen im 
Hinblick auf die inzwischen eingetretene Konsoli­
dierung der Versicherungswirtschaft aufgelassen 
werden. Die betreffenden Beträge sind zwingend 
anderen Rücklagen zuzuführen. 

Zum § 130: 

Die Erfassung der derzeit noch geltenden Vor­
schriften aus der Zeit zwischen 1939 und 1945 ist 
schwierig und kann nicht gelöst werden, ohne 
Zweifels~ragen heraufzubeschwören. Der Ent­
wurf begnügt sich daher mit einer Generalklausel, 
mit der alle Vorschriften aus dieser Zeit, soweit 
sie noch gelten, aufgehoben werden, seien sie nun 
auf Grund des geltenden Versicherungsaufsichts-· 
gesetzes erlassen worden (Abs. 1 Z. 2) oder nicht 
(Abs. 1 Z. 3). 

Die geltende Verordnung vom 28. Februar 
1939, DRGBL I S. 365, zur Einführung von Vor­
schriften über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunternehmungen im Land Öster­
reich (Abs. 1 Z. 2) bestimmt u. a., daß ab 1. März 
1939 in Österreich das Gesetz über die Beaufsich­
tigung der privaten Versicherungsunternehmun­
gen und Bausparkassen vom 6. Juni 1931, 
DRGBl. I S. 315, nur für die privaten Versiche­
rungsunternehmungen zu gelten hat. Der § 1 
der Verordnung vom 5. April 1940, DRGBI. I 
S. 644, regelt. allerdings weiters, daß die in der 
vorerwähnten Verordnung bezeichneten gesetz­
lichen Bestimmungen - also insbesondere das 
Gesetz über die Beaufsichtigung der privatell 
Versicherungsunternehmungen und Bauspar­
kassen vom 6. Juni 1931 - in der Ostmark auch 
für private Bausparkassen zu gelten haben. Sohin 
bildet gegenwärtig das Versicherungsaufsichts­
gesetz aus delll Jahr 1931 die wesentliche Rechts­
grundlage auch für alle im Bundesgebiet zuge~ 
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lassenen Bausparkassen. Es muß daher bis zur 
Erlassung neuer bausparkassenrechtlicher V or­
schriften zweifelsfrei klargestellt werden, daß die 
Bestimmungen des Gesetzes vom 6. Juni 1931 
für die in Österreich zugelassenen Bausparkassen 
weiterhin unverändert zu gelten haben. 

die Versicherungswiederaufbaukommission (§ 2) 
in Geltung. 

Vom Versicherungswiederaufbaugesetz (Abs. 1 
Z. 6, sollen nur die Bestimmungen in Geltung blei­
ben, die nicht mittlerweile obsolet geworden sind. 

Vom Versicherungsüberleitungsgesetz (Abs. 1 Zum § 131: 
Z. 3) stehen nur mehr die Bestimmungen über Diese Bestimmung ist die Vollzugsklausel. 

Gegenüberstellung 

von Bestimmungen des geltenden Versicherungsaufsichtsrechts mit dem Entwurf 

§ 1 Abs. 1 
§ 1 Abs. 2 und 3 
§2 

§§ 3 und 4 
§ 5 Abs. 1 

VAG: 

§ 5 Abs. 2 erster Halbsatz 
§ 5 Abs. 2 zweiter HalbsatlZ 
§ 5 Abs. 3 Z. 1 
§ 5 Abs. 3 Z. 2 
§§ 6 und 7 Abs. 1 und 2 
§ 7 Abs; 3 

§ 8 Abs. 1 
§ 8 Abs. 2 

§ 8 Abs. 3 
§9 

§ 10 Abs. 1 und 3 
§ 10 Abs. 2 
§§ 11 und 12 
§13 

§ 14 
§ 15 
§ 16 
§ 17 kbs. 1 
§ 17 Abs. 2 
§ 18 Abs. 1 
§ 18 Abs.2 

§ 19 
§ 20 
§ 21 Abs. 1 
§ 21 Abs. 2 
§ 22 

§ 23 
§ 24 

§ 1 Abs. 1 und 2 

§ 1 Ahs. 4 
gegenstandslos 
§ 4 Abs. 1 
§ 4 Abs. 2 

Entwurf: 

§ 8 Albs. 2 Z. 1 und 2 
§ 8 Abs. 3 erster Satz 

§ 8 AJbs. 2 Z. 3 

§ 18 Abs. 5 
§ 4 Abs. 3 Z. 1,2 und 4 

§ 14 Abs. 1 
§ 8 Abs. 3 zweiter Satz 
§9 

§ 18 Abs. 1 
§ 10 
§13 
§ 26 
§ 27 

§ 29 Abs. 1 
§ 29 Abs. 2 Z. 1 
§ 28 
§ 33 Abs. 1 
§ 32 Abs. 1 
§ 33 Abs. 3 
§ 32 Abs. 2 
§§ 34 Abs. 1 und 2 und 35 
§ 34 Abs. 3 
§ 40 Abs. 1 und 2 
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:§ 25 

§ 26 
§ 27 

§ 28 

§ 29 

§§ 30 und 31 

§ 32 
,§ 33 

§ 34 

§ 35 

§ 35 a 
§ 36 

:§ 36 a 
.§ 36h Z.1 

§ 36 b Z. 2 
§ 37 

§ 38 

,§ 39 Abs. 1 und 2 

§ 39 Abs. 3 und 4 

§ 40 

§41 
:§ 42 
§ 43 

§44 

§ 45 
,§ 46 

:§ 47 
,§ 48 

,§§ 49 und 50 

§ 51 Abs. 1 

§ 51 Abs. 2 

:§ 52 
§ 53 Abs. 1 

VAG: 

,§ 53 Abs. 2 erster Satz 

,§ 53 Abs. 2 zweiter Satz 

§ 53 Abs. 3 
§ 53 Abs. 4 
,§ 54 

§ 55 Abs. 1 

§ 55 Abs. 2 
§ 55 Abs. 3 
.§ 56 

§ 57 Abs. 1 und 2 
.§ 57 Abs. 3 

§ 58 
,§ 59 

§ 60 

§ 61 Abs. 1 und 2 

764 der Beilagen 

§ 40 Abs. 3 
§ 33 Abs. 2 

§ 30 

§ 43 Abs. 1 

§ 36 

§ 37 

§ 38 
§§ 44 bis 46 

§ 47 
§ 48 

Entwurf: 

§§ 49 Abs. 1 bis 3, 50 bis 52, 54 und 55 
§ 84 

§ 49 Abs. 4 

§ 41 
§ 42 

§ 53 Abs. 1 

§ 53 Abs. 3 bis 5 

§ 56 Abs. 1 
§ 56 Abs. 2 bis 4 

§ 58 
§ 56 Abs. 5 

§ 57 Abs. 1 bis 3 

§ 57 Abs. 6 

§ 57 Abs. 4 und 5 

§ 96 Abs. 4 

§ 96 Abs. 2 

§§ 62 Abs. 1 und 2 und 63 

75 

§§ 66, 67, 68 Abs. 1 und 3 bis 6, 69 Abs. 1, 
Abs. 2 erster bis droitter Satz und 3 bis 6 und 
71 

§§ 68 Abs. 2 und 69 Abs. 2 letzter Satz 

§ 70 

§ 62 Abs. 3' 

§ 75 

§ 82 Z. 1 und 2 
\. 

§ 83 Abs. 2 Z. 1, 2 und 5 

aufgehoben 

§ 83 Abs. 2 Z. 4 
§ 81 Abs. 1 bis 4 
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§ 61 Abs. 3 

§§ 62 und 63 

§ 64 

§ 65 Abs. 1 

§ 65 Abs. 2 

§ 66 A.bs. 1 und 2 

§ 66 Abs. 3 

§ 66 Abs. 4 

§ 66 A:bs. 5 

§ 66 Abs. 6 
§ 66 Ahs. 7 
§ 67 

§ 68 Abs. 1 
§ 68 Abs. 2 

§ 68 Abs. 3 

§ 69 

§ 70 erster Satz 

VAG: 

§§ 70 zweiter Satz und 71 Abs. 1 

§ 71 Abs. 2 und 3 

§72 

§ 73 

§ 74 

§ 75 
§§ 76 und 77 Abs. 1 
§ 77 Abs. 2 

§ 77 Aibs. 3 
§ 77 Abs. 4 

§ 78 

§ 79 

§ 80 
§ 81 Abs. 1 
§ 81 Abs. 2 

§ 81 Abs. 3 und 4 
§ 82 .Acbs. 1 

§ 82 Abs. 2 

§ 83 Abs. 1 

§ 83 Abs. 2 
§ 83 Abs. 3 
§ 84 .Acbs. 1 erster Satz 
§ 84 Ahs. 1 zweiter Satz und Abs. 2 
§§ 85 und 86 
§ 87 

§ 88 Abs. 1 
§ 88 .Acbs. 2 
§ 89 
§§ 90 bis 100 

§ 101 
§ 102 
§ 103 
§ 105 

764 der Beilagen 

§ 81 Abs. 5 

§ 85 Abs. 2 

§ 19 Abs. 4 

§ 80 Abs. 2 

§ 20 Abs. 3 

Entwurf: 

§ 20 Abs. 1 zweiter Satz 
§ 77 Abs. 7 

§ 77 Abs. 6 

§ 20 Abs. 2 

§ 19 Abs. 2 

§ 77 Abs. 1 

§ 77 Abs. 1 Z. 3 und Abs. 5 

§ 77 Abs. 4 

§ 22 Abs. 1 
§ 22 Abs. 5 

§ 22 Abs. 4 

§ 23 Abs. 2 

§ 80 Abs. 1 
§ 23 Abs. 3 

§ 23 Abs. 5 

§ 87 

§§ 91 und 92 Abs. 3 und 4 

§ 92 Abs. 2 

§ 90 

§ 94 

§ 99 

§ 104 

§ 76 

§ 101 Abs. 1 
§ 102 Abs. 2 und 3 
§l05 
§ 101 Abs. 2 

§l07 
§ 89 Abs. 2 
§ 89 Abs. 1 
§ 98 
gegenstandslos 
§ 147 

§ 116 
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VAG: 

:§ 106 Abs. 1 und 2 Z. 1 und 2 
§ 106 Abs. 2 Z. 3 
§ 107 
§ 108 
§ 109 
§ 110 Abs. 1 
§ 110 Abs. 2 
§ 111 
§§ 112 bis 12i 
§§ ,122 his, 133 

§ 134 
§ 135 Abs. 1 Z. 1 
§ 135 A:bs. 1 Z. 2 
§ 135 J\bs. 1 Z. 3 
§ 135 Abs. 1 Z. 4 
§§ 135 Abs. 2 und 136 
,§ 137 Abs. 1 

§ 137 Abs. 2 bis 4 
§ 138 
§ 139 
§ 140 Albs. 1 
§ 140 Abs. 2 
§ 140 Abs. 3 und 4 
§ 141 
§ 142 
§ 143 
§§ 144 bis 146 
§147 
§ 148 
§ 149 
§ 150 
,§§ 151 bis 155 

§ 156 
§ 157 

Einführungsverordnung zum VAG: 
§§ 1 bis 7 
§8 
§9 
§ 10 
§11 
§ 12 
,§ 13 

§§ 14 und 15 
§ 16 
§ 17 
§ 18 

Durchführungsverordnung zum VAG (DRGBI. 
1936 I S. 376): 

Art. 1 
Art. 2 
Art. 3 

,Art.4 

§ 5 Abs. 1 
§ (, Abs. 2 
§ 3 Abs. 2 
§ 6 Abs. 3' 

§ 86 

Entwurf: 

betrifft ausschließlich Bausparkassen 
gegenstandslos 
§ 109 

§ 108 Z.4und 5 

§ 108 Z. 1 

betrifft ausschließlich Bausparkassen 
§ 111 

§ 112 Abs. 1 Z. 2 und Abs.2 
§ 110 
§ 108 Z. 2 

§113 

§ 114 

aufgehoben 
§2 

§ 83 Abs. 2 Z. 5 
gegenstandslos 

§ 85 Abs. 3 

gegenstandslos 
aufgehoben 
gegenstandslos 
§ 83 Abs. 2 Z. 1 
§ 77 Abs. 5 
gegenstandslos 

Entwurf: 

§ 21 Abs. 1 Z. 1 ,und Abs. 2 
gegenstandslos ' 
§ 95 Abs. 1 
gegenstandslos 

Entwurf: 

§ 77 Abs. 1 Z. 4 

§ 106 Abs. 3 und 5 

77 
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